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Jörg Bernhard Bilke

Menschenrechte im SED-Staat

„Man muß den wirklichen Druck noch drückender machen, 
indem man ihm das Bewußtsein des Drucks hinzufügt, 
die Schmach noch schmachvoller machen, 
indem man sie publiziert."

Karl Marx (1844)

Der Mauerbau vom 13. August 1961, mit dem 
die DDR-Bürger an der Massenflucht zu ihren 
Landsleuten gehindert werden sollten, hat die 
inneren Widersprüche der „sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung" nicht verschwinden, son-
dern nur noch stärker hervortreten lassen. Da 
die staatlich gelenkte Presse ihrer Aufgabe, 
die Leser über die politischen Zustände im 
eigenen Land zu informieren, seit mehr als 35 
Jahren nicht mehr nachkommen kann, wurde 
nach 1961, verstärkt nach 1971, zunächst eine 
kritische Literatur, deren Verfasser sich dem 
„gesellschaftlichen Auftrag" zu entziehen ver-
standen, zu einem Informations- und Opposi-
tionsträger, in welchem die unaufgeklärt und 
unmündig gehaltene Bevölkerung „ihren 
Schmerz und ihre Unruhe" (Alexander Sol-
schenizyn) artikuliert fand.
Spätestens mit der gewaltsamen Abgrenzung 
gegen den „Klassenfeind", dessen Wirtschafts-
hilfe gleichwohl benötigt wurde, und dem 
„umfassenden Aufbau des Sozialismus" wurde 
die bis heute anhaltende Finalitätskrise des 
Systems eingeleitet, wonach die Staatsreligion 
des Marxismus-Leninismus nicht mehr als 
weltverändernde Doktrin mit aufklärerischem 
Impetus erscheint, sondern nur noch als Zita-
tensammlung zur Absicherung der Machtposi-
tionen einer selbsternannten Elite. In seinem 
Lied „Porträt eines Monopolbürokraten" (1972) 
hat Wolf Biermann die politische Physiogno-
mie der „neuen Klasse" (Milovan Djilas), die 
zwar die Produktionsmittel nicht besitzt, aber 
fast uneingeschränkt über sie verfügt, eindring-
lich beschrieben: „In deinem Land ist die Revo-
lution lebendig begraben, Genosse .. .Von dei-
nen Lippen wehn uns die Fahnen aus Rotwein. 
Ja, schön ist es, das Wort zu ergreifen im Klas-
senkampf der Trinksprüche. Die Macht in der 
Tasche, vor Augen den Herzinfarkt, so sehn 
wir dich die umkämpfte Stellung halten hinter 
den Bankett-Barrikaden. Warum säufst du 
dich tot für uns? Warum frißt du dich krank für 

uns? Warum redest du dich kaputt für uns? ... 
Warum zitterst du so vor der Diktatur des Pro-
letariats?"1).

1) Wolf Biermann, Für meine Genossen, Berlin 1972, 
S. 52.
2) Peter Rückert, Bonzograd, Rheinischer Merkur 
vom 10. März 1978.
3) Vgl. den Programmentwurf der KPdSU 1961/80, 
Neues Deutschland vom 31. Juli 1961.

Wie das im konkreten Einzelfall aussieht, wird 
durch einen Korrespondentenbericht belegt, 
worin das vor Volkes Augen hermetisch abge-
schirmte, vom Volksmund „Volvograd" ge-
nannte Konsumparadies der SED-Spitzen-
funktionäre am märkischen Wandlitzsee ge-
schildert wird: „Sie leben nicht nur zwischen 
Stacheldraht und Wachtruppen, sondern auch 
zwischen Kaviar und Krimsekt, schottischem 
Whisky und französischem Cognac, dänischer 
Butter und englischen Zigaretten, westdeut-
schen Farbfernsehern und argentinischem 
Frischfleisch. Auch in den ,Intershop-Läden 
sind die Schätze kaum zu bekommen, unter 
denen sich in .Volvograd' die Regale biegen ... 
In den großen Villen von ,Volvograd' mit ihren 
jeweils zehn bis zwölf Zimmern (Edelholz-Tä-
felung, türkische Teppiche, belgische Leuch-
ter, kostbare Vorhänge), mit Sauna, Swim- 
ming-Pool, Massage- und Kosmetik-Zentren 
läßt sich vorzüglich leben. Man kann verste-
hen, daß die Funktionäre jeden Abend gerne 
hierher zurückkehren, um Kraft für ihre Be-
mühungen am nächsten Tag zu schöpfen, der 
werktätigen Bevölkerung zu sagen, daß der 
Aufbau des Sozialismus hohe und höchste pri-
vate Opfer fordert."2)

Zur innenpolitischen Situation

Für den nicht privilegierten Rest von 17 Mil-
lionen DDR-Bürgern bleibt die Verheißung 
auf einen irgendwann in grauer Zukunft aus-
brechenden Kommunismus3), der alle Unzu-



länglichkeiten der Gegenwart auslöschen 
wird. Nur glauben an dieses leuchtende Ziel, 
das nach dem zweimal umgearbeiteten und 
dann doch verbotenen Stück „Die Sorgen und 
die Macht" (1962) von Peter Hacks nur die völ-
lige Negation heutiger Zustände sein kann 
(„Kollegen, Kommunismus, wenn ihr euch den 
vorstellen wollt, dann richtet eure Augen auf, 
was jetzt ist, und nehmt das Gegenteil"), nicht 
einmal die allmächtigen Mitglieder des Polit-
büros: „Wir stellen fest: Keine herrschende 
Klasse Deutschlands hat jemals so schmarotzt 
und sich jemals so gegen das Volk gesichert 
wie jene zwei Dutzend Familien, die unser 
Land als einen Selbstbedienungsladen hand-
haben. Keine hat sich derart exzessiv goldene 
Gettos in die Wälder bauen lassen, die 
festungsgleich bewacht sind. Keine hat sich 
derart schamlos in Sonderläden und Privatim-
porten aus dem Westen, durch Ordensblech, 
Prämien und Sonderkliniken, Renten und Ge-
schenke so korrumpiert und bereichert wie 
diese Kaste."4)

4) DDR. Das Manifest der Opposition, München 
1978, S. 26/27.

Wer als hart arbeitender Untertan aber die 
Versprechungen einfordert und aus dem be-
drückenden DDR-Alltag ausbricht, Kritik übt, 
die Ausreise „legal" betreibt oder die „Repu-
blikflucht", die seit 1957 als „illegal" gilt, vorbe-
reitet, der riskiert wenn nicht sofortige Ver-
haftung und Verurteilung, so doch berufliche 
Degradierung und öffentliche Diskriminie-
rung. Denn der SED-Staat verfügt nicht nur 
über ein alle bürgerlichen Freiheiten negie-
rendes Strafrecht, sondern auch über die ideo-
logischen und militärischen Machtmittel, sei-
nen politischen Willen durchzusetzen. So be-
deutete die Neufassung des Strafrechtsände-
rungsgesetzes vom 28. Juni 1979 Oppositions-
verbot für die „werktätige Bevölkerung" insge-
samt, während die Ausbürgerung, Verhaftung 
oder vorübergehende Westbeurlaubung von 
Intellektuellen — von Ausschlüssen aus Par-» 
tei und Schriftstellerverband abgesehen — ge-
gen den Versuch gerichtet war, Literatur und 
Geistesarbeit für autonom zu erklären und 
Wirklichkeitsbeschreibungen ohne ideologi-
sche Vorgaben vorzunehmen.
Den Ausbruchsversuchen einer unruhiger 
werdenden Jugend, die keine „Perspektive" 
mehr sieht, wurde mit der Einführung des 
Pflichtfachs „Wehrerziehung" 1978 und einer 
neuen Schulordnung 1979 begegnet. Sollte es 

dennoch, wie 1977 auf dem Ost-Berliner Alex- 
anderplatz und im neuen Stadtteil Marzahn, 
später auch in einigen Provinzstädten wie Er-
furt und Wittenberge, zu Streiks und Revolten 
kommen, dann stehen — abgesehen von den 
20 Divisionen der Roten Besatzungs-Armee — 
die regulären NVA-Truppen von 170 000 
Mann kampfbereit in Reserve, wenn es der 
Bürgerkriegsarmee in Millionenstärke — be-
stehend aus den „Kampfgruppen der Arbeiter-
klasse", den Verbänden der „Gesellschaft für 
Sport und Technik", den Schülerregimentern 
der Oberklassen, den Kräften der „Zivilvertei-
digung", den Einheiten der „Deutschen Volks-
polizei" und des „Ministeriums für Staatssi-
cherheit" — nicht gelingen sollte, die „herr-
schende Klasse“ und ihre Privilegien gegen die 
aufgebrachte Menge zu schützen.

Mit den drei Bevölkerungsgruppen Arbeiter, 
Jugendliche und Intellektuelle sind die 
Schwachstellen des Systems bezeichnet, die 
bei zunehmender Wirtschaftsanarchie im 1980 
ablaufenden Fünfjahrplan zu Kristallisations-
punkten politischer Opposition werden könn-
ten, wie es ansatzweise schon zu beobachten 
ist. So hat die drastische Rohstoffverteuerung 
auf dem Weltmarkt seit 1975 zu einer Erschüt-
terung des Preisgefüges auf dem DDR-Binnen-
markt geführt, was sich in Versorgungseng-
pässen mit Käuferschlangen und heimlichen 
Preiserhöhungen bei Konsumwaren aus-
drückt. Der Unmut des Bevölkerungsteils, der 
ein niedriges Einkommen hat und keine West-
mark besitzt oder besitzen darf, wurde noch 
durch die staatliche Intershop-Politik ge-
schürt, die zwei Klassen von DDR-Bürgern, die 
mit und die ohne Westwährung, entstehen 
ließ. Hinzu kommen steigende Rüstungslasten 
im Rahmen des Warschauer Paktes und im In-
teresse überseeischer Kriegsabenteuer (Ango-
la, Mosambik, Kambodscha, Afghanistan), was 
auf Kosten eines stagnierenden, teilweise sin-
kenden Lebensstandards geht.

Kann man Fehlplanung, Materialvergeudung, 
eine Mangel- und Mißwirtschaft, die den welt-
weiten Auswirkungen der Teuerungswelle 
und Rohstoffverknappung nicht gewachsen 
ist, fast noch als normales Spezifikum der 
Planökonomie bezeichnen, so offenbaren auch 
andere, nicht eingeplante Schwierigkeiten wie 
der Kälteeinbruch des strengen Winters 1978/ 
79 die Untauglichkeit des Systems. Der im vor-
letzten Jahr des Planjahrfünfts entstandene 
Schaden von zehn Milliarden Mark kann auch 



nicht annähernd durch erhöhte Arbeitslei-
stung wettgemacht werden. Von daher gese-
hen, ist die „Talfahrt ins vierte Jahrzehnt" (Ilse 
Spittmann) deutlich vorprogrammiert und die 
juristische Aggression gegen die aufbegehren-
den Bürger, wie sie im neuen Strafgesetz gege-
ben ist, nur folgerichtig, nachdem die Ideolo-
gie zur Verklärung des Mangels nicht mehr 
ausreicht.
Die Alternativen zum Niedergang des aufge-
zwungenen Sozialismus sind wenig ermuti-
gend. Was Rudolf Bahro in seinem Buch „Die 
Alternative. Kritik des real existierenden So-
zialismus" (1977) anbietet, ist ohne Aussicht 
auf Verwirklichung unter den herrschenden 
Verhältnissen. Da Ausreiseanträge, von denen 
200 000 vorliegen sollen, von den Behörden 
kaum noch angenommen und bearbeitet wer-
den, bleibt nur der „illegale" Weg über die 
Staatsgrenze oder über das sozialistische Aus-
land. Spektakuläre Fluchtunternehmungen 
mit dem Ruderboot über die Ostsee5), mit 
Flugzeugen zur Insektenbekämpfung über die 
grüne Grenze oder mit selbstgebauten Ballons 
wie am 16. September 19796) erinnern die 
Weltöffentlichkeit daran, daß die deutsche 
Frage noch immer ungelöst ist. Selbst wenn 
sich die Masse der DDR-Bürger in Anpassung 
an das Unvermeidliche übt, so ist der Wunsch 
nach Wiedervereinigung, die die politische 
Zwangslage beenden könnte, nach wie vor vi-
rulent; sie wird sogar, wie der DDR-Schriftstel-
ler Karl-Heinz Jakobs schrieb, in den nächsten 
Jahren noch stärker werden: „Ich glaube im-
mer noch, daß es möglich sein wird, ein von 
Grund auf erneuertes Land zu schaffen. Sollte 
das nicht gelingen, sollte sich das als unmög-
lich herausstellen, so wird im Volke der Ge-
danke einer wiedervereinigten Nation mehr 
und mehr an Bedeutung gewinnen. Ein Gedan-
ke, den keiner in der Welt liebt, die Franzosen 
nicht, die Russen nicht, die Dänen nicht, nicht 
die Polen, die Tschechen, die Niederländer 
und sogar die Deutschen nicht."7)

8) VgL: Fragen an eine Brigade, Kursbuch 
38/1974.
9) Die Welt vom 31. März 1978.

Oppositionelle Strömungen

Während die eigentliche Bürgerrechtsbewe-
gung erst 1975 — von vereinzelten Vorläufern 
abgesehen — mit der Unterzeichnung und 
Veröffentlichung der KSZE-Schlußakte von

5) Tina Österreich, Ich war RF. Ein Bericht, Stuttgart 
1978.
6) Jürgen Petschull, Mit dem Wind nach Westen, 
München 1980.
7) Westfälische Rundschau vom 23. Juni 1979.

Helsinki, die als Berufungsinstanz dient, ein-
setzte, so haben ihr doch oppositionelle Strö-
mungen in der Bevölkerung den politischen 
Nährboden bereitet. Dazu gehören die Unzu-
friedenheit der Arbeiter, die sich in Streiks 
und Arbeitsniederlegungen äußert8), die Auf-
sässigkeit der Jugend, die staatskritische Hal-
tung eines Teils der Kirchen — deren sichtba-
rer Ausdruck die Selbstverbrennung des Pfar-
rers Oskar Brüsewitz am 18. August 1976 in 
Zeitz war — und die Mißstimmung unter den 
Intellektuellen.
Während das DDR-Jugendgesetz vom 31. Ja-
nuar 1974 und Erich Honecker selber die her-
anwachsende Generation als die „sozialisti-
schen Hausherren von morgen" bezeichnen, 
zeigt die Skala der Verhaltensweisen Jugend-
licher ein ganz anderes Bild. Politische Schu-
lung und Leistungsdruck von der Kinder-
krippe bis zum Eintritt in die „Freie Deutsche 
Jugend" und darüber hinaus sowie in der 
gleichgeschalteten „Gesellschaft für Sport und 
Technik" haben zu einer ideologischen Über-
sättigung geführt, deren Äquivalent nur in sel-
tenen Fällen in der Suche nach einer echten 
Alternative, in der Regel aber im Verharren in 
unreflektierter Ablehnung staatlicher An-
sprüche besteht. Niko Hübner beschreibt 
diese ablehnende Haltung in seinem Manifest: 
„Der Jugendliche verfügt... bereits über einen 
Erfahrungsschatz aus der Alltagswelt des 
SED-Staates. Seine Kritik kommt aus der Pra-
xis, denn er kann mit den fast leeren Begriffen, 
die er gelernt hat und mit denen er den .realen 
Sozialismus' begreifen soll, nichts anfangen. 
Da aber die Bewußtseinsinhalte schon im frü-
hen Kindesalter indoktriniert werden, ist es 
dem Jugendlichen kaum möglich, zu vernünf-
tigen, durch Erfahrung gebildeten theoreti-
schen Anschauungen zu gelangen. Den Mar-
xismus-Leninismus stößt er als wertlos ab. 
Doch wird der Jugendliche dadurch meistens 
theorielos und verharrt in bloßer Opposition 
ohne eine greifbare Alternative. Er wird von 
anderen politischen, philosophischen und kul-
turellen Strömungen bewußt ferngehalten. So 
bildet er vom 16. Lebensjahr an einen destruk-
tiven Nihilismus aus, indem er alle Werte ab-
lehnt."9)
Selbstverständlich gibt es auch den sozialisti-
schen Musterschüler, der den vom Westen 



eingeschleppten Jeans- und Beat-Kult, wie ihn 
Ulrich Plenzdorfs Held Edgar Wibeau in dem 
Theaterstück „Die neuen Leiden des jungen 
W." (1972) vorlebt, ablehnt und den Sozialismus 
als einzig humanitäres Gesellschaftssystem 
verherrlicht. Doch das sind gewiß Ausnahmen 
wie auch die 1977 beim „Fest der Baumblüte" in 
Werder aufgetretenen Rocker-Banden als 
nicht repräsentativ anzusehen sind. Daß ge-
rade die Funktionärskinder (Thomas Brasch, 
Florian Havemann, Niko Hübner, Gerald 
Zschorsch) das privilegierte Elternhaus verlas-
sen und für den Prager Reformkommunismus 
Partei ergreifen, scheint für die Funktionäre in 
schweren Erziehungsfehlern zu liegen, die ih-
rer Ansicht nach mit dem neuen Schulfach 
„Wehrerziehung" behoben werden könnten — 
abgesehen davon, daß dieses Fach, wie Armee-
general Heinz Hoffmann 1978 in der Partei-
hochschule „Karl Marx“ erklärte, eine einzig-
artige Rolle „bei der Erfüllung des militäri-
schen Klassenauftrags" spielt. Und wenn ein 
Jahr später als Hauptaufgabe der neuen Schul-
ordnung die „Vervollkommnung der kommu-
nistischen Erziehung der Schuljugend" ge-
nannt wird, so verrät dieses Erziehungsziel zu-
gleich, daß bisher offenbar immer nur Annähe-
rungswerte erreicht wurden. Gerhart Neuner 
zum Beispiel, Präsident der „Akademie der 
Pädagogischen Wissenschaften", meint, die 
DDR-Jugend sei für „gegnerische Einflüsse 
empfänglich", was freilich nur eine Umschrei-
bung dafür ist, daß sich die Jugendlichen in ih-
ren Freiheitsrechten beschränkt sehen.
Zwei Beispiele fünfzehnjähriger Schüler, die 
wegen „Republikflucht" verhaftet wurden, zei-
gen, daß der Staat erbarmungslos zuschlägt, 
wenn er seine scheinlegal sanktionierte Will-
kür provoziert sieht: Simone Streuzek, deren 
Eltern ein Ausreisevisum beantragt hatten, 
wurde am 28. April 1980 verhaftet; sie befindet 
sich seitdem mit schweren psychischen Stö-
rungen in Untersuchungshaft. Sie hatte ver-
sucht, mit dem Zug die slowakisch-österreichi-
sche Grenze bei Preßburg zu erreichen. Volker 
Mehlis aus Thale im Harz erhängte sich am 
24. Mai 1980 im Jugendstrafhof Halle, verur-
teilt zu einem Jahr Gefängnis, weil er mit sei-
nem Freund Thomas Kühne im Interzonenzug 
aufgegriffen worden war.

Literatur als Informationsträger

Zwischen diesen Schicksalen aus staatlichen 
Zwängen ausbrechender DDR-Jugendlicher 

und einigen Beispielen neuerer DDR-Literatur 
— ob gedruckt oder verboten — gibt es zwei-
fellos Berührungspunkte. Gemeint ist hier der 
Realitätsgehalt einer Literatur, welche die 
Verfassung einer Gesellschaft reflektiert oder, 
anders ausgedrückt, die Differenz zwischen 
„Zeitungswahrheit" und „Literaturwahrheit". 
Die beiden Begriffe werden neuerdings von 
DDR-Bürgern benutzt und besagen, daß das 
aus der Zeitung bezogene Sozialismus-Bild 
mit der Wirklichkeit nicht übereinstimmt, 
während manche Werke der DDR-Literatur so 
realistisch geschrieben sind, daß sie aus Si-
cherheitsgründen in keinem DDR-Verlag er-
scheinen können. Solche Bücher können nur 
im Westen gedruckt werden und zirkulieren 
dann im Ringtauschverfahren bei DDR-Le-
sern. In Tina Österreichs zweitem Buch 
„Gleichheit, Gleichheit über alles. Alltag zwi-
schen Elbe und Oder" (1978) zum Beispiel sind 
eine Fülle von DDR-Nachrichten aus der Be-
zirkshauptstadt Leipzig um 1970 ent

10

halten, die 
in der „Leipziger Volkszeitung" nicht zu finden 
waren  ).
Der Anspruch der Leser an diese sozialismus-
kritische Literatur ist hoch. So berichtet Rei-
ner Kunze in seinem Buch „Die wunderbaren 
Jahre" (1976), daß er von einem Forstarbeiter in 
Thüringen gefragt worden sei, ob er schreibe, 
wie es in der Zeitung stehe oder wie es im Le-
ben sei110). Die Gefahr solcher Literatur für die 
Machthaber liegt darin, daß ein in drei Jahr-
zehnten unter dem Einsatz aller ideologischen 
und bürokratischen Mittel errichtetes Infor-
mationsmonopol durchbrochen wird, wobei 
der Autor mit seiner Leserschaft ohne „partei-
liche" Zwischeninstanz, welche die politische 
Realität durch ideologische Einfärbung des 
Stoffes verfälschen möchte, zu einer augen-
zwinkernden Verständigung kommt. Diese 
neue Aufgabe der Literatur, deren Erfüllung 
der Leser vom Autor erwartet, wurde schon 
vor elf Jahren von Manfred Bieler so beschrie-
ben: „Die Literatur ist ein wesentlicher Infor-
mationsträger. Sie durchlöchert die Käse-
glocke über Rennsteig und Rostock."12 ) 
Klaus Poche und Karl-Heinz Jakobs haben, 
wenn auch mit bedauerndem Unterton, diese 
Auffassung bestätigt. So bemerkte Poche ein 
halbes Jahr, bevor sein Roman „Atemnot" 

10) Vgl. die Kapitel „Wegen Geschäftsübergabe ge-
schlossen“ und „Beneidenswertes Land“.
11) Reiner Kunze, „Forstarbeiter", in: Die wunderba-
ren Jahre, Frankfurt/M. 1976, S. 120/21.
12) Die Welt vom 16. Januar 1969.



(1978) in der Schweiz erschien: „Ich muß von 
der Wirksamkeit von Literatur bei uns in der 
DDR ausgehen, von den Erwartungen, die un-
sere Leser an ihre Schreiber stellen. Das ist et-
was anderes als hier. Die Literatur hat bei uns 
auch Aufgaben zu erfüllen, die sie, streng ge-
nommen, unterfordern. Ein Beispiel: In unse-
ren Zeitungen wird vorwiegend ein Leben ge-
schildert, wie es sein soll, nicht, wie es wirklich 
ist. Die Leute mit ihren Nöten, Sorgen und 
Problemen finden sich nicht wieder. Diese Dis-
krepanz zwischen der Realität und den kosme-
tisch gefärbten Berichten auszufüllen, das er-
warten die Leser in irgendeiner Form von der 
Literatur."13 ) Jakobs pflichtete ihm ein Jahr 
später bei: „Wir haben den beklagenswerten 
Zustand, daß unsere Presse nicht das schreibt, 
was den Bürger interessiert. Es gibt keine tief-
gehenden Auseinandersetzungen über Pro-
zesse in unserem Land. Und nun kommen die 
Schriftsstelle

14

r und versuchen, das, was in der 
Presse nicht geleistet wird, in ihre Bücher 
reinzunehmen." )

13) Börsenblatt für den deutschen Buchhandel vom 
17. Mai 1978.
14) Süddeutsche Zeitung vom 28. Februar 1979. 15) Frankfurter Rundschau vom 5. April 1978.

Warum dieses neue Selbstverständnis einiger 
DDR-Schriftsteller für die Entstehung einer 
Bürgerrechtsbewegung seit 1975 wichtig ist, 
wird deutlich, wenn man die Themen dieser 
systemkritischen Literatur näher betrachtet. 
Fast alle Forderungen, welche die Bürger-
rechtler gegen den Staat erheben, werden 
auch in der Literatur gestellt, wobei auffällt, 
daß gesellschaftliche Mißstände von Schrift-
stellern oft Jahre früher artikuliert wurden als 
von den betroffenen Bürgern selbst. Insofern 
schuf die Literatur das politische Klima für 
eine Berufung auf die vom Staat vorenthalte- 
nen Bürgerrechte. Das ging so weit, daß man-
che der früher ignorierten Themen wie die 
Verhältnisse an DDR-Schulen oder die hohe 
Selbstmordrate unter der Bevölkerung zu-
gleich in der inoffiziellen, also nur im Westen 
gedruckten, und in der offiziellen DDR-Litera-
tur auftauchten. In Erich Loests Erzählung 
„Eine Falte, spinnwebfein" (1974) zum Beispiel 
wird der im Sozialismus eigentlich undenk-
bare Konkurrenzkampf zweier Leipziger 
Schülerinnen beschrieben, wobei es um die 
bessere Mathematiknote geht, die zum Auf-
stieg in die Oberstufe und schließlich zu Ab-
itur und Studium berechtigt. Günter Görlichs 
Schulroman „Eine Anzeige in der Zeitung" 
(1978) handelt von einem Lehrerselbstmord 

und Erik Neutschs Novelle „Zwei leere Stühle" 
(1979) von der Kritik am autoritären Schul-
system überhaupt, das „von der Kinderkrippe 
bis zur Universität ein reiner Zensurenstreß" 
sei, womit die sozialistische Pädagogik als ge-
scheitert betrachtet wird.
Noch weiter gegen die herrschende Lehrmei-
nung von der konfliktfreien DDR-Gesellschaft 
greift Jurek Becker mit seinem nur im Westen 
erschienenen Schulroman „Schlaflose Tage" 
(1978) aus. Sein Lehrer Karl Simrock entwik- 
kelt da eine pädagogische Privattheorie, wo-
nach er der Verbündete seiner Schüler zu sein 
hat; er scheitert damit, geht zur „Bewährung“ 
in die Produktion und weigert sich schließlich, 
unter unwürdigen Bedingungen in die Schule 
zurückzukehren: „Wie können Sie hoffen, ich 
entschuldigte mich für ein Unrecht, das man 
mir zugefügt hat? Wie können Sie von mir er-
warten, daß ich Dankbarkeit für eine Demüti-
gung aufbringe? Und vor allem: Wie können 
Sie sich einen Lehrer wünschen, der auf solche 
Angebote einzugehen bereit ist?" Dieser Ro-
man wird auch zur Kritik an der herrschenden 
Strafjustiz, die dem DDR-Bürger die Freiheit 
vorenthält, sein Land zu verlassen, wann im-
mer er möchte. Ganz anders als Brigitte Rei-
mann und Christa Wolf, die schon 1963 mit ih-
ren Romanen „Die Geschwister" und „Der ge-
teilte Himmel" das Thema „Republikflucht“ 
aufgriffen und in „parteilichem" Sinne lösten, 
läßt Becker seinen Helden auf der Seite des 
Opfers, der Übersetzerin Antonia Kramm, sei-
ner Lebensgefährtin, stehen, die in Ungarn 
über die Grenze wollte: „Dann ergriff ihn, als 
er auf den Knien die Wohnung aufwischte, 
eine erdrückende Wut auf die Umstände, die 
Antonia von ihm trennten. Er hielt es plötzlich 
für ihr gutes Recht, dorthin zu gehen, wohin 
sie gehen wollte, und für ein ebenso gutes 
Recht zurückzukehren, wenn es ihr an dem an-
deren Ort nicht mehr gefiel. Sie daran hindern 
zu wollen, so kam ihm heiß zu Bewußtsein, sei 
eine unerhörte Anmaßung, und nur der 
konnte sie auf sich nehmen, der Glück für et-
was hielt, wofür der Tag noch nicht gekommen 
war." Es ist nicht verwunderlich, daß der stell-
vertretende Kultusminister Klaus Höpcke auf 
der Pressekonferenz der Leipziger Buchmesse 
am 12. März 1978 die Veröffentlichung dieses 
Romans als unzumutbar ablehnte, weil darin 
der Sozialismus „als etwas Temporäres"15 ) vor-
geführt werde.



In seiner „Unvollendeten Geschichte" (1975), 
die in der Literaturzeitschrift „Sinn und 
Form16 ) erschien, hat auch Volker Braun die 
Themen „Republikflucht" und sozialistische 
Erziehung behandelt. Das vom „Ministerium 
für Staatssicherheit" überwachte Liebespaar 
Karin und Frank aus dem Bezirk Magdeburg, 
das die Republik keineswegs verlassen will, 
aber dennoch verdächtigt wird, gerät in eine 
derart ausweglose Situation, daß Frank in ei-
nen doppelten Selbstmordversuch getrieben 
wird und die Funktionärstochter Karin ihre 
politische Erziehung abwirft wie ein überflüs-
sig gewordenes Kleidungsstück: „Sie spürte 
eine ungewohnte, exotische Versuchung, sich 
vom gesellschaftlichen Leben abzukehren, 
ihre Ideale zu vergessen, ihre Aufgaben weg-
zuwerfen. Und in die bekannte Gleichgültig-
keit zu fallen, die politische Abstinenz, die sie 
sonst verachtet hatte."

16) Eine Buchausgabe erschien 1977 nur bei Suhr-
kamp. 17) Newsweek vom 25. Juli 1977.

Wenn schon dieses heute zur verbotenen Lite-
ratur zählende Buch bei der DDR-Jugend Auf-
sehen erregte, obwohl darin eine sozialistische 
Lösung des Konflikts mit dem Staat angedeu-
tet ist, so waren die kurzen Prosastücke Reiner 
Kunzes in „Die wunderbaren Jahre” (1976) mit 
ihren unterdrückten Nachrichten aus Schule 
und „Nationaler Volksarmee" noch geeigneter, 
ein von der Staatsdoktrin „Optimismus und 
Lebensfreude" abweichendes Wirklichkeits-
bild zu vermitteln: „In E., sagte sie, habe sich 
ein Schüler erhängt. Am nächsten Morgen 
hätten Jungen verschiedener Klassen 
schwarze Armbinden getragen, aber die Schul-
leitung habe durchblicken lassen, daß die 
Armbinden als Ausdruck oppositioneller Hal-
tung gewertet würden. Der Schüler sei Mit-
glied der Jungen Gemeinde gewesen und habe 
einen Zettel mit durchgekreuztem Totenkopf 
und der Aufschrift .Jesus Christus- hinterlas-
sen. Als erste hätten die Abiturienten die 
Armbinden abgelegt, weil sie kurz vor den 
Prüfungen stehen. Einigen Schülern, die nicht 
in die Klasse des Toten gehen, sei es vom Leh-
rer erlaubt worden, an der Beerdigung teilzu-
nehmen, aber auf Anordnung des Direktors 
habe der Lehrer die Erlaubnis rückgängig ma-
chen müssen. Dem Pfarrer sei es nicht gelun-
gen, den Direktor umzustimmen. Die Partei-
mitglieder habe man angewiesen, Gespräche 
über den Toten zu unterbinden. Am Tag der 
Beerdigung sei für die Zeit des Unterrichts ein

Schülerwachdienst eingeführt worden, und 
die Schultür sei abgeschlossen gewesen."
Mit dieser sozialismuskritischen Literatur, die 
dem Leser eine Fülle bekannter, aber bisher li-
terarisch kaum fixierter Einzelheiten aus dem 
DDR-Alltag vorführt, wurde ein neuer Begriff 
von Wirklichkeit geschaffen, der die engen 
Grenzen eines „sozialistischen Realismus" 
sprengt. Er läßt die offizielle DDR-Literatur, 
auch wenn sie kritische Akzente setzt, noch 
immer als politisches Erziehungsinstrument 
der Staatspartei erscheinen. Aus der Sicht de-
rer, die in der kritischen Literatur eine Diffa-
mierung der auf unbedingte Machterhaltung 
gerichteten Politik sehen, waren die Ausbür-
gerung von Intellektuellen 1976/78, die Aber-
kennung der Staatsbürgerschaft, Schreibver-
bote und Zensurverschärfung, Kriminalisie-
rung von Kritik überhaupt nur ein konsequen-
ter Akt.
Wenn der Schriftsteller die Zustände be-
schreibt, wie er sie sieht, dann kann er — so 
Stefan Heym 1977 — auch dem Machtzentrum 
Politbüro gefährlich werden: „In einer soziali-
stischen Gesellschaft nimmt der Schriftsteller 
eine bedeutendere Stellung ein als im Westen. 
Im Kapitalismus kann man sich die Zunge aus 
dem Hals schreien, aber es kommt nicht viel 
dabei heraus. Die in der sozialistischen Welt 
vorherrschenden Restriktionen verleihen dem 
Wort des Schriftstellers mehr Gewicht, insbe-
sondere wenn er etwas sagt, was vorher noch 
nicht ausgesprochen wurde oder was im Ge-
gensatz zur offiziellen Doktrin steht."17 )

Theoretische Grundlagen
Die innenpolitische Situation, bestimmt durch 
die mangelhafte Versorgung und die ihr fol-
gende Disziplinierung der Bevölkerung, und 
ihre Widerspiegelung in der Literatur waren 
die Ausgangslage für die Bürgerrechtsbewe-
gung, nachdem die Flucht in den Westen nicht 
mehr möglich war. Eine Berufung auf die 
DDR-Verfassung vom 7. Oktober 1974, deren 
Abschnitt I „Bürger und Gemeinschaften in 
der sozialistischen Gesellschaft" behandelt, er-
wies sich als wenig zweckdienlich, da schon in 
Abschnitt II „Grundlagen der sozialistischen 
Gesellschafts- und Staatsordnung" die angeb-
lich herrschenden Machtverhältnisse defi-
niert waren: „Die Deutsche Demokratische Re-
publik ist ein sozialistischer Staat der Arbeiter 
und Bauern. Sie ist die politische Organisation 



der Werktätigen in Stadt und Land unter Füh-
rung der Arbeiterklasse und ihrer marxi-
stisch-leninistischen Partei... Alle politische 
Macht in der Deutschen Demokratischen Re-
publik wird von den Werktätigen in Stadt und 
Land ausgeübt. Der Mensch steht im Mittel-
punkt aller Bemühungen der sozialistischen 
Gesellschaft und ihres Staates." (Artikel 1 
und 2).
Eine Behauptung von Bürgerrechten war dem-
nach schon durch den ideologischen Rahmen, 
auf den sie innerhalb des Kontextes bezogen 
waren, relativiert. Der Satz „Alle Bürger sind 
vor dem Gesetz gleich“ (Artikel 20) wird schon 
durch Artikel 1 widerlegt, was auch für die 
Meinungsfreiheit (Artikel 27) gilt, die nur „den 
Grundsätzen dieser Verfassung gemäß" ausge-
übt werden kann. Artikel 32 wiederum sieht 
überhaupt nicht vor, daß der Bürger das Recht 
habe, sein Land zu verlassen: „Jeder Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik hat 
im Rahmen der Gesetze das Recht auf Freizü-
gigkeit innerhalb des Staatsgebietes der Deut-
schen Demokratischen Republik."
Die Situation änderte sich, als die DDR 1972 
den Vereinten Nationen beitrat und damit die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
vom 10. Dezember 1948 akzeptierte. Beson-
ders die Artikel 13 (Freie Wahl des Wohnsit-
zes), 18 (Freiheit der Weltanschauung), 19 
(Meinungsfreiheit) widersprechen der DDR- 
Verfassung in so eklatanter Weise, daß die 
DDR-Führung es nicht wagt, die UN-Doku-
mente der Öffentlichkeit zugänglich zu ma-
chen.
Die Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte 
vom 1. August 1975 jedoch, die in einigen 
DDR-Publikationen veröffentlicht wurde, 
brachte den Bürgerrechtlern einen entschei-
denden Fortschritt. Zum ersten Mal nämlich 
wurde ihnen ein durch die Unterschrift Erich 
Honeckers beglaubigter Text in die Hand ge-
geben, der auf das Ost-West-Verhältnis abge-
stimmt war. Der Abschnitt „Zusammenarbeit 
in humanitären und anderen Bereichen" mit 
den Kapiteln „Menschliche Kontakte" und „In-
formation" brachte eine Reihe von Zugeständ-
nissen, die zwar keine Gesetzeskraft erlang-
ten, doch ausdrücklich als vor der Weltöffent-
lichkeit sanktionierte Absichtserklärung gal-
ten. Da wurde, was keinem aufmerksamen 
DDR-Leser entgehen konnte, von „Gesuchen 
auf zeitweilige Besuchsreisen" ins westliche 
Ausland gesprochen, die „wohlwollend" und 

„innerhalb vernünftiger Fristen" zu prüfen sei-
en, wobei der Antragsteller in keiner Weise 
diskriminiert („zu keiner Veränderung der 
Rechte und Pflichten ... führen wird") werden 
sollte; eine Familienzusammenführung sollte 
„in positivem und humanitärem Geist" möglich 
sein, weiterhin auch Eheschließungen zwi-
schen Bürgern beider deutscher Staaten „auf 
der Grundlage humanitärer Erwägungen"; wo 
keine verwandtschaftlichen Bindungen be-
standen, sollten Reiseverkehr „aus persönli-
chen oder beruflichen Gründen" und Touris-
mus „auf individueller oder kollektiver Grund-
lage" entwickelt werden, desgleichen Jugend-
begegnungen, Kontakte auf sportlicher und 
sonstwie nichtstaatlicher Ebene.
Das Kapitel „Information" sieht nicht nur die 
„Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
Journalisten" vor, sondern auch die schritt-
weise Einführung der Informationsfreiheit, so-
fern sie noch nicht bestand, durch das Zuge-
ständnis, die Einfuhr von Zeitungen und Zeit-
schriften aus dem nichtsozialistischen Aus-
land zu genehmigen und sie in den Lesesälen 
öffentlich zugänglich zu machen.
Die DDR-Behörden haben sich gegen die poli-
tische „Zumutung" dieser Vereinbarungen, de-
ren strikte Erfüllung zur Selbstauflösung des 
SED-Staats hätte führen müssen, nach anfäng-
licher Irritation mit allen Mitteln gewehrt. 
Nachdem zunächst eine Unzahl von DDR-Bür-
gern, die in Grenznähe wohnten und vom Klei-
nen Grenzverkehr zwischen Lübeck und Hof 
betroffen waren, zu „Geheimnisträgern“ er-
klärt und damit vom Verwandtenbesuch aus-
geschlossen wurden, sind durch die zweima-
lige Novellierung des Strafgesetzbuchs vom 
7. April 1977 und vom 28. Juni 1979 juristische 
Verhältnisse geschaffen worden, welche die 
Berufung auf die Vereinbarungen von Hel-
sinki unter die Androhung hoher Gefängnis-
strafen stellen. Als die neuen Strafgesetze am 
1. August 1979 wirksam wurden, sollte damit 
auch das Ende einer immer unbequemer wer-
denden Bürgerrechtsbewegung angezeigt 
werden. Ideologisch suchte man sich zusätz-
lich dadurch abzusichern, daß in juristischen 
Kommentaren der „Nachweis" geführt wurde, 
daß sich die „Menschenrechtsdiskussion" kei-
neswegs auf DDR-Verhältnisse beziehen kön-
ne 18).

18) Vgl. Menschenrechte im Klassenkampf (zwei 
Bände), Potsdam-Babelsberg 1980, und Robert Stei- 
gerwald, Menschenrechte in der Diskussion, Frank- 
furt/M. 1977.



Der ungeliebte Staat

Die freie Wahl des Wohnortes, auch außerhalb 
der Staatsgrenzen, die nach der DDR-Verfas-
sung nicht vorgesehen ist, führte schon 1974 
zu mehreren Demonstrationen in Ost-Berlin 
und in der DDR-Provinz. Im folgenden seien 
an einem Beispiel die Widerstände gegenüber 
einem Antrag auf legale Ausreise aufgezeigt. 
Selbst dieses Beispiel dürfte aber noch nicht 
typisch sein für die vom System üblicherweise 
veranlaßten Schikanen gegenüber „normalen" 
DDR-Bürgern, falls diese es wagen sollten, ein 
selbstverständliches Menschen-, und Bürger-
recht zu beanspruchen. Die Bemühungen des 
Medinzinprofessors Horst Gundermann aus 
Neuruppin, heute Heidelberg, um eine legale 
Ausreise, erstreckten sich vom 23. Juni 1975 
bis zum 11. Mai 1976. In seinem Buch „Entlas-
sung aus der Staatsbürgerschaft" (1978) hat 
Gundermann die einzelnen Stationen seines 
von den DDR-Behörden behinderten Weges in 
den Westen aufgezeichnet.

Im ersten Antrag auf Ausreise, gerichtet am 
23. Juni 1975 an den Rat des Kreises und fu-
ßend auf der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, war 
als Motiv die Abneigung gegen die Staatsdok-
trin des Marxismus-Leninismus angegeben: 
„Unsere Gründe sind religiös und weltan-
schaulich-politisch. Wir betrachten dies als 
eine ernste, auch für unser persönliches Leben 
folgenschwere Entscheidung. Es ist darum 
notwendig, ausführlich darauf einzugehen. 
Wir halten uns dabei frei von polemischen 
oder apologetischen Gedanken und sprechen 
freimütig unsere eigene Überzeugung aus, die 
sich nicht mit der anderer Gläubiger decken 
muß. Wir erklären ausdrücklich, daß uns keine 
amtskirchliche Bevormundung oder Beein-
flussung gedrängt hat. Als engagierte und 
praktizierende Christen sind wir nach langjäh-
riger geistiger Auseinandersetzung und sorg-
fältiger Prüfung unserer Motive in Überein-
stimmung mit den für uns verbindlichen Wor-
ten der Heiligen Schrift: Gott stets mehr zu ge-
horchen als den Menschen — zu der Gewiß-
heit gelangt, daß wir nicht länger aufrichtigen 
Herzens und wahrhaftigen Gewissens in ei-
nem Gemeinwesen leben können, das an seine 
Bürger — besonders auch an die heranwach-
senden — einen weltanschaulich-politischen, 
eindeutig atheistisch geprägten Totalitätsan-
spruch stellt... Wir bekennen dagegen, daß 
unsere Existenz und unser Handeln total von 

Gott vereinnahmt sind. Wir gestehen ein, daß 
wir die Botschaft des Herrn heute oft ver-
fälscht und verraten haben. Das lastet als eine 
ständige Schuld auf uns. Aber es enthebt uns 
nicht der Gehormsamspflicht, der Stimme un-
seres Gewissens zur gebotenen Stunde Folge 
zu leisten."19 )

19) Horst Gundermann, Entlassung aus der Staats-
bürgerschaft, Berlin 1978, S. 14f.
20) Ebenda, S. 61.

Nach einer Aussprache am 8. Juli 1975 beim 
Rat des Kreises, mit der versucht wurde, die 
Rücknahme des Gesuchs zu erreichen, wurde 
auf den Dienstweg verwiesen. Am 22. Septem-
ber 1975 wurde, als nichts geschah, der zweite 
Ausreiseantrag gestellt, der am 1. Oktober 
vom Ministerrat in Ost-Berlin bestätigt wurde. 
Eine weitere Unterredung in der Abteilung 
für Inneres beim Rat des Kreises am 4. No-
vember 1975 sollte den Antragsteller mora-
lisch zermürben, wie dieser am gleichen Tag in 
einem Brief festhielt: „Ich muß gestehen, daß 
ich mit einem kleinen Funken Hoffnung der 
.Klärung Ihrer Angelegenheiten', also jener 
schriftlichen Aufforderung vom Rat des Krei-
ses Neuruppin, entgegengesehen habe. Es 
wurde aber nichts geklärt. Die alte Brühe 
wurde aufgewärmt und schmeckte abgestan-
den. Auf Argumente wurde nicht eingegan-
gen, immer die gleichen Leitartikel, immer 
dieselben Phrasen, und auch immer wieder die 
Suggestivunterstellung: Ich müsse mich mit 
meiner Familie in der DDR wohl fühlen! Man 
spricht wie gegen eine Gummiwand, die sich 
aber nach dem ersten sanften Anprall als eine 
sehr feste, undurchdringbare Betonmauer er-
weist! So bleibt ein Gefühl der Hilflosigkeit. 
,Und wenn ich mit Engelszungen redete', die 
Funktionäre bleiben unerschütterlich. Wie 
können nach einem solchen .Gespräch' Ver-
zweiflung und Ausweglosigkeit ausbleiben! 
Die menschliche Kommunikation ist abgebro-
chen, übrig bleibt ein Kontakt mit ideologi-
schen Robotern, die automatenhaft versichern, 
daß sie die humanste aller bisherigen Gesell-
schaftsformationen vertreten."20 ) Als der dritte 
Antrag vom 10. November 1975 wiederum un-
beantwortet blieb, wandte sich Gundermann 
am 1. Dezember an die Menschenrechtskom-
mission der Vereinten Nationen und schickte 
am 23. Dezember seinen vierten Antrag an 
den Ministerrat in Ost-Berlin.
Am 7. Januar 1976 wurde der Antragsteller als 
Chefarzt der Hals-Nasen-Ohren-Klinik des 



Bezirkskrankenhauses abgelöst und der Poli-
klinik zugeteilt. Am 17. Februar 1976 wurde 
der fünfte Ausreiseantrag gestellt: „Es bleibt 
uns unverständlich, warum wir nahezu ein 
Dreivierteljahr auf die Ausreise warten müs-
sen ... Angesichts des anhaltenden Schwei-
gens appellieren wir an die Verantwortlichen, 
die selbst dekretierten moralischen und recht-
lichen Instanzen nicht zu übergehen. Unsere 
Haltung ist unverändert. Wir werden für un-
ser gerechtfertigtes Anliegen — das im Kern 
simpel und selbstverständlich ist — weiterhin 
mit der vollen Intensität unseres Glaubens 
und unserer Überzeugung einstehen, mit un-
seren Möglichkeiten und ungeachtet persönli-
cher Konsequenzen."21 )

21) Ebenda, S. 128f.
22) Ebenda, S. 138.
23) Ebenda, S. 151. 24) Ebenda, S. 155 ff.

Am 19. Februar 1976 schließlich fand eine wei-
tere Unterredung in der Abteilung für Inne-
res beim Rat des Kreises statt, wo dem An-
tragsteller ein „doppelseitig bedruckter An-
trag auf Entlassung aus der Staatsbürger-
schaft"22 ) ausgehändigt wurde. Der Zustand in-
nerer Spannung löste sich. Am 11. April 1976 
schrieb Gunderman an einen Freund: „Ich be-
ginne langsam, aus einer Art von Betäubung 
zu erwachen. Die Gedanken, die sich in der 
letzten Zeit oft getrübt haben, ordnen sich 
wieder klarer, wenn ich auch noch Mühe habe, 
meine psychische Müdigkeit abzustreifen. Ich 
baue zuversichtlich auf die belebende Kraft 
der neuen Eindrücke und frischen Winde."23 ) 
Die Ausreise erfolgte dann am 11. Mai 1976: 
„Als wir abfuhren — sechseinhalb Jahre hat-
ten wir dort gewohnt —, blickten wir nicht zu-
rück. Vor der Stadtausfahrt hielten wir noch 
einmal. Ein letzter Apfelsaft-Drink unter 
Freunden. Es fielen nur wenige Worte. Wir sa-
hen uns an und reichten uns die Hand. Die 
Stimmung war nicht aufgepeitscht, aber auch 
nicht niedergedrückt. Man sprach es nicht aus, 
aber es war ein Abschied — für immer?... Das 
waren einmal unsere Freunde, von denen wir 
ungewissen Abschied nehmen mußten. Jeder 
von ihnen war ein langes oder kurzes Stück 
mit uns gemeinsam gegangen. Keiner unter ih-
nen, der unsere Beweggründe nicht verstan-
den hätte, wenn auch die Bereitschaft, einen 
gleichen Weg zu gehen, aus unterschiedlichen 
Motiven nicht bei allen vorhanden war. Bei 
keinem aber fehlte die Zustimmung und die 
Einsicht in die Konsequenz unserer Hal-
tung. ... Schwer fiel es, sich vorzustellen, daß 

man die vielen, oft nur flüchtigen Bekannt-
schaften und zufälligen Begegnungen nicht 
wiedersehen sollte. Die Verkäuferin etwa, die 
uns bei Nennung unseres Namens mit auf-
schlußreicher Zuvorkommenheit behandelte. 
Der junge Mann von der volkseigenen Dienst-
leistung, der unseren Auftrag mit ungewohn-
ter Promptheit ausführte. Der Handwerker, 
der uns sagte: Was Sie wollen, das ist doch die 
selbstverständlichste Sache von der Welt! Der 
junge, bisher unbeachtete Kollege, der uns 
ohne jede Scheu coram publico seine Hoch-
achtung aussprach. Die Krankenschwester, die 
uns ihr Leid klagte, daß ihr Mann nicht die 
Courage habe, einen ähnlichen Schritt zu ris-
kieren. Der Lehrer, der unter der Schizophre-
nie staatlich geforderter Erziehungspolitik 
und christlich geprägter Weltanschauung litt 
und resignierend meinte: Wenn ich meine Ge-
sinnung offenbaren würde, in welchem Beruf 
könnte ich dann wohl arbeiten, ich habe ja nur 
gelernt, Pädagoge zu sein. Der Patient, der 
kam, nicht um ärztlichen Rat einzuholen, son-
dern mir — wie er es verstanden wissen wollte 
— einen Auftrag zu geben: Herr Doktor, wenn 
Sie drüben sind, dann verdrücken Sie sich aber 
nicht in die schweigende Mehrheit, dann be-
richten Sie von uns. Dann sagen Sie, daß wir 
nicht die Hoffnung auf ein geeintes und freies 
Deutschland auf gegeben haben."24 )
Die Ausreisegenehmigung für Horst Gunder-
mann und seine Familie war, gemessen an den 
Schicksalen unbekannter DDR-Bürger, die in 
die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln 
wollen, ein Sonderfall. Ein Arzt, noch dazu ein 
Professor und Direktor einer Klinik, genießt in 
seiner Stadt und in der näheren Umgebung 
eine gewisse Prominenz, die ihn, wie die Ge-
spräche mit den Funktionären zeigen, schützt, 
auch wenn sie die Erfüllung seines Wunsches 
nicht beschleunigt. Es erschien nicht oppor-
tun, einen weithin bekannten und offensicht-
lich auch beliebten Mann — auch wenn man 
dadurch andere Bürger von ähnlichen Unter-
nehmungen noch mehr hätte abschrecken 
können — verhaften und für Jahre im Zucht-
haus verschwinden zu lassen. Die Ausreise 
wurde außerdem begünstigt durch die Wahl 
des Zeitpunkts, zu dem der erste Antrag ge-
stellt wurde: die Vorbereitungen für das Tref-
fen in Helsinki, das den Bürgern aller beteilig-
ten Staaten freie Ausreise zusicherte, liefen 
bereits.



Die Reaktion des Staates und seiner Funktio-
näre in den ersten Jahren nach Helsinki ver-
riet Unsicherheit, weil von den Ausreisewilli-
gen überwiegend nicht gegen das System ar-
gumentiert, sondern darauf gedrungen wurde, 
die eingegangenen Verpflichtungen auch ein-
zuhalten. So mußten, als die Zahl der Ausrei- 
ser anstieg, andere Mittel und Wege gefunden 
werden, innenpolitische Vorgänge unter Kon-
trolle zu halten, die Abgrenzungspolitik gegen 
den Westen voranzutreiben und dennoch die 
antidemokratische „Diktatur des Proletariats" 
für die Weltöffentlichkeit als sozialistischen 
Rechtsstaat erscheinen zu lassen.

Zweckdienlich erschien hier einmal die juri-
stische Umdeutung der Beschlüsse von Hel-
sinki als für den SED-Staat nicht zutreffend 
und auf sein Gesellschaftssystem nicht an-
wendbar, zum anderen die vorsätzliche Schi-
kanierung — man könnte auch von „indivi-
dualisiertem Terror" sprechen — ausreisewil-
liger Bürger, getarnt als „sozialistische Gesetz-
lichkeit", unterhalb der Schwelle strafrechtli-
cher Verfolgung. Das fand und findet seinen 
Ausdruck in beruflicher Benachteiligung wie 
Degradierung und Lohnminderung, Verweige-
rung von Prämien, Ferienplätzen, Qualifizie-
rung, Wohnungszuteilung oder Ausweisent-
zug. Kinder und Verwandte der Antragsteller 
wurden durch eine Art Sippenhaft betroffen, 
die in Verboten, die Stadt oder den Landkreis 
zu verlassen, Urlaub im sozialistischen Aus-
land zu machen, weiterführende Schulen oder 
die Universität zu besuchen, bestehen. Zusätz-
lich wird die Situation mancher Bürger noch 
dadurch erschwert, daß sie sich regelmäßig bei 
der „Volkspolizei" melden müssen oder ständi-
gen Verhören unterworfen sind. Eine Verhaf-
tung und Verurteilung (womit nicht mehr wie 
früher die Abschiebung in den Westen nach 
mehreren Jahren Strafverbüßung verbunden 
ist) wurde dann eingeleitet, wenn durch Trans-
parente, Briefe an westdeutsche Zeitungen 
und Rundfunksender, '‘Telefongespräche ins 
„kapitalistische Ausland" die Flucht in die 
(westliche) Öffentlichkeit angetreten war.

Eine Durchsicht der im Westen bekanntge-
wordenen Fälle politischer Verfolgung belegt, 
daß die überwiegende Mehrheit der DDR-Bür-
ger, die nach Helsinki ihre Menschenrechte 
einforderten, die Familienzusammenführung 
als Übersiedlungsgrund angab und dann erst, 
wo Verwandte im Westen fehlten, die poli-
tisch unerträglichen Verhältnisse im Sozialis-

mus. Das bedeutet, da andere Menschenrechte 
wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
nicht angesprochen wurden, daß die innenpo-
litische Situation den Antragstellern als hoff-
nungslos und unabänderlich erscheinen muß. 
öffentlicher Protest gegen die innenpolitische 
Entwicklung wurde in den letzten Jahren nur 
in einem Punkt angemeldet: gegen die Einfüh-
rung des Schulfachs „Wehrerziehung", woge-
gen 1978 in Berlin das Ehepaar Renate und 
Harry Pohl und in Dresden Uwe Reimann ihre 
Stimme erhoben. Mag die zunehmende Milita-
risierung der DDR-Gesellschaft für viele Bür-
ger auch nicht mehr akzeptabel sein, weshalb 
besonders Mutige dagegen protestieren, so ist 
sie doch bei den Ausreisewilligen nur ein wei-
teres Indiz für die innere Verfassung des Staa-
tes, den sie unbedingt verlassen wollen.

Am leichtesten gelingt dieses Vorhaben noch 
„Kulturschaffenden", die auf Auslandsreisen 
geschickt werden, um für den Sozialismus zu 
werben.

Prominente Fälle

Wer unter den zahlreichen Bürgerrechtlern 
im SED-Staat keine Möglichkeit hat, seinen 
Fall im Westen bekannt zu machen durch Ver-
öffentlichungen in Fernsehen, Rundfunk und 
Zeitungen, der gerät sehr leicht in Gefahr, vom 
Staatssicherheitsdienst verhaftet und in ir-
gendein Zuchthaus zwischen Bützow-Dreiber-
gen in Mecklenburg und Hoheneck in Sach-
sen verschleppt zu werden. So ist die Dunkel-
ziffer der unbekannten DDR-Bürger, die unter 
Berufung auf die KSZE-Vereinbarungen um 
die Ausreise kämpfen, recht hoch; die Zahl 
von 200 000 Petenten beruht auf Schätzun-
gen.
Andererseits kann, was im Verhaftungsfall als 
strafverschärfend gilt, ein gewisser Grad von 
Prominenz im Westen den Antragsteller vor 
ungerechtfertigt harter Verfolgung schützen. 
Die Riesaer Bürgerrechtsbewegung zum Bei-
spiel, die am 10. Juli 1976 mit der an die Ver-
einten Nationen gerichteten „Petition zur 
vollen Erlangung der Menschenrechte"25 ) ein-
setzte und am 31. August 1976 mit der Verhaf-
tung des Arztes Dr. Karl-Heinz Nitschke und 
seiner engeren Mitarbeiter in den Wochen da-
nach zerschlagen wurde, ist der in West-

25) Siehe: Dokumentation über Bürgerrechtler in 
der DDR, Frankfurt 1977.



deutschland bekannteste Fall, daß zunächst 33,  
dann 79 Einwohner einer einzigen Stadt gegen 
die sozialistische Menschenrechtspraxis per 
Unterschrift protestierten. Nachdem Nitsch-
ke, der mehrere Fluchtversuche und zwei Ver-
haftungen hinter sich hatte, festgenommen 
worden war, ging man gegen die anderen 
Wortführer der Gruppe wie Uta und Oskar 
Porsche, Jörn Riedesel und Gernot Zimmer-
mann vor. Wolfram Wenzel, der die westdeut-
sche Öffentlichkeit von Nitschkes Verhaftung 
unterrichtet hatte, wurde am 8. September 
1976 verhaftet und zu dreieinhalb Jahren 
Zuchthaus verurteilt26 ). Nitschke und die an-
deren Initiatoren der Riesaer Petition wurden 
1977/78 in den Westen entlassen.

26) Wilfried Ahrens, Hilferufe von drüben, Huglfing 
1978, S. 47—59.
27) Vgl. Jörg Bernhard Bilke, Rolf K. und die Staats-
macht, Rheinischer Merkur vom 13. April 1979.
28) Ebenda.
29) Ebenda.

30) Ebenda.
31) Ebenda.
32) Ebenda.
33) Vgl. Die Welt vom 22., 24. und 25. März 1980.

Rudolf Kulike aus Ost-Berlin und Sigrid Arlt 
aus Dresden versuchten, ohne den Schutz ei-
ner gleichgesinnten Gruppe für sich und ihre 
Familien die Ausreise in den Westen zu errei-
chen. Der Maschinenbau-Ingenieur und Kraft-
fahrzeugmeister Kulike 27)  wurde am 9. August 
1976 bei einem Fluchtversuch in Rumänien ge-
stellt und ausgeliefert. Während der zweijähri-
gen Gefängnishaft gab er am 10. November 
1977 eine achtseitige „Stellungnahme zu mei-
ner Tat" ab, worin er „Haß und abgrundtiefe 
Verachtung"28 ) gegen den Staat äußerte: 
„Denn unfähig, Politik im Interesse des Volkes 
zu führen, weiß sich dieser Staat keinen ande-
ren Rat als durch Mauern, Minen und Stachel-
draht seine Bevölkerung zu den Segnungen 
des Sozialismus zu zwingen... Nichts wird 
mich zurückschrecken lassen, diese Abnei-
gung offen zu äußern. Sollten mir jemals Zwei-
fel an der Richtigkeit meiner politischen Ein-
stellung gekommen sein, so dürfen Sie als Er-
folg für sich verbuchen, mich davon restlos ge-
heilt zu haben... Ich bin bereit, für meine 
Überzeugung wiederholt ins Gefängnis zu ge-
hen, aber nicht mehr bereit, meine Arbeits-
kraft diesem Staat zur Verfügung zu stellen... 
Seien Sie versichert, daß ich die zwei Jahre 
Haft, die Zeit meiner tiefsten Erniedrigung 
und Schmach, diesem Staat nie verzeihen und 
auch nie vergessen werde. Mein Ziel ist und 
bleibt, in einem Land mit freiheitlicher und de-
mokratischer Ordnung mein weiteres Leben 
zu verbringen."29 )

Am 7. April 1978, unmittelbar nach der Haft-
entlassung, schrieb Kulike einen „Offenen 
Brief" an Erich Honecker, der freilich nie be-
antwortet wurde: „Haben Sie es wirklich nötig, 
Bürger, die mit Ihrer Politik nicht konform ge-
hen, so zu behandeln? Sie so zu entmündigen? 
Glauben Sie, mit so einer kleinlichen Verhal-
tensweise diese Bürger zu Ihrer Politik zwin-
gen zu können?"30 ) Er stellte am 14. August 
seinen dritten Ausreiseantrag; am 1. Septem-
ber 1978 schaltete er zusätzlich einen in West-
deutschland lebenden Freund ein: „Ich möchte 
bloß wissen, warum ich es aus Cottbus nicht 
geschafft habe. Das zerrt an meinen Nerven 
und an meiner Gesundheit. Ständig habe ich 
Herzschmerzen und grüble viel... Ich bin so 
fertig, daß ich sogar meinen Urlaub abbrechen 
mußte, weil er zu anstrengend war."31 ) Nach 
mehreren ergebnislosen Briefen an DDR-Be-
hörden kündigte er am 20. Oktober 1978 eine 
Demonstration in Ost-Berlin an: „Ich wende 
mich extra an den Stadtbezirk Mitte, da ich 
der Meinung bin, gerade Ihr Stadtbezirk ist 
prädestiniert auf Grund des hohen Touristen-
stroms für solch eine Demonstration. Ich 
dachte an den Alexanderplatz, Weltuhr, Rat-
hausstraße, Staatsratsgebäude oder Branden-
burger Tor. Die Entscheidung überlasse ich Ih-
nen. Diese Stätten werden bevorzugt aufge-
sucht und ergeben dadurch für mich eine hohe 
Publikumswirksamkeit. Als Anlage sende ich 
Ihnen einige Texte zur Auswahl. Teilen Sie 
mir bitte mit, welche Sie mir genehmigen. Die 
Nichtbeantwortung meines Antrags fasse ich 
als wohlwollende Zustimmung Ihrerseits auf 
und würde dann so gegen Mitte November 
oder zur Eröffnung des Weihnachtsmarktes 
diese Demonstration durchführen."32 ) Wenige 
Tage später wurde Rolf Kulike verhaftet und 
1979 zu dreieinhalb Jahren Zuchthaus verur-
teilt.
Die Eheleute Hans und Sigrid Arlt, die heute 
in Hamburg leben, wurden am 17. August 1978 
ausgebürgert, nachdem der langwierige 
Kampf um die Ausreise am 18. Februar 1976 
begonnen hatte. In ihrem Tagebuch „Die Aus-
reise"33) hat Sigrid Arlt über die zweieinhalb 
Jahre dauernden Bemühungen berichtet: „Der 
Betrieb reagiert so, wie wir uns das nie vorge-
stellt hätten. Hans verlor schlagartig alle seine 
Posten und Funktionen und wird angegiftet. 



Er wollte sich das nicht gefallenlassen, laut 
Konvention darf ihm aus seiner politischen 
Haltung und Meinung keinerlei finanzieller 
Schaden entstehen. Die ersten Karrieristen 
ziehen sich von ihm zurück. Man beginnt, 
Hans zu meiden aus Furcht, es könne der 
eigenen Haut schaden. Nun wollte Hans den 
Umsetzungsvertrag nicht unterschreiben, be-
vor nicht die Konfliktkommission des Be-
triebes entschieden hätte. Ein mit diesen 
Rechtsdingen vertrauter Kollege warnte ihn 
jedoch. Er sagte: Hans, wenn du jetzt nicht un-
terschreibst, ist der Betrieb berechtigt, dich 
nach zwölf Tagen zu entlassen. Unterschreibe! 
Wenn dir Recht wird, schadet dir diese Unter-
schrift nicht.' Hans unterschrieb glücklicher-
weise und wurde nicht arbeitslos, denn die 
Konfliktkommission entschied zugunsten des 
Betriebes, anders war es nicht zu erwarten ge-
wesen. Ein Leiter müsse, so hieß es, politisch- 
ideologisch einwandfrei sein, da er ja auch 
junge Menschen anzuleiten hätte, und das 
wäre bei einem Antragsteller nicht gewährlei-
stet. Auf die Umstufung waren wir vorbereitet 
gewesen, nur auf die finanzielle Rückstufung 
nicht. Also ging Hans noch zum Arbeitsge-
richt, aber auch dort bekam er kein Recht: In 
Sachen Ausreise wäre das Gericht nicht ent-
scheidungsberechtigt, das läge auf einer ande-
ren Ebene. Natürlich verlor Hans wiederum 
seine Funktion als nebenberuflicher Dozent in 
der Betriebsakademie und damit auch die Ne-
beneinnahmen. Das macht mit der nun natür-
lich auch ausgebliebenen Lohnerhöhung mo-
natlich 500 Mark aus, so daß wir mit 880 Mark 
auskommen müssen. Das ist nicht viel. Auch 
wenn wir nur 57 Mark Miete zahlen, so kom-
men doch ca. 70 Mark für Kohle, 35  Mark für 
Gas und Elektroenergie dazu. Dann braucht 
Hans monatlich ca. 120 Mark Benzingeld, da 
seine Arbeitsstelle sehr ungünstig zu errei-
chen ist. Mit dem Rest müssen wir versuchen, 
über die Runden zu kommen."34 )

34) Die Welt vom 22. März 1980.
35) Rolf Mainz, Genossen, kommt doch zu uns, Die 
Zeit vom 1. Oktober 1976.

Dieser Bericht gibt einen Einblick in die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten, die in voller Ab-
sicht einem bürgerlichen Durchschnittsehe-
paar in Sachsen bereitet werden, um die Aus-
reise zu verhindern, obwohl alle diese Prakti-
ken gegen Geist und Buchstaben der Verein-
barungen von Helsinki verstoßen.
In eine politisch-ideologisch ganz andere 
Richtung weist der Fall des Leipziger Lektors 
Rolf Mainz und seiner drei Brüder, die heute 

alle im Westen leben. Von den vier Söhnen 
des Altkommunisten Albert Mainz, der den 
SED-Staat schon 1960 verließ, obwohl er im 
antifaschistischen Widerstandskampf gestan-
den hatte, stellten zwei 1975 Ausreiseanträge, 
die vom Bruder Rolf unterstützt wurden. Dar-
aufhin wurde er von seinem Verlag entlassen 
und erhielt für die ganze Republik Berufsver-
bot, was ihn dazu brachte, seinen Fall in einer 
westdeutschen Wochenzeitung zu publizie-
ren: „Und Helsinki? Buchstabe und Geist der 
legendären Schlußakte? Lese ich beispiels-
weise die auch von Erich Honecker feierlich 
signierte Botschaft, daß ,die Einreichung eines 
Gesuches betreffend Familienzusammenfüh-
rung zu keiner Veränderung der Rechte und 
Pflichten des Gesuchsstellers oder seiner Fa-
milienmitglieder führen wird', kann ich als 
DDR-Bürger nur lachen. Hier ist es selbstver-
ständlich an der Tagesordnung, daß nicht nur 
der Gesuchssteller auf rabiate Weise belehrt 
wird, was Helsinki wert ist... Sogar jene, die 
sich lediglich bittstellend für die Familienzu-
sammenführung des Nachbarn, des Kollegen, 
des Freundes, der Verwandten mit ihren An-
gehörigen in der Bundesrepublik einsetzen, 
trifft die Schrotladung der Obrigkeit. Sie er-
halten, wenn sie nicht eben Ärzte sind oder 
Arbeiter, Berufsverbot wie die Antragsteller 
selbst... Wer hilft den Tausenden und Aber-
tausenden Deutschen östlich der Elbe in ih-
rem Kampf um Ausreiseerlaubnis oder Reha-
bilitation oder Aufhebung von Berufsverbot? 
Es können sich doch hier die Leute familien-
weise das Leben nehmen, weil sie wirklich 
verzweifelt und am Ende sind — kaum einer 
erfährt es. Und so es sich trotz sorgfältigster 
Sicherheitsvorkehrung trotzdem herum-
spricht, werden die Opfer als Kriminelle oder 
Geisteskranke oder beides verhöhnt. Daß man 
Menschen töten kann, ohne sie physisch zu li-
quidieren, ist freilich keine Erfindung der real-
sozialistischen Autokratie, aber die hat die Li-
zenz unerhört perfekt weiterentwickelt. Der 
Krieg währt nun schon 30 Jahre. Sein erfah-
renster General heißt Totschweigen. Berufs-
verbote gibt es hier nicht, sie werden weder of-
fiziell ausgesprochen noch öffentlich disku-
tiert. Was es öffentlich nicht gibt, existiert 
nicht. Die DDR ist frei von Berufsverboten. So 
ist es nur legitim, daß die Berufsverbotenen 
frei sein wollen von der DDR."35)



Verhaftet und am 12. April 1977 zu viereinhalb 
Jahren verurteilt, ist Rolf Mainz ins Zucht-
haus Brandenburg-Görden verbracht worden, 
wo er 1978 wegen „staatsfeindlicher Hetze" zu 
weiteren fünf Jahren verurteilt wurde. Veröf-
fentlichungen in westdeutschen Zeitungen36 ) 
und vermutlich auch innerdeutsche Verhand-
lungen führten dazu, daß er am 20. Dezember 
1978 in die Bundesrepublik Deutschland abge-
schoben wurde. Seine Tochter Simone Lang-
rock ist am 22. April 1980 in Leipzig verhaftet 
worden37 ).

36) Hartwig Suhrbier, Jetzt kämpft er gegen die al-
ten Freunde, Frankfurter Rundschau vom 15. De-
zember 1977; Haug von Kuenheim, In akuter Le-
bensgefahr, Die Zeit vom 6. Oktober 1978.
37) Karl Wilhelm Fricke, Verfolgt in der dritten Ge-
neration, Freiheitsglocke 343/1980.
38) Vgl. Spiegel vom 14. Mai 1979.

39) In: Stern vom 8. September 1977.
40) Vgl. Wilfried Ahrens, a. a. O., S. 185—200.
41) Vgl. Jörg Bernhard Bilke, In diesem Staat keine 
Zukunft mehr, Rheinischer Merkur vom 4. August 
1978.

Diese Fälle zeigen, daß die juristische, politi-
sche und ideologische Herrschaftsabsiche-
rung oberstes Ziel des Ministeriums für 
Staatssicherheit bei der gnadenlosen Verfol-
gung Andersdenkender ist. So schützen weder 
proletarische Abstammung noch Verdienste 
beim „Aufbau des Sozialismus" noch Parteimit-
gliedschaft vor Berufsverbot, Verhaftung und 
Ausbürgerung. Kommunistische Dissidenten 
wie Wolf Biermann und Robert Havemann 
werden in gleicher Weise verfolgt wie die 
marxistischen Häretiker und Erneuerer der 
Staatsideologie Rudolf Bahro und Helmut 
Warmbier, die 1977 verhaftet wurden. Selbst 
eine auf wissenschaftlicher Basis vorgetra-
gene Kritik an Staat und Gesellschaft gilt als 
„staatsfeindlicher Akt" wie im Falle des Wei-
marer Hochschullehrers Reiner Hoefer, der 
am 22. September 1978 an Erich Honecker 
schrieb38 ) und am 25. Mai 1979 verhaftet wur-
de.
Auch Hellmuth Nitschke war Hochschulleh-
rer, Germanistikprofessor an der Ost-Berliner 
Humboldt-Universität, der wegen zweier 
Fluchtversuche und Kritik an der Wissen-
schaftspolitik berufliche Degradierung und 
Gehaltskürzung hinnehmen mußte, weshalb 
er 1976 bei Erich Honecker protestierte. Als, 
wie üblich, keine Antwort eintraf, trat er aus 
der SED aus und stellte einen Ausreiseantrag. 
In einem Brief vom l.März 1977 „Helsinki — 
enttäuschte Hoffnung" wandte er sich an den 
amerikanischen Präsidenten Jimmy Carter: 
„Gesunken ist die Hoffnung von Millionen 
Menschen im kommunistischen Machtbe-
reich, daß es möglich sein könnte, sozialisti- 

sehe Verhältnisse schrittweise zu demokrati-
sieren."39) Der Brief wurde am 4. April von der 
Gesellschaft für Menschenrechte in Frank-
furt veröffentlicht. Am 6. April wurde 
Nitschke verhaftet. Nach einer Strafandro-
hung von zehn Jahren wurde er ohne Angaben 
von Gründen am 23. April 1977 nach West- 
Berlin entlassen.
Ein weiterer Fall aus dem DDR-Alltag: Die po-
litische Auseinandersetzung mit dem SED- 
Staat begann für die 1954 geborene Helgard 
Krumm, Facharbeiterin mit Abitur aus Benn-
dorf im Bezirk Halle, bereits während der 
Schulzeit, als sie sich 1968 weigerte, der Ge-
sellschaft für Deutsch-Sowjetische Freund-
schaft beizutreten40). Mit diesem Minuspunkt 
in der Kaderakte kam sie 1970 zur Berufsaus-
bildung nach Halle-Neustadt, wo sie für ihre 
Klassenkameradinnen wegen ihres mutigen 
Auftretens und ihrer Unbestechlichkeit zum 
bewunderten Vorbild wurde, weshalb sie vom 
Lehrerkollektiv der Schule bei jeder Gelegen-
heit beschimpft und gedemütigt wurde: „Mein 
Gewissen aber verbot mir zu heucheln, Dinge 
freudig zu bejahen und zu bejubeln, in denen 
ich keinen Sinn oder keine Gerechtigkeit 
fand ... Während dieser Lehrzeit befand ich 
mich infolge der autoritären, ungerechtfertig-
ten und entwürdigenden Behandlungen sei-
tens der Lehrer und Internatserzieher in ei-
nem psychisch sehr labilen Zustand, was sich 
in Konzentrationsschwächen, nervöser Er-
schöpfung, Lustlosigkeit, Resignation und 
auch körperlichen Schwächezuständen aus-
drückte. .. Geblieben aus dieser Lehrzeit sind 
mir außer Vorurteilen gegen eifrige Funktio-
näre noch eine Abschlußbeurteilung, die mich 
recht negativ schildert, und eine Kaderakte 
mit verschiedenen diskriminierenden Aussa-
gen über mich.“41)
Im September 1973 war sie zum ersten Mal 
arbeitslos, da sie weder an der Ost-Berliner 
Humboldt-Universität Psychologie studieren 
noch bei der Interflug eine Ausbildung als 
Stewardeß beginnen durfte. Schließlich fand 
sie eine Stelle als Sachbearbeiterin am Hei-
matmuseum der Kreisstadt Eisleben, dessen 
Direktor freilich Zuträger des Ministeriums 
für Staatssicherheit war, der ihre aus dem 
Schreibtisch entwendete Privatkorrespondenz 



zur Auswertung der Kreisdienststelle über-
gab. Nun folgten, im Jahr 1975, mehrstündige 
Verhöre, in denen ihr und ihrer Freundin 
Fluchtabsichten unterstellt wurden; eine Fe-
rienreise nach Bulgarien mußte abgesagt wer-
den, da der Personalausweis eingezogen wur-
de. Im September 1976 verlor sie ihre Arbeits-
stelle und kam im Januar 1977 als Kinderpfle-
gerin in einem Heim der Evangelischen Kir-
che unter, wurde aber ständig überwacht: 
„Diese und andere Sorgen bedrücken mich un-
entwegt, ich fühle mich ständig bedroht und 
bewacht und lebe in ständiger Angst, die mich 
bis in meine Träume verfolgt. Auch zuneh-
mende Aggressivität und extreme Stim-
mungsschwankungen als Folge dieser Erleb-
nisse muß ich mir öfter vorhalten lassen. Ne-
ben dieser Angst steht auch noch die unüber-
windliche Verzweiflung über mein Schicksal, 
in dem ich kein Ziel und Sinn mehr erblicken 
kann."42 ) Am 9. September 1977 stellte Helgard 
Krumm ihren dritten Ausreiseantrag und 
schickte zugleich ihre autobiografischen Auf-
zeichnungen nach Westdeutschland, wo sie 
am 7. Oktober 1977 veröffentlicht wurden43 ).

42) Ebenda.
43) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. Ok-
tober 1977.
44) Ebenda.

45) Vgl. Die Welt vom 31. März 1978.
46) Ebenda.

Am 12. Oktober wurde sie verhaftet und zu 
vier Jahren Zuchthaus verurteilt: „Meine 
Freundschaften wurden gewaltsam zerstört. 
Verwandte und Bekannte im Ausland darf ich 
nicht sehen. Ich bin nun bald 24 Jahre alt und 
müßte eigentlich schon wesentliche Konzep-
tionen für das Leben angelegt und mit ihrer 
Realisierung begonnen haben. Statt dessen 
zerschlagen sich alle Pläne. Zukunftsaussich-
ten gibt es nicht. Einstige Lebensfreude weicht 
mehr und mehr dem Pessimismus. Wie soll ich 
eine Familie haben können, Kinder, für die das 
Leben hier unzumutbar ist?... In völliger Hilf-
losigkeit und Verzweiflung sende ich Ihnen 
diesen Bericht... Es ist nur ein Versuch, denn 
noch möchte ich mich nicht selbst aufgeben 
müssen."44 ) Im April 1979 durfte sie überra-
schend in die Bundesrepublik Deutschland 
ausreisen und lebt heute in Konstanz, wo sie 
Psychologie studiert.
Von besonderem Zuschnitt ist der Fall des 
1956 geborenen Niko Hübner, der am 14. März 
1978 verhaftet wurde. Hübner, Sohn überzeug-
ter und staatstreuer Funktionäre, lebte in Ost- 
Berlin und berief sich auf den Vier-Mächte-

Status seiner Heimatstadt, als er dem Einberu-
fungsbefehl zur Nationalen Volksarmee nicht 
nachkam. Als er seine kritischen Aufzeich-
nungen über die Situation der DDR-Jugend im 
Westen veröffentlichte45), wurde er nicht we-
gen Wehrdienstverweigerung, sondern wegen 
Nachrichtenübermittlung angeklagt und zu 
fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Im Oktober 
1979 wurde er aus dem Zuchthaus Bützow- 
Dreibergen entlassen und nach Bayern abge-
schoben.
Aufschlußreich ist vor allem die Schilderung 
der psychischen Situation, in der sich Hübner 
befand, als er den Antrag für eine Übersied-
lung in die Bundesrepublik gestellt hatte: „In 
dieser Atmosphäre befindet sich ein Antrag-
steller in einer sozialen Isolierung. Die 
eigenen Erfahrungen werden nur noch im .ge-
samtdeutschen Bewußtsein von DDR-Dissi-
denten mitteilbar. Hinzu kommen die tägli-
chen Schikanen des Regimes: Zurückstufung 
im Beruf, Diskriminierung im Bildungswesen 
bis hin zu einem praktizierten Bildungsverbot, 
Kontrollen durch den ABV (Abschnittsbevoll-
mächtigter der Volkspolizei). Nachdem die Be-
hörden den Freundes- und Bekanntenkreis 
herausbekommen haben, bestellen sie jeden 
einzelnen zur Volkspolizei oder zum Kaderlei-
ter oder machen ihm auf andere Weise deut-
lich, daß es besser wäre, daß er den für die Ge-
sellschaft negativen Kontakt' abbrechen wür-
de. Ansonsten müßte man über seine berufli-
che Stellung, sein Studium usw. noch einmal 
nachdenken. Dem Antragsteller selbst wird of-
fiziell die völlige Aussichtslosigkeit seines 
Vorhabens mitgeteilt: a) solch einen Antrag zu 
stellen, sei durch Gesetz nicht vorgesehen; b) 
der Antragsteller lege die Gesetze einseitig 
aus; Menschenrechte seien in Chile und Süd-
afrika erst noch zu verwirklichen, nicht aber 
im Sozialismus, hier seien sie verwirklicht; c) 
ein Übersiedlungsantrag sei deshalb rechts-
widrig und müsse abgewiesen — nicht abge-
lehnt — werden; d) neue Anträge werden 
nicht mehr entgegengenommen und nicht 
mehr bearbeitet. Es sei also sinnlos, neue An-
träge zu stellen.“46)
Der in Dresden lebende Elektro-Ingenieur 
Rainer Bäurich, 1937 geboren, der sich offen 
und mit allen daraus erwachsenden Folgen 
zum Christentum bekennt, ist 1980 bereits 
zum zweiten Mal verhaftet worden. Nach der 



Veröffentlichung seines „Manifest eines Chri-
sten im Sozialismus"47 ) durch das Brüsewitz- 
Zentrum in Bad Oeynhausen wurde er am 
29. November 1977 verhaftet und am 7. April 
1978 zu fünfeinhalb Jahren Zuchthaus verur-
teilt, aber zum „Tag der Republik" am 7. Okto-
ber amnestiert. Er mußte, weit unter seiner 
Qualifizierung, als Betriebselektriker in einer 
Brotfabrik arbeiten, wobei er sich standhaft 
weigerte, seinen Ausreiseantrag zurückzuzie-
hen. Im März 1980 wurde er daraufhin ein 
zweites Mal verhaftet, wobei er befürchten 
muß, daß die Reststrafe des ersten Urteils der 
zweiten Strafe zugeschlagen wird. In seinem 
„Offenen Brief" bemerkte er: „Ich habe verfügt, 
daß ich in der DDR nicht einmal in die Erde 
gesenkt sein möchte. Sollte mir die Übersied-
lung in das Land, wo mein Herz ist, nicht gelin-
gen — dann möge wenigstens meine Asche 
überführt werden. Ich warne vor dem Kommu-
nismus, weil vor diesen Leuten nicht genug ge-
warnt werden kann — aber ich möchte in die-
sem Brief vor allem flehentlich um mehr Un-
terstützung der Zwangs-DDR-Bürger bei 
Übersiedlungsbemühungen ersuchen... Wir 
Niedergedrückten im Osten sind ohne christ-
liche Solidarität von außen hoffnungslos den 
Kommunisten ausgeliefert... Es ist ein gefähr-
licher Irrtum zu glauben, daß der Kommunis-
mus menschliche Züge bekommt... Das ganze 
Gegenteil ist der Fall: Gibt der Westen klein 
bei, dann werden sich die Kommunisten in ih-
rer Siegestrance bestimmt bis in einen Blitz-
krieg hineinsteigern. Die Welt kennt von jeher 
unsagbares Leid durch Weltverbesserer — 
doch noch keiner hat wohl in seinem Beglük- 
kungsdrang schon einmal die Völker derartig 
vergewaltigt wie die Kommunisten."48 )

47) Rainer Bäurich, Manifest eines Christen im So-
zialismus, Bad Oeynhausen 1978.
48) Ebenda.

49) Die Welt vom 4. April 1978.
50) Die KSZE-Beschlüsse wurden am 2. August 1979 
im Neuen Deutschland und in der Berliner Zei-
tung veröffentlicht, später erschienen sie auch noch 
in zwei außenpolitischen Zeitschriften.
51) Vgl. u. a.: Herbert Scheibe, Unser sozialistisches 
Aufbauwerk zuverlässig schützen, Einheit 7/1976, 
oder Hermann Klenner, Menschenrechte im Klas-
senkampf, Einheit 2/1977.
52) Herbert Scheibe, a. a. O.

„Gesetze im Interesse der Bürger"

Der sich zum Christentum bekennende und 
dafür verfolgte Raiher Bäurich scheint kein 
Einzelfall zu sein, wie überhaupt die Kirchen 
beider Konfessionen zum Zufluchtsraum be-
drängter DDR-Bürger geworden sind. So ar-
beiteten Helgard Krumm und Rolf Kulike bei 
kirchlichen Einrichtungen. 1978 setzte sich 
der Görlitzer Bischof Hans-Joachim Fraenkel, 
nach einem Gespräch mit Erich Honecker, vor 
der Synode für Ausreisewillige ein: „Die 
Grundaussagen des Vorsitzenden des Staats-

rates sind eine Garantieerklärung, daß jeder 
Bürger das Maß an Recht und Freiheit in unse-
rer Gesellschaft findet, das zu einem sinnvol-
len Leben gehört."49)
Wenn man bedenkt, wie mißtrauisch der Auf-
tritt des marxistischen Dissidenten Wolf Bier-
mann in der Kirche von Prenzlau/Uckermark 
1976 von der Partei beobachtet worden ist 
oder daß der frühere Sozialist Reiner Kunze in 
den Jahren nach 1968 nur bei kirchlichen Ver-
anstaltungen aus seinen Werken lesen konn-
te, so sind die verschärften Reglementierun-
gen des dritten Strafrechtsänderungsgesetzes 
— das genau vier Jahre nach der Konferenz 
von Helsinki, am 1. August 1979, wirksam 
wurde — kaum verwunderlich. Beachtenswert 
war vielmehr, daß die KSZE-Beschlüsse am 
2. August überhaupt in zwei DDR-Zeitungen 
und später noch in zwei Zeitschriften50) veröf-
fentlicht wurden, obwohl dadurch eine politi-
sche Diskussion der Zustände im SED-Staat 
erst mobilisiert und legalisiert wurde. Schritt-
weise und, wie man sieht, durchaus mit Erfolg, 
wurde in den Jahren danach die Wirkung die-
ser unangenehmen Vereinbarungen kanali-
siert. Obwohl das Prinzip der Nichteinmi-
schung in innere Angelegenheiten eindeutig 
auf den zwischenstaatlichen Verkehr einge-
grenzt war, wurde es gegen die in Ost-Berlin 
akkreditierten Westjournalisten von Presse, 
Funk und Fernsehen ausgespielt. Diese wur-
den, weil sie durch ihre kritischen Beiträge an-
satzweise eine bisher nicht existierende DDR- 
Öffentlichkeit schufen, zu „Handlangern des 
Monopolkapitalismus" erklärt und, wie Lothar 
Loewe 1976 und Jörg Mettke 1977, ausgewie-
sen. Zur gleichen Zeit setzte in zahlreichen 
Aufsätzen51) die „Relativierung der Men-
schenrechte“ (Joachim Nawrocki) ein, deren 
Tenor immer lautete: „Wir werden nicht dul-
den, daß die internationalen Verträge, insbe-
sondere die Schlußakte von Helsinki, im 
Kampf gegen den Sozialismus mißbraucht 
werden."52)
Die systematische Aushöhlung der in Helsinki 
unterzeichneten Dokumente wurde vornehm-



lieh in der SED-Zeitschrift Einheit vorgenom-
men, wobei schon die Titel der einzelnen Auf-
sätze, die sich 1978 häuften, die marxistische 
Uminterpretation der Menschenrechte erken-
nen ließen53 ). Zum fünften Jahrestag des Tref-
fens in Helsinki erschien zudem in der SED- 
Zeitung Neues Deutschland ein anonymer 
Leitartikel, worin man die Westmächte als Sa-
boteure der Entspannung bezeichnete: „Das 
Ergebnis von Helsinki war für die Verfechter 
des Kalten Krieges eine Niederlage. Es war 
ein Erfolg der Politik des Realismus, der Ver-
nunft und des guten Willens... Alles, was im 
Sinne der Schlußakte von Helsinki an guten 
Ergebnissen erreicht wurde, mußte gegen den 
Widerstand der Entspannungsfeinde durchge-
setzt werden. Ja, man muß feststellen, daß die 
aggressivsten Kräfte des Imperialismus in den 
letzten Jahren immer aktiver wurden."54 )

53) Vgl. Günter Söder, Freiheit, Demokratie und 
Menschenwürde im Sozialismus, 5/6—1976, S. 551— 
558; Alexander Abusch, Die Dynamik unseres re-
alen Sozialismus, 5/1978, S. 482—491; Manfred Ba- 
naschak, Das Recht auf Leben in unserer Zeit, 
11/1978, S. 1096—1104; Hermann Klenner, Men-
schenrechte und Völkerrecht, 11/1978, S. 1105— 
1113; Wera Thiel, Arbeit und Würde des Menschen, 
11/1978, S. 1114—1120.
54) „Fünf Jahre nach Helsinki“, in: Neues Deutsch-
land vom 1. August 1980; Wolfgang Kleinwächter/ 
Falko Raaz, Die Schlußakte — eine Charta für den 
Frieden und die Sicherheit, in: Junge Welt vom 1. 
August 1980.
55) Strafgesetzbuch und Strafprozeßordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik mit den Än-
derungen vom 28. 6. 1979, Seminarmaterial des Ge-
samtdeutschen Instituts 1979.

Nachdem schon im April 1979 die Arbeits-
möglichkeiten für Westjournalisten einge-
schränkt worden waren, sollte das neue Straf-
gesetz die Artikulation innenpolitischer 
Schwierigkeiten in jeder Weise verhindern, 
was allein schon in 48 Strafverschärfungen ge-
genüber der Fassung vom 7. April 1977 zum 
Ausdruck kommt55 ). So wurde bei politischen 
Delikten — aufgeführt im Kapitel 2 „Verbre-
chen gegen die Deutsche Demokratische Re-
publik" des „Besonderen Teils" — die Strafan-
drohung durchweg um ein Drittel erhöht, wo-
bei es fast immer um Freiheitsstrafen geht. 
Auch die bisher benutzte Formel des „subjekti-
ven Tatbestandsmerkmals", die dem Strafver-
teidiger noch immer einen Ansatzpunkt für 
die Verteidigung seines Klienten bot, wurde 
ersatzlos gestrichen. Es heißt nun also nicht 
mehr: „Wer es mit dem Ziel, die sozialistische 
Gesellschaftsordnung zu schädigen, unter-
nimmt. .sondern nur noch, wie in Paragraph 

106 „Staatsfeindliche Hetze": „Wer die verfas-
sungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung der Deut-
schen Demokratischen Republik angreift oder 
gegen sie aufwiegelt..."56 ).
Der absichtlich unklare Gebrauch von Begrif-
fen für Straftatbestände dient eindeutig juristi-
scher Willkür und ist, politisch gesprochen, 
die verklausulierte Erklärung des Bürger-
kriegs einer Minorität — die aber über alle 
Machtmittel verfügt — gegen die Bevölke-
rung. Danach kann jeder DDR-Bürger, der ge-
genüber „Westverwandten" — und sei es nur 
brieflich oder im Gespräch unter vier Augen, 
das denunziert wurde — Kritik an den Zustän-
den äußert, verfolgt werden.
Die gleiche Rechtsunsicherheit bewirken die 
beiden Paragraphen 219 „Ungesetzliche Ver-
bindungsaufnahme" und 220 „öffentliche Her-
abwürdigung", die immer zuungunsten des 
Angeklagten auslegbar sind. Der Paragraph 
221 „Herabwürdigung ausländischer Persön-
lichkeiten" stellt sogar — unscharf gefaßt, wie 
er ist — eine Kritik an DKP-Funktionären 
oder kubanischen Generälen in Afrika unter 
Strafe. Die Möglichkeit strafrechtlichen Vor-
gehens gegen kritische und oppositionelle 
Bürger ist durch dieses Gesetz so ausgeweitet 
worden, daß — wie in einem Feudalstaat des 
18. Jahrhunderts — willkürlich gegen Unter-
tanen vorgegangen werden kann. Der Volks-
mund drüben kommentierte das hämisch: 
„Wer etwas tut oder unterläßt, wird bestraft. 
Abweichendes regelt das Politbüro."
Von der SED freilich wurde dieses Gesetz als 
Erfüllung der KSZE-Beschlüsse gefeiert: „Die 
Volkskammer hat am vergangenen Donners-
tag (28. Juni 1979) eine Reihe von Gesetzen be-
schlossen, die die Vervollkommnung der inne-
ren Rechtsordnung der DDR betreffen... Es ist 
ein normaler Vorgang, die Wahrnehmung des 
Selbstbestimmungsrechts, daß ein souveräner 
Staat seine Rechtsordnung von Zeit zu Zeit 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse und 
Erfahrungen des Kampfes gegen die Krimina-
lität vervollkommnet. Durch das 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz der DDR werden die 
verschiedenen Erscheinungsformen kriminel-
ler Straftaten gesetzlich differenzierter und 
eindeutiger gefaßt. Das betrifft vor allem An-
griffe gegen die sozialistische Staats- und Ge-
sellschaftsordnung, gegen die öffentliche und

56) Ebenda, S. 25. 



staatliche Ordnung, gegen das sozialistische 
Eigentum und die Volkswirtschaft... Weil die 
DDR die Schutz- und Verteidigungsfunktion, 
die ein jeder Staat hat, in voller Übereinstim-
mung mit dem Völkerrecht so verantwor-
tungsvoll erfüllt, gilt heute unsere Republik 
als eines der sichersten Länder der Welt. Es ist 
in vielen Teilen der Erde beileibe nicht so wie 
bei uns, daß Sicherheit und Geborgenheit 
selbstverständliche Attribute des Lebens der 
Bürger sind. Dabei ist natürlich zu berücksich-
tigen, daß sich die DDR an der Nahtstelle der 
beiden großen Gesellschaftssysteme befin-
det,. .. inmitten des Spannungsfeldes, in dem 
über Krieg und Frieden entschieden wird. Der 
großen Verantwortung, die sich daraus für die 
Friedenssicherung, die Stärkung des Sozialis-
mus und die Verteidigungsbereitschaft ergibt, 
kommt unser Staat auch auf dem Gebiet des 
Rechts nach. Er tritt der verstärkten Diversion 
und Hetze gegen die DDR und ihre Bürger 
entschieden entgegen und trifft alle notwendi-
gen Vorkehrungen dagegen." Dieser Artikel 
erschien am 2. Juli 1979 im „Neuen Deutsch-

land" und trug die Überschrift: „Gesetze im In-
teresse der Bürger".
Das neue Strafrecht von 1979, dem gegenüber 
die Karlsbader Beschlüsse 1819 des Fürsten 
Metternich eine liberale Tat waren, sowie die 
in den letzten Wochen praktizierten und pro-
grammierten Restriktionen (Erhöhung des 
Zwangsumtausches, Unterbindung journalisti-
scher Arbeit, Einschränkung des Telefonver-
kehrs zwischen beiden deutschen Staaten) set-
zen ein überdeutliches Zeichen dafür, daß das 
SED-Politbüro den Entspannungsprozeß, zu-
mindest im politisch-ideologischen Sektor, als 
beendet betrachtet. Künftig wird es für die 
Bürger der Deutschen Demokratischen Repu-
blik in noch stärkerem Maße strafbar sein, sich 
auf die UNO-Charta der Menschenrechte von 
1948, den Grundvertrag von 1972 und die Be-
schlüsse von Helsinki von 1975 zu beru-
fen57 ).

57) Vergleiche den „Spiegel" Nr. 43 vom 20. Oktober 
1980: „Der Osten macht dicht".



Lothar Jegensdorf

Kulturpolitik und literarische Zensur in der DDR

Einleitung

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit folgenden 
Fragen:
a) Welche zensurierenden Maßnahmen wer-
den gegenwärtig in der DDR durchgeführt?
b) Welche Auswirkungen lassen sich im Be-
reich des literarischen Lebens durch zensurie-
rende Eingriffe konstatieren?
c) Gibt es spezifische literarische Schreibwei-
sen, die sich unter den Vorzeichen von politi-
scher Zensur und Sozialistischem Realismus 
entwickeln?
Die Wirkungen politisch, religiös oder mora-
lisch motivierter Zensur sind in der Ge-
schichte stets ambivalent gewesen: teils die 
Produktion und Verbreitung von Literatur 
verhindernd, teils zum geistigen Widerstand 
provozierend, Kräfte freisetzend und die lite-
rarische Produktion fördernd. Bedeutende 
klassische Werke des 18. Jahrhunderts, die 
wir heute zur deutschen Nationalliteratur zäh-
len, entstanden unter absolutistisch-zensurie- 
renden Rahmenbedingungen. Die Praxis der 
NS-Zensur dagegen führte zum Exodus der 
meisten deutschen Autoren von Rang, zur in-
neren Emigration und insgesamt zum Nieder-
gang der Literatur in den Grenzen des Deut-
schen Reiches.
Das relativ gemäßigte kulturpolitische Klima 
in der DDR seit Anfang der siebziger Jahre 
war die Voraussetzung für das Offenbarwer-
den eines zuvor unbekannten Reichtums im 
Thematischen und Stilistischen. Eine Reihe 
dieser Werke dürfte die Tagesaktualität über-
dauern. Gleichzeitig mit der sich verschärfen-
den kulturpolitischen Tendenz entwickelten 
sich literarische Schreibweisen, auch unter 
widrigen Umständen „listig" die Wahrheit zu 
schreiben; dazu gehören historische und 
sprachliche Verfremdungen, die Technik der 
literarischen Montage, der Psychologisierung 
und Dialogisierung von Kernstellen, die hoch-
entwickelte Kunst der Anspielung und Aus-
sparung, Rückgriffe auf die Form der Fabel 
und eine neuartige Form der Klassikrezep-
tion.

Wenn im folgenden von der „literarischen 
Zensur" die Rede ist, so meint der generelle 
Begriff „Zensur" jegliche staatliche Kontrolle 
menschlicher Äußerungen. Die Zensur bzw. 
eine zensurierende Maßnahme ist eine insti-
tutionalisierte und legalisierte Form der Kon-
trolle, um unerwünschte Veröffentlichungen 
mündlicher, schriftlicher oder bildnerischer 
Art zu verhindern. Sie kann als Vor- oder

Nachzensur in Erscheinung treten. Der Kol-
lektiv-Begriff „Literatur" meint die Gesamtheit 
aller schriftlichen Äußerungen innerhalb ei-
nes gesellschaftlichen Systems. Im folgenden 
wird vor allem auf Beispiele der dichterischen 
Literatur („Belletristik") Bezug genommen.
Durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
1. August 1979 hat das Thema „Zensur in der 
DDR“ eine neue Aktualität erlangt. Damit kul-
miniert in der DDR eine Entwicklung, die mit 
der Staatsgründung begann. Bereits vor Been-
digung der offiziellen sowjetischen Zensur 
durch die Sowjetische Militäradministration 
im August 1949 wurde von der SED „ein poli-
tisch-ideologisches und administrativ-indirek-



tes Zensur-System"1) für alle Publikationen 
und Massenmedien aufgebaut. Nach der Über-
gabe der Verwaltungsfunktionen an die Regie-
rung der DDR in Oktober 1949 wurde es nach 
sowjetischem Vorbild weiter ausgebaut und 
ist bis zur Gegenwart im wesentlichen unver-
ändert.

2) Neues Deutschland vom 31. 5. 1979.
3) Neues Deutschland vom 9./10. 6. 1979.
4) Die Zeit vom 12. 8. 1977.
5) Berliner Zeitung (Berlin-Ost) vom 24. 5. 1979.

Die Geschichte der Zensur in der DDR ist in 
der Bundesrepublik weitgehend unbekannt. 
Sie müßte noch geschrieben werden. Die ge-
genwärtige „linke" wie „bürgerliche" Literatur-
soziologie, die sich in besonderer Weise der 
Wechselbeziehung .Politik' — .Autor' — .Leser' 
anhand der eindrucksvollen Faktenfülle aus 
dem Bereich der DDR widmen könnte, ja soll-
te, schweigt sich aus. In Darstellungen über 
die Literatur in der DDR wird nicht oder nur 
unzureichend dargestellt, welche Schwierig-
keiten ein DDR-Autor zu überwinden hat, be-
vor sein Werk erscheint. Ist im Programm der 
SED vom Mai 1976 noch davon die Rede, die 
Entwicklung der Künste erfordere ein „ver-
ständnisvolles Verhalten gegenüber den 
Künstlern", so steuert die Staatspartei — in au-
genfälligem Widerspruch — seit eben diesem 
Zeitpunkt einen Konfrontationskurs gegen-
über kritischen Schriftstellern. Das wird deut-
lich
— an der Ausschöpfung der administrativen 
Möglichkeiten im Vorgehen gegen dissidente 
Literaten: Veröffentlichungs- und Auftritts-
verbot, Ausschluß aus dem Schriftstellerver-
band der DDR (seit 1976 mehr als 30 Aus-
schlüsse und Austritte), Ordnungsstrafen, 
Geldstrafen, Haftstrafen, freiwillige Ausreise 
und zwangsweise Ausbürgerung;
— an der Verschärfung der öffentlich-ideolo-
gischen Auseinandersetzung mit mißliebigen 
Schriftstellern;
— an der strafgesetzlich erheblich ausgewei-
teten Kriminalisierung selbst solcher Äuße-
rungen, die nicht der Geheimhaltung unterlie-
gen, aber Details sammeln und verbreiten, die 
den „realen sozialistischen" Alltag der DDR 
kritisieren und nicht der staatskonformen 
Selbstinterpretation entsprechen.
Kennzeichnend für die gegenwärtige Situa-
tion ist, daß man nicht vorhersehen kann, wel-
che Maßnahmen in einem konkreten Fall in 

Gang gesetzt werden. So wenig kalkulierbar 
die Folgen, so unpräzis, wenngleich typisch für 
staatliche Zensurmaßnahmen aller Zeiten 
sind die politischen Begründungen für das 
Vorgehen gegen Schriftsteller.
Innenpolitisch entwickle sich die DDR, so 
wird argumentiert, in scharfer Auseinander-
setzung mit Erscheinungen der bürgerlichen 
Restideologie. So formuliert Hermann Kant, 
Präsident des DDR-Schriftstellerverbandes, 
den offiziellen Standpunkt gegenüber mißlie-
bigen Mitgliedern: „Dies ist nicht die Zeit, 
liebe Kollegen, überaus sanft zu sein, denn in 
den Kämpfen, die sie uns bringt, wird nicht so 
sanft mit uns umgesprungen. Wir müssen uns 
wehren, wir haben einiges zu bewahren."2) Ge-
nauer äußert sich der Berliner Bezirk des 
DDR-Schriftstellerverbandes. Nachdem die 
Versammlung am 7. Juni 1979 die Autoren 
Kurt Bartsch, Adolf Endler, Stefan Heym, Karl- 
Heinz Jakobs, Klaus Poche, Klaus Schlesinger, 
Rolf Schneider, Dieter Schubert und Joachim 
Seyppel aus den eigenen Reihen ausgeschlos-
sen hatte, rechtfertigt sie ihren Beschluß mit 
folgenden Worten: „Die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit zwischen den Schriftstellern 
und der Partei der Arbeiterklasse hat sich be-
währt ... Sie äußert sich in der offensiven Aus-
einandersetzung mit der forcierten antikom-
munistischen, friedensfeindlichen Hetze des 
Klassengegners."3) Der Generalsekretär des 
DDR-PEN-Clubs, Henrick Kreysch, bezich-
tigte die außer Landes gegangenen bzw. aus-
gebürgerten Schriftsteller „der Konterrevolu-
tion"4).
Außenpolitisch bedrohe der internationale 
Imperialismus die Existenz der DDR. Er be-
diene sich bei seinen Einmischungsversuchen 
u. a. derjenigen Schriftsteller, die nicht sicher 
auf dem Boden des Sozialismus stünden. Ihnen 
sagt man landesverräterische Beziehungen 
nach. So werden Verlautbarungen und Auf-
tritte von DDR-Schriftstellern in den West-
medien generell als „Verleumdung der DDR- 
Kulturpolitik"5) und als „Kooperation mit dem 
Klassenfeind" bezeichnet (offener Brief Dieter 
Nolls an E. Honecker, in: Neues Deutschland 
vom 23. 5. 1979).

1) Peter Christian Ludz (Hrsg.), DDR-Handbuch.
2. Aufl. Köln 1979, S. 1200.



I. Grundlagen und Ebenen der Zensurierungspraxis

Die Maschen der systematischen Zensurie- 
rung für individuelle Äußerungen sind unter-
schiedlich eng und z. T. verdeckt angelegt. 
Zensurierende Restriktionen gehen von ver-
schiedenen Institutionen aus und liegen auf 
mehreren Kompetenzebenen, so daß nicht nur 
der außenstehende Beobachter, sondern auch 
der zensurierte Autor oft nicht mit hinrei-
chender Sicherheit wissen kann, woher eine 
bestimmte Maßnahme herrührt. Der Übersicht 
wegen sollen folgende Zensurierungsebenen 
voneinander abgehoben werden:
— die verfassungsrechtliche
— die ideologische
— die personalpolitische
— die administrative
— die strafgesetzliche

1. Die Zensur — verfassungsrechtlich

Folgt man der Verfassung der DDR (Stand: 
7. 10. 1974), so dürfte es keine Zensur geben:
Artikel 27
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokrati-
schen Republik hat das Recht, den Grundsät-
zen dieser Verfassung gemäß seine Meinung 
frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht 
wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhält-
nis beschränkt. Niemand darf benachteiligt 
werden, wenn er von diesem Recht Gebrauch 
macht.
Artikel 30
(1) Die Persönlichkeit und Freiheit jedes Bür-
gers der Deutschen Demokratischen Republik 
sind unantastbar.
(2) Einschränkungen sind nur im Zusammen-
hang mit strafbaren Handlungen oder einer 
Heilbehandlung zulässig und müssen gesetz-
lich begründet sein. Dabei dürfen die Rechte 
solcher Bürger nur insoweit eingeschränkt 
werden, als dieses gesetzlich zulässig und un-
umgänglich ist.
Solche Verfassungsgrundlagen lassen — dem 
Wortlaut nach — offensichtlich auch kritische 
Äußerungen zu. Dennoch weiß jeder, der die 
Verfassungswirklichkeit und die Fülle nach-
geordneter Gesetze kennt, daß der literari-
schen Freiheit in der DDR viele Grenzen ge-
setzt sind, die ihrerseits verfassungsrechtlich 
verankert werden.

Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land behandeln die ersten 18 Artikel den Um-
fang und die Art der Menschenrechte mit der 
sogenannten Bestandsgarantie in Artikel 19. 
Sie werden also vorrangig genannt; erst dann 
folgen Staatsrechtsartikel. Die DDR-Verfas-
sung dagegen beginnt vorrangig mit Staats-
konstitutionsbestimmungen, erst dann wer-
den „Bürgerrechte" (nicht „Menschenrechte") 
formuliert. Die Inanspruchnahme eines Bür-
gerrechts wird mithin durch allgemeinere 
Staatsvorbehalte eingeschränkt; das gilt auch 
für die Wahrnehmung der Rechte nach Arti-
kel 27 und 30. Massive Einschränkungen des 
Geistes und des Buchstabens der Verfassungs-
artikel 27 und 30 ergeben sich ebenfalls aus 
den Strafrechtsparagraphen 106 („Staatsfeind-
liche Hetze"), 219 („Ungesetzliche Verbin-
dungsaufnahme") und 220 („Öffentliche Herab-
würdigung").

2. Die Zensur — ideologisch

Die DDR-Literatur zeichnet sich wie alle öf-
fentlich-offiziellen Kunst-Objektivationen in 
der sozialistischen Hemisphäre durch ein 
staatlich verordnetes Selbstverständnis aus, 
hier durch den „Sozialistischen Realismus". 
Dieser Begriff wurde seit seiner offiziellen 
Einführung auf dem Ersten Allunionskongreß 
der Sowjetschriftsteller (Moskau 1934) in die 
sozialistisch-kommunistische Bewegung mit 
teilweise unterschiedlichen interpretatori-
schen Detail-Füllungen versehen, und es ist 
erstaunlich, was heute z. T. diesem Etikett sub-
sumiert wird. Allgemein ist der Sozialistische 
Realismus jene künstlerische Richtung und 
die ihr zugrunde liegende Schaffensmethode, 
welche die Wirklichkeit in ihrer revolutionä-
ren Entwicklung hin zur kommunistischen 
Gesellschaft künstlerisch darzustellen ver-
sucht.
Sozialistisch-realistische Kunst soll sein:
— „parteilich", d. h. mit dem Standpunkt der so-
zialistisch-kommunistischen Partei der Arbei-
terklasse übereinstimmen und ausschließlich 
die Interessen der Arbeiterklasse vertreten;
— „wahr" und „objektiv" im Sinne der Axiome 
des historischen Materialismus;
— „tendenziell" im Sinne der Befreiung der 
Menschheit von Ausbeutung;



— „typisch" beim Erfassen der allgemeinen re-
volutionären geschichtlichen Entwicklung, die 
sich im dargestellten Einzelschicksal konkre-
tisiert;
— „volkstümlich" und „volksverbunden", d. h. 
dem Interesse des Volkes dienend, den Volks-
massen zugänglich und verständlich, wobei 
die Möglichkeit einer ästhetischen Bildung 
der Volksmassen in Rechnung gestellt wird;
— „positiv", „optimistisch" und „enthusiastisch", 
um die Lebensfreunde, den sinnenhaften Ge-
nuß der Wirklichkeit, die Arbeitsmoral und 
den kämpferischen Einsatz für den Aufbau des 
Sozialismus zu erhöhen.

Sozialistischer Realismus und
Litera turpolitilc

Aus diesen Postulaten lassen sich bestimmte 
Konsequenzen für die aktuelle Literaturpoli-
tik der DDR ableiten:
— Unbestritten gilt offiziell die führende Rolle 
der Partei in allen Sachen der Kunst und 
Kunstpropaganda. Die Kunst hat eine dienen-
de, eine politisch-pädagogische Funktion bei 
der Herausbildung des neuen Menschen. Kurt 
Hager: „Sozialistische Kunst reift nur im Klas-
senkampf, im großen gesellschaftlichen Auf-
trag, im Ringen um die Gestaltung der neuen, 
sozialistischen Gesellschaft und allseitig ent-
wickelten sozialistischen Persönlichkeiten."6)

6) Kulturpolitisches Wörterbuch, 2. Aufl., hrsg. von 
Manfred Berger u. a., Berlin-Ost 1978, S. 549.

— Hauptaufgabe ist die künstlerisch-konkrete 
Darstellung der Gegenwart, der gegenwärti-
gen Entfaltung des Sozialismus in der DDR 
und revolutionärer Entwicklungen in aller 
Welt. Literarische Hauptfiguren sollen Arbei-
ter, Arbeiterrevolutionäre und deren fort-
schrittliche Parteivertreter sein.
— Trotz der auf dem VIII. Parteitag der SED 
(1971) von Erich Honecker verkündeten libe-
ralen Parolen von der Weite und Vielfalt der 
Themen, der Stile und Formen, zwischen de-
nen der Künstler frei wählen könne, solange 
er auf dem Boden des Sozialismus stünde, wer-
den nur geringe offizielle Konzessionen an 
„bürgerliche" Kunstwerke und Kunstauffas-
sungen gemacht. Immer noch werden Versu-
che zur Ausbildung von „naturalistischer", „for-
malistischer" (d. h. experimenteller, konkreter, 
abstrakter), surrealistischer oder informations-
ästhetischer Kunst und entsprechender 
Kunsttheorien unterbunden.

Einzig das ästhetisch-politische Konzept des 
sozialistischen Realismus wird von Kulturbe-
hörden, staatlichen Organisationen, Institutio-
nen und Repräsentanten vertreten. Nur solche 
Kunstwerke, die den Prinzipien des Sozialisti-
schen Realismus entsprechend gearbeitet und 
offiziell anerkannt sind, werden finanziell ge-
fördert. Nur solche Autoren, die sich dem So-
zialistischen Realismus verpflichten, können 
Mitglieder des Schriftstellerverbandes der 
DDR werden und öffentliche Aufgaben und 
Auszeichnungen erwarten. Die breite Über-
zeugungsarbeit in allen Medien, Schulen und 
Hochschulen dient der Förderung allein sozia-
listischer Kunst und Kultur. Zahllose staatlich 
initiierte und organisierte Kongresse, Tagun-
gen und Aussprachen haben ausschließlich 
das Ziel, die offizielle Kunstprogrammatik zu 
formulieren, anzuwenden und gegen Ab-
weichler oder „ästhetische Eigenbrötler" zu 
verteidigen.
Die offizielle Favorisierung der Theorie und 
Praxis des Sozialistischen Realismus ist bei-
spielsweise im Parteiprogramm der SED fest-
geschrieben (Fassung vom Mai 1976): „Die So-
zialistische Einheitspartei Deutschlands för-
dert die sozialistische Kultur in allem mate-
riellen Bereichen und geistigen Sphären der 
Gesellschaft ... (Sie) unterstützt alle Bemü-
hungen, die auf das Aufblühen einer soziali-
stisch-realistischen Kunst gerichtet sind ... 
Die Partei setzt sich für die Vertiefung des so-
zialistischen Ldeengehaltes in den Künsten 
ein. Sie fördert das Streben nach künstleri-
schen Entdeckungen, die zur Bereicherung 
der sozialistischen Kunst und der gesellschaft-
lichen Wirklichkeit beitragen."

Die von der SED gesteuerte Kunstentwick-
lung in der DDR wird in offiziellen Selbstdar-
stellungen als „revolutionär" bezeichnet. Das 
revolutionäre Element sozialistischer Kunst 
und Kultur sei die Klassenperspektivität: 
„Kunst ist Klassenkunst". Dementsprechend 
wird eine selektive Sichtung und Pflege des 
kulturellen Erbes vorgenommen. Maßstab für 
die Analyse und Bewertung ist: Inwieweit 
spiegelt sich in den Werken der Vergangen-
heit der gesellschaftlich-historische Fort-
schritt der Menschheit entsprechend den 
Prinzipien und der Phasengliederung des hi-
storisch-dialektischen Materialismus?
Geistige und praktische Intoleranz in Sachen 
Kunst und Kultur sind Folgeerscheinungen ei-
nes totalitären Wahrheitsanspruches und dog-



matischen Sendungsbewußtseins. Eine solche 
ideologisch-funktionale Einbindung aller 
Künste ist verantwortlich für vielfache Kli-
scheeverwendung und Eintönigkeit in der 
DDR-Literatur. Die genannten Vorgaben ver-
hindern Grenzüberschreitungen, Experimente 
und originäre Sonderentwicklungen.
Die DDR-Literatur ist in formaler Hinsicht 
vielfach traditionalistisch. Das läßt sich deut-
lich an der offiziell favorisierten erzählenden 
Literatur nachweisen. Die Schreibweisen des 
Erzählens sind vielfach orientiert am Standard 
des deutschen und französischen Realismus 
des 19. Jahrhunderts. Typisch für weite Strek- 
ken der DDR-Literatur ist mithin einerseits 
eine revolutionäre Inhaltlichkeit und anderer-
seits eine deutliche Epigonalität im Forma-
len.

Der Schriftstellerverband der DDR

Wichtigstes ideologisches Instrument zur 
Durchsetzung der SED-Kulturpolitik im Be-
reich der Literatur ist der Schriftstellerver-
band der DDR. Wer bereits literarischen Rang 
und Namen hat bzw. durch literarische-schrift- 
stellerische Tätigkeit seinen Lebensunterhalt 
verdient oder verdienen möchte, ist Mitglied 
dieser staatlichen Einrichtung. Aus dem Statut 
der neuesten Fassung vom 16. 11. 1973: „I. We-
sen des Verbandes. Der Schriftstellerverband 
der Deutschen Demokratischen Republik ist 
die gesellschaftliche Organisation der Schrift-
steller der DDR, die in ihrer schöpferischen 
Arbeit aktive Mitgestalter der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft sind ... II. Ziele 
und Aufgaben des Verbandes. Die Mitglieder 
des Schriftstellerverbandes der DDR nehmen 
aktiven Anteil an der Gestaltung der soziali-
stischen Gegenwart. Ihre Kunst hilft, das Den-
ken, Fühlen und Handeln der Menschen zu 
formen, die den Sozialismus aufbauen und 
vollenden. Die Mitglieder des Schriftsteller-
verbandes der DDR anerkennen die führende 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei in 
der Kulturpolitik. Sie bekennen sich zur Schaf-
fensmethode des sozialistischen Realismus. 
Sie treten entschieden gegen alle Formen der 
ideologischen Koexistenz und das Eindringen 
reaktionärer und revisionistischer Auffassun-
gen in die Bereiche der Literatur auf.“
Im Jahre 1977 gehörten dem Schriftstellerver-
band der DDR 771 Mitglieder und 149 Kandi-
daten an. Eine Mitgliedschaft bringt mancher-
lei Vorteile ein:

— Anspruch auf Beratung in künstlerischen 
und ideologischen Fragen;
— Anspruch auf Beratung in Rechts-, Sozial-
und Berufsfragen;
— Möglichkeit zu finanzieller Absicherung 
für Arbeitsvorhaben;
— Möglichkeit zur Nachwuchsförderung, z. B. 
durch zweijährige Studienabordnung, soge-
nannte künstlerische Aspirantur, an das Lite-
raturinstitut Johannes R. Becher in Leipzig;

— Möglichkeiten zur Anstellung in Kulturbe-
trieben, z. B. als Verlagslektor oder Dramaturg, 
wobei der größte Teil der Zeit für eigene Ar-
beiten verwendet werden kann;
— Betrauung mit finanziell lukrativen Beirats-
funktionen, die die Unabhängigkeit von den 
Einkünften aus eigenen literarischen Arbeiten 
garantieren;
— größere Chancen, in den Genuß des in der 
DDR gut ausgebauten Systems von Auszeich-
nungen, Prämien und Preisen zu kommen, die 
teilweise mit hohen Summen dotiert sind (bis 
100 000 Mark).
Von solchen materiellen Anreizen geht selbst-
verständlich eine große Anziehungskraft und 
Verführung aus, sich bei der literarischen Tä-
tigkeit und gesellschaftlichen Aktivität 
systemkonform zu verhalten. Wer aus dem 
Verband als Schriftsteller ausgeschlossen ist, 
gilt als arbeitslos. Nach der DDR-Verfassung 
(Artikel 24) und dem „Arbeitsgesetzbuch der 
DDR" (§ 1 Abs. 2) hat man jedoch nicht nur das 
Recht, sondern auch die „Pflicht zur Leistung 
gesellschaftlich nützlicher Tätigkeit". Einem 
ausgeschlossenen Schriftsteller kann eine Tä-
tigkeit zugewiesen werden, die ihn nicht mehr 
zum Schreiben kommen läßt.

3. Die Zensur — kaderpolitisch

„Kader" sind Spezialisten und/oder Funktions-
träger, die Verantwortung für die Leitung ei-
nes Kollektivs tragen. Sie sollen sich neben 
hervorragender Fachkompetenz durch Treue 
zur Arbeiterklasse, konsequente Erfüllung der 
Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse, 
durch revolutionären Schwung und vorbild-
haftes Verhalten in der persönlichen Lebens-
führung auszeichnen. Kader werden durch ein 
gesellschaftliches Organ, durch einen von der 
Partei oder der Regierung Beauftragten beru-



fen. Auf dem Wege systematischer Kaderpoli-
tik sind in der DDR alle Leitungs- und Ent-
scheidungspositionen, also auch die in den 
staatlichen Kulturinstitutionen, mit loyalen 
Anhängern der SED besetzt.
Diese systematische, inzwischen jahrzehnte-
lang praktizierte Personalpolitik hat zur Folge, 
daß mit Sicherheit kein Manuskript ohne Wis-
sen und Plazet der SED im Druck erscheint.

4. Die Zensur — administrativ

Der „demokratische Zentralismus" ist ein 
grundlegendes Verwaltungsprinzip des sozia-
listischen Staates und mithin auch aller staat-
lichen Einrichtungen und Organisationen. Die 
Funktionen einer Vielzahl von staatlichen 
Einrichtungen und Organen betreffen unmit-
telbar die Organisation und Leitung des kultu-
rell-literarischen Lebens.

Das Ministerium für Kultur

Es wurde 1954 gegründet und ist ein zentrales 
Organ des Ministerrates der DDR. Seine Auf-
gaben:
— Umfassende Verantwortung für die staatli-
che Kulturpolitik auf allen Ebenen;
— Koordination der Arbeit aller Behörden, 
Organisationen (z. B. Künstlerverbänden) und 
Institutionen (z. B. dem Zentralhaus für Kul-
turarbeit der DDR, der Akademie der Künste), 
die sich mit der Pflege und Entwicklung einer 
sozialistischen Kultur befassen;
— Ausarbeitung und „schöpferische" Durch-
setzung der Prinzipien für die Entwicklung so-
zialistischer Kunst und Kultur;
— Verantwortung für die Ausbildung und För-
derung des künstlerischen Nachwuchses (Auf-
sicht über alle künstlerischen Hoch- und 
Fachschulen);
— Leitung und Planung der gesamten Pro-
duktion und Verbreitung von Büchern;
— Entwicklung von konzeptionellen, inhaltli-
chen wie methodischen Vorgaben zur Entfal-
tung des kulturellen Lebens in den Städten 
und Gemeinden („Kulturpolitische Schwer-
punkte" für jeweils zwei Jahre, umfangreiches 
künstlerisches Auftragswesen).
Diese Einzelaufgaben dienen dem übergeord-
neten Ziel, die Entfaltung einer einheitlichen 
sozialistischen Kunst und Kultur in der DDR 

zu gewährleisten; d. h. nur solche künstleri-
schen Produktionen werden finanziell unter-
stützt, öffentlich propagiert und verbreitet, die 
den Kriterien des „Sozialistischen Realismus" 
genügen — wie auch immer diese Kriterien zu 
einem bestimmten Zeitpunkt verstanden und 
als Qualitätsmaßstäbe auf ein konkretes Werk 
angewandt werden.
In der unmittelbaren Kompetenz des Ministe-
riums für Kultur liegt die Erteilung von Lizen-
zen und Druckgenehmigungen.

Lizenzvergabe

Dieser verwaltungsrechtliche Begriff bezeich-
net die „staatliche Erlaubnis 
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zum Betrieb von 

kulturellen Unternehmungen" ). In gesetzli-
chen Bestimmungen ist geregelt, ob und in 
welcher Art eine Lizenz benötigt wird. Ent-
sprechend der „Ersten Durchführungsbestim-
mung über die Entwicklung fortschrittlicher 
Literatur" vom 13. Dezember 1951 bedürfen 
sämtliche Buch-, Kunst-, Musik und Zeitschrif-
tenverlage für ihre Tätigkeit einer Lizenz. Ge-
prüft werden jeweils die kulturpolitische Not-
wendigkeit, die fachliche Eignung der Betrei-
ber und die materiellen Voraussetzungen.
Die Erteilung von Lizenzen hat einerseits zur 
strikten Umwandlung von privaten zu volksei-
genen Verlagen geführt (Ausnahme: je ein 
Verlag in katholischer und evangelischer Trä-
gerschaft), andererseits zur Verlagskonzentra-
tion. Mit der Publikation von schöngeistiger 
Literatur dürfen sich nur bestimmte Verlage 
befassen. „Mit der Zahl der wirklich potenten 
Verlage sinkt aber auch die Chance mancher 
Autoren, Konkurrenzverhältnisse in gutem 
Sinne auszunutzen; eine von der SED sicher 
nicht ungern beobachtete Nebenwirkung."8)

7) Kulturpolitisches Wörterbuch, a.a.O., S. 464.
8) Dieter E. Zimmer (Hrsg.), Die Grenzen der litera-
rischen Freiheit, Hamburg 1966, S. 154 f.

Die Prüfung der kulturpolitischen Notwendig-
keit beim Antrag einer Lizenz für Verlagsun-
ternehmen hat u. a. zur Folge daß die „Haupt-
verwaltung Verlage und Buchhandel" darauf 
achtet, daß die Verlagsprogramme sich thema-
tisch nicht überschneiden und die Buchpro-
duktion in der gesamten DDR von zentraler 
Stelle kontrolliert werden kann.
Keinem DDR-Bürger ist es ohne Lizenz mög-
lich, eine Vervielfältigungs- oder gar Druck-
maschine käuflich zu erwerben oder einzufüh-



ren und damit eine Schrift herzustellen und im 
„Selbstverlag" herauszubringen. Alle Verviel-
fältigungsvorrichtungen in Behörden und Be-
trieben sind genehmigungspflichtig und unter 
Verschluß zu halten. Besonders ausgesuchte 
Personen werden mit der Bedienung beauf-
tragt; über Inhalt und Zahl der Vervielfälti-
gungen ist Buch zu führen. Mit diesen Restrik-
tionen ist der Weg versperrt, offiziell nicht ge-
nehmigte Texte selbst zu veröffentlichen.

Druckgenehmigung

Die Druckgenehmigung ist die „staatliche Er-
laubnis, Vervielfältigungserzeugnisse, gleich 
welcher Art, herzustellen" 9). Zu unterscheiden 
ist die Druckgenehmigung für „lizenzierte" 
und „nicht lizenzierte" Verlagserzeugnisse. Für 
Erzeugnisse der lizenzierten Buch-, Musik-, 
Kunst- und Zeitschriftenverlage erteilt die 
„Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel" 
im Ministerium für Kultur der DDR die Druck-
genehmigung. Geprüft werden die eingereich-
ten Manuskripte nach ihrer „Qualität". Damit 
erweist sich die Druckgenehmigung ihrem 
Wesen nach als ein „staatliches kulturpoliti-
sches und rechtliches Mittel der Planung und 
Leitung ... nach den politischen, kulturellen, 
wirtschaftlichen und individuellen Bedürfnis-
sen 10" ).
Für nicht-lizenzierte Druckerzeugnisse, z. B. 
Materialien der staatlichen Organe und Mas-
senorganisationen der Wirtschaft (Plakate, 
Formulare, Eintrittskarten, Kalender) und des 
persönlichen Bedarfs (Briefpapier), erteilen 
nachgeordnete örtliche Staatsorgane die 
Druckerlaubnis. Hier wird die Erteilung der 
Druckgenehmigung nur von der zur Verfü-
gung stehenden Papiermenge und der freien 
Druckkapazität abhängig gemacht.
Das Impressum für lizenzierte wie nicht-lizen-
zierte Druckerzeugnisse muß neben der Regi- 
stiiernummer des Herstellerbetriebes auch 
die vollständige Druckgenehmigungsnummer 
enthalten.
Entgegen dem Wortlaut der Verfassung reser-
viert sich der Staat mit der Druckgenehmi-
gungspflicht das Recht, bereits vor Erscheinen 
eines Textes die Arbeit eines DDR-Schriftstel-
leis inhaltlich zu prüfen und von der Erfüllung 
bestimmter Änderungsvorschläge die Druck-
genehmigung abhängig zu machen. So hat sich

9) Kulturpolitisches Wörterbuch, a.a.O., S. 149.
10)  Kulturpolitisches Wörterbuch, a.a.O., S. 149 f. 

gegenwärtig Joachim Seyppel bereits mehr-
mals mit jeweils korrigierten Fassungen ver-
geblich um die Druckgenehmigung seines Ro-
man-Manuskripts „Die Wohnmaschine" be-
müht. Ulrich Plenzdorf erhielt die Druckge-
nehmigung für die Buchfassung „Die neuen 
Leiden des jungen W." erst, nachdem er den 
Schluß umgeschrieben hatte.
Welcher Lektor wird den Mut haben, ein 
Werk zu fördern, in dem Kritik durch Kon-
fliktbeschreibung geübt wird? Es ist nicht ab-
zuschätzen, wie vielen Arbeiten die Druckge-
nehmigung versagt wurde, wie viele Manu-
skripte vor Erscheinen aufgrund staatlicher 
Eingriffe umgeschrieben wurden und welche 
Übersetzungen westlicher Provenienz nicht 
erschienen. Auf diesem Wege ist es ebenso 
möglich, nicht genehme westliche wie östliche 
Literatur (auch Übersetzungen) zu unterdrük- 
ken. Die Informationsmöglichkeiten eines 
DDR-Bürgers über ausländische Neuerschei-
nungen sind damit erheblich eingeschränkt, 
zumal strenge Post- und Zollbestimmungen 
die Einfuhr von Druckerzeugnissen stark re-
glementieren.

Das Büro für Urheberrechte

Diese staatliche Institution dient vorrangig — 
so lautet die Einrichtungsbegründung — dem 
„Schutz und der Förderung der Rechte der 
Urheber". In diesem Sinne prüft sie 
Verlagsverträge über die Vergabe von Lizen-
zen und Urheberrechten auf ihre zweckmä-
ßige Gestaltung. Diese Funktionszuweisung 
zum „Schutz der legitimen Interessen der Au-
toren und der DDR" bedeutet für Autoren und 
Verlage seit Inkrafttreten des Urheberrechts-
gesetzes der DDR am 13. September 1965 eine 
Vorlagepflicht, d. h., sie müssen jede Vergabe 
von Urheberrechten ins Ausland dem Büro für 
Urheberrechte zur Genehmigung vorlegen. 
Manuskripte, die außerhalb der DDR veröf-
fentlicht werden sollen, müssen zunächst ei-
nem DDR-Verlag angeboten werden. Die Ent-
scheidung ist dem „Büro für Urheberrechte" 
mitzuteilen. Damit besteht die rechtliche 
Möglichkeit, DDR-Manuskripte entweder nur 
im Ausland drucken zu lassen, nicht jedoch in 
der DDR, oder sie zum Druck im Ausland nicht 
freizugeben und dort den Bekanntheitsgrad 
mißliebiger DDR-Autoren einzuschränken.
Seit Anfang der Ägide des DDR-Kulturmini- 
ters Klaus Gysi (1966 bis 1973) kommt dem 
Büro für Urheberrechte auch eine Devisen-



kontroll-Funktion zu. Alle Zahlungen vom 
oder ins Ausland aufgrund urheberrechtlicher 
Übertragungen müssen über das Büro für Ur-
heberrechte erfolgen. Umgeht es ein Autor, in-
dem er z. B. über Honorare im Ausland direkt 
verfügt, so macht er sich strafbar. Verschärfte 
Strafmaßnahmen wurden in der „Ersten 
Durchführungsbestimmung zum Devisenge- 
setz" vom 19. Dezember 1973 eingeführt.
Wegen des Abschlusses mehrerer Veröffentli-
chungsverträge und Honorarvereinbarungen 
mit Einrichtungen außerhalb der DDR, wegen 
Nichtanmeldung von Guthaben im Devisen-
ausland, wegen Verfügen über Devisen im 
Ausland durch Honoraraufteilung, Käufe und 
Geldzuwendungen ohne devisenrechtliche 
Genehmigung des Büros für Urheberrechte 
wurde Robert Havemann Ende Mai 1979 zu ei-
ner Geldstrafe in Höhe von 10 000 Mark verur-
teilt 11•  — Zum gleichen Zeitpunkt wurde Ste-
fan Heym ebenfalls wegen Verstoßes gegen 
das Devisengesetz der DDR zu 9 000 Mark 
Geldstrafe verurteilt. Er hatte seinen Roman 
„Collin" ohne Genehmigung des Büros für Ur-
heberrechte in der Bundesrepublik veröffent-
lichen lassen.

5. Die Zensur — strafgesetzlich

Bereits mit den Strafrechtsänderungsgesetzen 
von 1974 und 1977 wurde das politische Straf-
recht in der DDR systematisch ausgebaut. Das 
3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 1. August 
1979 zeichnet sich durch eine Reihe neuer, mit 
Höchststrafen bedrohter „Verbrechen gegen 
die DDR" (§§96 ff.) und „Straftaten gegen die 
staatliche Ordnung" (§§210 ff.) aus. Teilweise 
werden die Tatbestandsmerkmale präzisiert, 
teilweise ins Ungefähre ausgedehnt.
Für die schriftstellerische Tätigkeit sind insbe-
sondere die nachfolgend abgedruckten Para-
graphen von Bedeutung. Sie eröffnen dem 
Staatsanwalt jede Möglichkeit, gegen dichteri-
sche Werke vorzugehen, wenn in ihnen non-
konforme Passagen enthalten oder nonkon-
forme Standpunkte einzelnen literarischen Fi-
guren in den Mund gelegt sind:
§ 106 Staatsfeindliche Hetze
(1) Wer die verfassungsmäßigen Grundlagen 
der sozialistischen Staats- und Gesellschafts-
ordnung der Deutschen Demokratischen Re-

11) Spiegel Nr. 26 vom 25. 6. 1979. 

publik angreift oder gegen sie aufwiegelt, in-
dem er
1. die gesellschaftlichen Verhältnisse, Reprä-
sentanten oder andere Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik wegen deren staat-
licher oder gesellschaftlicher Tätigkeit diskri-
miniert;
2. Schriften, Gegenstände oder Symbole zur 
Diskriminierung der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse, von Repräsentanten oder anderen 
Bürgern herstellt, ein führt, verbreitet oder an-
bringt;
3. die Freundschafts- und Bündnisbeziehun-
gen der Deutschen Demokratischen Republik 
diskriminiert;
4. Verbrechen gegen den Staat androht oder 
dazu auffordert, Widerstand gegen die soziali-
stische Staats- und Gesellschaftsordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik zu lei-
sten; ...
wird mit Freiheitsstrafe von einem bis zu acht 
Jahren bestraft.
§ 219 Ungesetzliche Verbindungsaufnahme
(1) Wer zu Organisationen, Einrichtungen 
oder Personen, die sich eine gegen die staatli-
che Ordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik gerichtete Tätigkeit zum Ziele set-
zen, in Kenntnis dieser Ziele oder Tätigkeit in 
Verbindung tritt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren, Verurteilung auf Bewährung 
oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft
1. ...
2. wer Schriften, Manuskripte oder andere Ma-
terialien, die geeignet sind, den Interessen der 
Deutschen Demokratischen Republik zu scha-
den, unter Umgehung von Rechtsvorschrift^! 
an Organisationen, Einrichtungen oder Perso-
nen im Ausland übergibt oder übergeben 
läßt.
(3 ) Der Versuch ist im Falle des Absatzes 2 Zif-
fer 2 strafbar.
§ 220 öffentliche Herabwürdigung
(1) Wer in der Öffentlichkeit die staatliche 
Ordnung oder staatliche Organe, Einrichtun-
gen oder gesellschaftliche Organisatiomn 
oder deren Tätigkeit oder Maßnahmen herai-
würdigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu diei 
Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährufg, 
Haftstrafe, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft.



(2) Ebenso wird bestraft, wer Schriften, Gegen-
stände oder Symbole, die geeignet sind, die 
staatliche oder gesellschaftliche Ordnung ver-
ächtlich zu machen, verbreitet oder in sonsti-
ger Weise anderen zugänglich macht...

(3) Wer als Bürger der Deutschen Demokrati-
schen Republik die Tat nach Absatz 1 oder 3 
im Ausland begeht, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren, Verurteilung auf Bewäh-
rung oder mit Geldstrafe bestraft.

Schriftsteller, die nach Inkrafttreten dieser Be-
stimmungen in ihren Texten staatliche Funk- 
ticnsträger kritisch darstellen, müssen gewär-
tig sein, nach § 106 wegen „staatsfeindlicher 
Hetze" zwischen einem und acht Jahren Haft- 
strafe verurteilt zu werden. Schriftsteller, die 
unter Umgehung des Büros für Urheberrechte 
eigene Texte im Westen veröffentlichen las-
sen (wollen), die geeignet sind, den Interessen 
de' DDR zu schaden, müssen mit einer Frei- 
hetsstrafe bis zu fünf Jahren rechnen (§ 219). 
Schriftsteller, die in privaten Lesungen inner-
hab oder außerhalb der DDR kritische Texte 
vortragen, können wegen „öffentlicher Herab-
würdigung" nach § 220 mit Freiheitsstrafen bis 
zu drei Jahren belegt werden.

Die herangezogenen Paragraphen erwähnen 
ausdrücklich das „Herstellen", „übergeben" 
uni „Verbreiten" von Schriften bzw. Manu-
skripten. Bereits Versuche sind strafbar.

Der Strafverfolgungsbehörden wird ein unbe-
sclränkter Ermessensspielraum bei der Fest- 
stelung überlassen, aufgrund welchen litera-
rischen Befundes oder welcher konkreten 
Wi kung Texte geeignet sind, aufhetzend, her- 
abvürdigend oder aufwiegelnd zu wirken. 
Wb muß die Tatbestandsfeststellung erfol- 
ger? Wer ist für die sachgerechte Prozedur zu- 
stäidig? Der Staatsanwalt? Der gutachterlich 
tätije Literaturwissenschaftler? Ein beauftrag-
ter Kulturpolitiker? Das durch repräsentative 
Umrage festgestellte Empfinden des DDR- 
Stardard-Bürgers?

Zum methodologischen Problem der Tatbe-
standsfeststellung tritt ein prinzipiell bisher 
ungelöstes Rezeptionsproblem, nämlich der 
Nachweis, daß bestimmte (.schädliche') Wir-
kungen von Dichtungen ausgehen. Nur ein 
solcher Nachweis wäre eine solide Basis für 
das Urteil einer zensurierenden Behörde. Was 
ein Eigentumsdelikt ist, läßt sich relativ genau 
definieren und im konkreten Fall feststellen, 
nicht aber, ob ein dichterischer Text „aufhet-
zend" wirkt. Diese Wirkung hängt wesentlich 
von den allgemeinen politischen Verhältnis-
sen, von der Ansprechbarkeit und dem Be-
wußtseinsstand möglicher Leser ab. Die Wir-
kungspotenz eines dichterischen Textes ist 
nur zum Teil eine vom Leser unabhängige 
Größe. Mithin kann ein Schriftsteller nur auf-
grund von Hypothesen über die vermutete be-
wußtseinsverändernde und handlungsstimu-
lierende Wirkung eines poetischen Werkes 
angeklagt werden. Ein Schriftsteller, der auf-
grund der genannten Paragraphen vor Gericht 
gestellt wird, kann einem Willkürurteil in kei-
nem Fall entgehen. Es handelt sich um ein Di-
lemma, dem sich bis heute keine Zensurin-
stanz entziehen kann.
„Festzustellen bleibt, daß ein Buch nie absolut 
gesehen als Gefahr betrachtet werden kann, 
sondern immer nur in Relation zu einer be-
stimmten manifesten Machtposition, die in 
ihm eine Bedrohung der etablierten sozialen 
Ordnung erblickt und es aus diesem Grunde 
indiziert. Folglich sind Ursache und Anlaß der 
Unterdrückung eines solchen Werkes nicht 
primär in dessen Charakter, sondern in einer 
durchaus vergänglichen Wertung und Ein-
schätzung durch den betreffenden sozialen 
Organismus zu suchen, Momente, die niemals 
eine feste und damit zeitlose Bedeutung erlan-
gen können. Es liegt in der Natur der Dinge, 
daß die Vorwürfe gegenüber unerwünschten 
literarischen Werken, die zu irgendeinem 
Zeitpunkt zensuriert und indiziert werden, im 
Laufe der Geschichte an Bedeutung verlieren 
und uninteressant werden."12 )

12) Ulla Otto, Die literarische Zensur als Problem 
der Soziologie der Politik, Stuttgart 1968, S. 106.

II. Wirkungen literarischer Zensurmaßnahmen

Im ölgenden Kapitel werden einige bemer-
kenwerte Tatsachen aus der Entwicklungsge- 
schihte der DDR-Literatur zusammengestellt, 
die in Sinne von Indizien die möglichen Aus- 
wirlngen der oben genannten Zensurmaß- 
nahnen in der DDR belegen.

Es wurde bereits auf die Forschungslage auf-
merksam gemacht, deren Erkenntnisstand 
nicht ausreicht, der Literatur oder gar einzel-
nen Werken empirisch nachweisbare Wirkun-



gen zuzuschreiben. Auch über mittel- und län-
gerfristige Auswirkungen literarischer Zensur 
kann man nur im Konjunktiv reden. In der wis-
senschaftlichen Literatur zum Thema „Zensur" 
konkurrieren zwei Thesen:
— Institutionalisierte staatliche Vor- und 
Nachzensur (religiöser, moralischer oder poli-
tischer Art) hat negativ-restriktive Auswir-
kungen. Sie schüchtert durch Strafandrohun-
gen Autoren und Leser ein. Die gesamte litera-
risch-kulturelle Situation eines Gemeinwe-
sens droht zu stagnieren.
— Zensur ist letztlich unwirksam, nicht ge-
nehme Gedanken, ihre Drucklegung und Ver-
breitung auf Dauer zu verhindern. Sie ruft viel-
mehr auch positive Sekundäreffekte bei Le-
sern und Autoren hervor. Die zensorische Ein-
zementierung einer Doktrin wirkt wie ein 
Pfahl im Fleisch, der Abwehrkräfte mobilisiert. 
Gerade das Verbot aktiviert Kräfte, schärft 
Gegenpositionen, reizt zur Grenzüberschrei-
tung und zur bewußten Verletzung der gesetz-
ten Norm.

I. Negative Auswirkungen
und Sekundäreffekte der Zensur

Welche negativen Konsequenzen der DDR- 
Zensur lassen sich im Bereich der literari-
schen Kommunikation symptomatisch nach-
weisen?

Ein sch üch terung

Die beschriebenen Eingriffsmöglichkeiten 
einschließlich ihrer angedrohten Sanktionen 
schüchtern schreibwillige kritische Autoren 
ein, so daß sie bestimmte Einsichten nicht 
mehr öffentlich kundtun. Einen Tag, bevor die 
neuen Strafgesetzbestimmungen in Kraft tra-
ten, hatte das deutsche Fernsehen ein Inter-
view mit Stefan Heym ausgestrahlt. Der 
Schriftsteller über die Zukunft der Literatur in 
der DDR: „Ich weiß nicht, was dann geschehen 
wird. Es kann sein, daß dann ein großes 
Schweigen ausbricht, das Schweigen entwe-
der, daß man hinter Mauern sitzt... dann muß 
man schweigen, oder man schweigt, weil man 
nicht hinter Gitter gehen möchte. Aber dieses 
Schweigen, sage ich Ihnen, wird sehr beredt 
sein. Es wird lauter sein als das, was in unseren 
Medien dann gesagt oder gedruckt werden 

wird. Dieses Schweigen wird ein großes Argu-
ment sein."13 )

13) Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 2. 8. 
1979.

14) Kleines Politisches Wörterbuch, hrsg. von Yal- 
traud Böhme u. a., Berlin-Ost 1973, S. 472.

Schriftsteller-Exodus

Die massive psychologische Bedrohung hat 
bereits vor der Abschiebung Biermanns zu ei-
nem merkbaren Ausverkauf des kritischen 
Geistes in der DDR geführt. Die DDR-Litera-
tur ist sicherlich dürftiger geworden durch 
den Weggang von Horst Bieneck (1959), Ger-
hard Zwerenz (1956), Uwe Johnson (1962), Hei- 
nar Kipphardt (1962), Christa Reinig (1964), 
Manfred Bieler (1966), Peter Hüchel (1971), Ge-
rald Zschorsch (1974).
Das DDR-Gebiet haben seit November 1976 
die Schriftsteller Thomas Brasch, Sigmar 
Faust, Bernd Jentzsch, Günter Kunert, Reiner 
Kunze, Jürgen Fuchs, Sarah Kirsch, Klaus Po-
che und Hans-Joachim Schädlich verlassen 

öffentliche Selbstkritik

Die künstlerische und intellektuelle Selbst- 
Verstümmelung in der DDR äußert sich seit 
Jahren in der beobachtbaren Praxis der öffeht- 
liehen Selbstkritik. So übten beispielswese 
auf der Kulturkonferenz der SED im Oktoler 
1957 nach einer Rede von Alexander Abusch 
die wegen politischer Abweichungen ane- 
griffenen Schriftsteller Johannes R. Becher, 
Stephan Hermlin und Bodo Uhse Selbstkrik. 
Kritik und Selbstkritik sind nach soziali ti-
scher Selbstinterpretation öffentlich-päda O-

gische Formen der bekundeten Parteilichklit, 
sie dienen als „Mittel zur Beschleunigung «es 
gesellschaftlichen Fortschritts und zur sozi li- 
stischen Erziehung der Kollektive und Pers n- 
lichkeiten"14).  Beanstandete Publikatioren 
werden in aller Öffentlichkeit vor einem Ge- 
mium ausgewählter Zensoren geprüft und Iri- 
tisiert. Der Autor verspricht — unter dem An- 
schein der Freiwilligkeit? — eine korrigierte 
Fassung und ist mit dem Einstampfen deral- 
ten Auflage einverstanden.

äl-Die politische Kritik („gewichtsmäßige Vei 
schung des sozialistischen Seins und Werins 
in der DDR") an Ulrich Plenzdorfs „Die ne en 
Leiden des jungen W." veranlaßte den Ator, 
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die 1972 in der Literaturzeitschrift „Sinn 
Form“ abgedruckte Fassung ein Jahr sp 
umzuschreiben. Wichtigste Änderung:
Hauptfigur Edgar Wibeau gelingt am E de 



nicht die Erfindung einer arbeitserleichtern-
den Maler-Spritzvorrichtung, sondern Wibeau 
verunglückt tödlich bei seinen Experimenten, 
die er losgelöst vom Kollektiv durchführt. Da-
mit ist der Kern des Stückes verändert. — Die-
ser Vorgang hat verschiedene Parallelen in 
der Bildenden Kunst. So übermalte Horst 
Strempel nach öffentlicher Kritik eigene 
Werke.

Geistige Selbst- und Vorzensur

Gefährlicher als solche spektakulären Einzel-
akte der ideologischen Anpassung ist der un-
terschwellig wirkende Mechanismus der gei-
stigen Vorzensur: „Er verinnerlicht Forderun-
gen, die das Entstehen von Literatur verhin-
dern können und verwickelt manche Autoren 
in ein unfruchtbares und aussichtsloses Ge- 
angel mit einander ausschließenden Gebo-

ten: daß er realistisch schreiben soll zum Bei-
spiel und zugleich auf Konflikte verzichten, 
saß er wahrheitsgetreu schreiben soll, aber 
ach selbst nicht glauben, was er sieht, weil es 
licht .typisch’ sei."15 )

15Hans Kaufmann, Gespräche mit Christa Wolf, in: 
Wimarer Beiträge 20, H. 6, 1974, S. 102.
16Neues Deutschland vom 22./23. 6. 1979.

17) Zitiert nach Zimmer, a.a.O., S. 156.
18) Vgl. Otto, a.a.O., S. 125.

Die verinnerlichte Vorzensur betrifft nicht nur 
Schriftsteller, sondern vermag die gesamte 
geistig-kulturelle Atmosphäre zu durchsetzen. 
So klagt Konrad Wolf, immerhin Präsident der 
Akademie der Künste der DDR: „Das Austra-
gen verschiedener, gar kontroverser Meinun- 
en, einschließlich der Zuschauer und Leser, 
fndet, wenn überhaupt, oft halbherzig und 
richt selten tendenziös frisiert statt. Ich mag 
rieh irren, aber es gibt wohl zur Zeit keine 
Ingweiligeren Zeitungsseiten als die für Kul- 
tr und Kunst reservierten, nebenbei gesagt, 
ach in den Presseorganen unserer Partei."16 ) 
Ier Zurückhaltung im öffentlich-publizisti- 
shen Bereich entspricht umgekehrt eine un- 
gschminkte Offenheit im Freundes- und Be- 
knntenkreis. In der Art einer inneren Emi- 
gation wird die demokratisch-öffentliche 
Aseinandersetzung umgangen. „Zwiedenken" 
ud „Zwiesprechen", politische Formen der 
Prsönlichkeitsspaltung, von George Orwell 
h seinem Roman „1984" visionär vorwegge- 
nmmen, wurden zu einer verbreiteten Le- 
bnsform. Dazu der DDR-Bürger Stefan Heym: 
„(ffentlich getane Äußerungen haben oft ei- 
nn doppelten und dreifachen Boden; und der 
Dnst der Heuchelei breitet sich aus — privat 

redet einer so, aber ganz anders spricht er in 
seinem Betrieb, seinem Büro oder seiner Ge-
werkschaft oder in den Artikeln und Büchern, 
die er schreibt."17 )
Die negativen Effekte von Zensur und künst-
lerischer Selbstzensur werden zunehmend ein 
Thema der DDR-Literatur selbst, in der die 
problematische Situation von Journalisten 
und Schriftstellern dargestellt wird. Die Skala 
der Figuren reicht vom angepaßten Schreiber, 
desses Systemkonformität seine literarische 
Produktivität erschlagen hat (Günther de 
Bruyn, Preisverleihung, 1972), bis zu jenem 
Schriftsteller, der sich verweigert, der zu 
schreiben aufhört und Geschriebenes ver-
nichtet, der es vorzieht zu verstummen, statt 
für „Talmi- und Gipsliteratur" verantwortlich 
zu zeichnen (Klaus Poche, Atemnot, 1978).
über den fiktiven DDR-Autor Paul Schuster 
heißt es in de Bruyns Roman: „Es gelang Paul, 
zwischen sich als Beobachter und sich als 
Schreiber ein Sieb zu schieben, das nur Er-
wünschtes durchließ. Später wurde das Sieb 
überflüssig, da er für bestimmte Seiten der 
Wirklichkeit erblindete ... Er suchte nicht 
mehr nach Worten, er hatte Schablonen parat, 
mit deren Hilfe sein Stil sauberer, glatter, fla-
cher und eintöniger wurde. Und mit dem Stil 
wurden es seine Beobachtungen und Gedan-
ken" (S. 103f.).
Die jüngere deutsche Vergangenheit bietet 
Erfahrungen18 ), die möglicherweise auch der 
DDR bevorstehen:
— die staatlich geförderte NS-Literatur ist 
heute vergessen;
— überlebt haben dagegen viele Werke von 
Autoren, die ins Exil gingen (B. Brecht, Th. 
Mann);
— die vom NS-Staat als „entartet" abgewertete 
Moderne, z. B. die expressionistische Kunst, 
hat bis heute Bestand und beeinflußt das ge-
genwärtige Kunstschaffen.

2. Positive Sekundäreffekte der Zensur?

Solche Häufung von Indizien, die eine nega-
tive Auswirkung der Zensur in der DDR bele-
gen, rechtfertigen jedoch keine fatalistische 
Haltung. Man muß sich immerhin daran erin-
nern, daß die Blütezeit der deutschen Aufklä-



rung und literarischen Klassik im 18. Jahrhun-
dert ein Zeitalter der strikten Reglementie-
rung der Dichter durch die Landesfürsten war. 
Mit Aufführungs- bzw. Druckverboten waren 
Lessings „Nathan", Schillers „Räuber" und Goe-
thes „Werther" belegt. Wendet man die These 
von der relativen Erfolglosigkeit und den mög-
licherweise positiven Sekundäreffekten auf 
die junge Geschichte der Literatur in der DDR 
an, so lassen sich folgende Beobachtungen und 
Aussagen machen:
1. Je enger die Theorie des Sozialistischen 
Realismus ausformuliert und verbindlich vor-
geschrieben wurde, desto mehr regte sich der 
Widerspruch von Literaturtheoretikern und 
Schriftstellern gegen das künstlerische Diktat, 
gegen die Kanonisierung bestimmter Stilmit-
tel und den Führungsanspruch der Partei in 
Sachen Ästhetik. Immer wieder wurde in der 
DDR selbst die politisch-pädagogische Dienst-
funktion der Literatur bestritten.
— In den sogenannten „widerspruchsvollen", 
d. h. extrem stalinistischen fünfziger Jahren 
entbrannte der „Realismus-Streit" in der DDR. 
Während im Gefolge von Georg Lukäcs z. B. 
im epischen Bereich nur die von den europäi-
schen Realist 19en des .  Jahrhunderts ange-
wandten Schreibweisen als sozialistisch-reali-
stisch gebilligt wurden, vertrat B. Brecht von 
Anfang an (d. h. bereits in den dreißiger Jah-
ren) eine souveräne Gegenposition: „Wir dür-
fen nicht bestimmten vorhandenen Werken 
den Realismus abziehen, sondern wir werden 
alle Mittel verwenden, alte und neue, erprobte 
und unerprobte, aus der Kunst stammende 
und anderswoher stammende, um die Realität 
den Menschen meisterbar in die Hand zu ge-
ben. Wir werden uns hüten, etwa nur eine be-
stimmte historische Romanform einer Epoche 
als realistisch zu bezeichnen, sagen wir die der 
Balzac oder der Tolstoi, so für den Realismus 
nur formale und literarische Kriterien aufstel-
lend."19) Im Verlauf dieser Auseinanderset-
zungen wurde die Aufführung einiger Dramen 
Brechts (z. B. „Antigone") in der DDR jahrelang 
verboten.

19) Bertolt Brecht, Volkstümlichkeit und Realismus 
(Erstveröffentlichung 1958), in: Gesammelte Werke, 
Bd. 19, Frankfurt 1967, S. 322 ff.
20) Johannes R. Becher, Auswahl in sechs Bänden, 
Bd. 6, Berlin 1952, S. 661.

21) Wolf Biermann, Die Drahtharfe, Berlin-Wit 
1965, S. 69.
22) Jörg Bernhard Bilke, Die verdrängte Wirklic- 
keit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/19), 
S. 28.

— 1951, Johannes R. Becher: „,Du liegst schief, 
kann mich nicht schrecken, denn ich bin ein 
Segler (und liebe jede Schräglage)."20 )

— 1965, Wolf Biermann: „Das Kollektiv liegt 
schief. Ich bin der einzelne, das Kollektiv hat 
sich von mir isoliert."21 )
— 1965, Hasso Grabner. Zitierter Diskussions-
beitrag auf der 11. Tagung des ZK der SED: 
„Die Literatur hat immer die Mächtigen ange-
griffen. Jetzt hat die Partei die Macht. Die Par-
tei muß sich gefallen lassen, daß sie in der Lite-
ratur angegriffen wird" (DDR-Handbuch 1979, 
S. 687).
2. Nun kann man von offizieller DDR-Seite die 
zitierten Stimmen mit dem Hinweis herunter- 
spielen, hier handle es sich um die zählebigen 
Reste historisch überwundenen, bürgerlichen 
Bewußtseins. Neu in der Entwicklung der 
DDR-Literatur ist jedoch, daß seit etwa fünf bis 
sieben Jahren gerade junge Autoren, nacl 
1949 in der DDR geboren, also „unvermischte 
DDR-Produkte" (W. Biermann), sich auf politi-
sche und ästhetische Gegenpositionen festle- 
gen.
Sie haben meist das sozialistische Erziehungs-
system von der Kinderkrippe bis zur Universi-
tät und den .Ehrendienst' in der Nationale! 
Volksarmee durchlaufen. Ihr Proletariernach- 
weis ist nicht anfechtbar, ihre Väter sind oft lu-
penreine Proletarier, Altkommunisten uni 
hohe Parteifunktionäre. Zu nennen sind hie 
die im Westen bekannten Autoren wie The-
mas Brasch, Sigmar Faust, Jürgen Fuchs, Ge-
rald Zschorsch und solche, die weitgehend nir 
dem DDR-Publikum bekannt sind: Wolf De- 
nert, Ursula Großmann, Heide Härtl, Wol- 
gang Hilbig, Wolfgang Hindeldey, Christia 
Kunert, Odwin Quast. Ihre Texte belegen, dä 
der geistig-literarische überbau sich gegen da 
als sozialistisch interpretierte Basis und gega 
die revolutionär umgestalteten gesellschaft- 
chen Verhältnisse spontan und eigengeset- 
lieh entwickelt.
3. Trotz aller Einschränkungen stagniert ds 
Schreiben poetischer Texte in der DDR nicL. 
Obwohl aus politisch-ästhetischen Gründe 
vieles in der DDR Geschriebene dort nicht g- 
druckt wird, darf vermutet werden, daß bede- 
tende literarische Manuskripte bisher immr 
den (zuweilen verschlungenen) Weg in die C- 
fentlichkeit gefunden haben. Es gibt in dr 
DDR eine vorläufige „Literatur in Manuskrip- 
form" ) von Autoren, die sich dem Verfahr« 22



der Zensur und Selbstzensur nicht unterwer-
fen (wollen). Man weicht zunächst in den Be-
kannten-, den Freundeskreis oder kirchliche 
Gemeinden aus, liest hier in geschlossenen 
Gesellschaften, diskutiert und vervielfältigt il-
legal (vgl. Jürgen Fuchs, Gedächtnisprotokol-
le). Manuskripte zirkulierten auf diese Weise 
im Untergrund, ehe sie entweder in einer 
Phase kulturpolitischer Liberalität in der DDR 
oder im sogenannten kapitalistischen Ausland 
gedruckt wurden. Eine Auswahl von Werken, 
geschrieben in der DDR, die unter Umgehung 
des Büros für Urheberrechte nur in der Bun-
desrepublik erschienen sind: Uwe Johnson, 
Mutmaßungen über Jakob (1959); Fritz Rudolf 
Fries, Der Weg nach Oobliadoch (1966); Gün-
ter Kunert, Im Namen der Hüte (1967); Man-
fred Bieler, Maria Marzeck oder Das Kanin-
chen bin ich (1969); Stefan Heym, 5 Tage im 
Juni (1974); Reiner Kunze, Die wunderbaren 
Jahre (1976); Thomas Brasch, Vor den Vätern 
sterben die Söhne (1977); Hans-Joachim 
Schädlich, Versuchte Nähe (1977); Jurek Bek-
ker, Schlaflose Tage (1978); Klaus Poche, Atem-
not (1978); Stephan Heym, Collin (1979).
4. Jede Zensur ist nur so stark, wie sie die Ein-
haltung ihrer Verdikte durchsetzen kann. Die 
politische Teilung Deutschlands gibt gerade 
jenen Manuskripten eine außerordentlich 
gute Veröffentlichungschance, die in der DDR 
mit Druckverboten belegt sind. Die im Westen 
veröffentlichten Bücher wirken umgekehrt in 
die DDR zurück und beherrschen die Dikus- 
sion unter der Oberfläche. Denn eine totale 
Abschirmung der DDR gegen die illegale Ein-
fuhr von Ideen und Büchern kann angesichts 
der zur Verfügung stehenden technischen 
Möglichkeiten und des Erfindungsreichtums 

der Zensierten wie der neugierigen Leser 
nicht gelingen. Umgekehrt gilt, auch die Aus-
fuhr von Manuskripten aus der DDR kann um-
fassend nicht verhindert werden. Damit er-
weist sich Zensur heute als eine stumpfe Waf-
fe.

5. Das Verbot von Büchern oder die Unter-
drückung von Manuskripten führt nicht selten 
zu gänzlich anderen Folgen als den geplanten. 
Ist der Druck eines Manuskriptes in der DDR 
verboten, so kann sich ein westdeutscher 
Verlag Werbekosten sparen. Zensorische 
Maßnahmen der DDR-Regierung haben vor al-
lem einen schwarzen literarischen Markt zur 
Folge. Verbotene Bücher haben seit je — un-
abhängig von deren tatsächlicher Qualität — 
verstärkte Anreize zum Lesen gehabt. Auf-
grund der politischen Konfrontationsverhält-
nisse im geteilten Deutschland besteht aller-
dings die Gefahr, daß literarische Eintagsflie-
gen eine ungebührliche Aufmerksamkeit erre-
gen und so Bedeutung erhalten.

6. Die zensorische Abschirmung gegenüber li-
terarischer Kritik in Verbindung mit der 
gleichgeschalteten Sprachregelung in der 
politisch-öffentlichen Selbstdarstellung be-
wirkt beim DDR-Publikum eine große Hoch-
schätzung des dichterischen Wortes. Es be-
steht bei der DDR-Bevölkerung nachgerade 
ein Informationshunger nach DDR-eigener Li-
teratur, von der man Hilfen zur Wirklichkeits-
erschließung, Daseinsinterpretation und ge-
dankliche Erweiterungen erwartet. Wo Au-
toren verfolgt und ihre Werke unterdrückt 
werden, erhält das dichterische Wort eine öf-
fentliche Bedeutung, von der westliche Au-
toren nur träumen können.

III. Schreibweisen unter den Vorzeichen 
von Sozialistischem Realismus und Zensur

Literatur unter dem Vorzeichen des Sozialisti-
schen Realismus zeichnet sich durch eine 
politisch-pädagogische Funktionszuweisung, 
stofflich-thematische Vorgaben und einen sti-
listisch-formalen Regelkanon aus. Das offi-
zielle Selbstverständnis tendiert zu einer Lite-
ratur, die sich an Formen eines tradierten und 
traditionellen Realismus orientiert. Diese 
Festschreibung erfolgte in den stalinistischen 
fünfziger Jahren. Sie bedeutet für den Bereich 
der erzählenden Literatur in der DDR:

— die Bevorzugung einer harmonisierenden 
Wirklichkeitsdarstellung mit utopisch-ideali-
stischen Merkmalen;

— die Neigung zu Entwicklungs- und Gesell-
schaftsromanen;

— die Bevorzugung linearer Handlungsabläu-
fe, mithin Ablehnung von komplizierten Zeit-
schachtelungen und verschlungenen Hand-
lungssträngen;



— die Bevorzugung eindeutiger Erzählhaltun-
gen (personales, Ich- und auktoriales Erzäh-
len), Ablehnung von Montagetechniken;
— die Bevorzugung der klassischen Personen-
reden wie Erzählerbericht, direkte, indirekte 
und erlebte Rede; die Vermeidung psychologi- 
sierender „Stream of conscious"-Techniken 
(vgl. James Joyce);
— die Vermeidung der literarischen Spielfor-
men der Ironie, der Parodie, der Satire;
— die Ablehnung „experimentellen" Ge-
brauchs von Sprache, bei dem der Material-
charakter der Sprache zur Bedeutungskonsti-
tution verwandt wird (= „dekadent-bürger-
lich" und „elitär").
Solche formalen Vorgaben provozierten in der 
DDR mannigfachen Widerspruch. Die .Fest-
schreibung' eines solchen Regelkanons führte 
bei einer Reihe bedeutender DDR-Schriftstel-
ler zu Verweigerungen und zur Ausprägung 
gegenläufiger Stiltendenzen, die sich teilweise 
erst nach heftigen Diskussionen öffentliche 
Anerkennung verschaffen konnten oder nie 
gebilligt wurden, so daß die entsprechenden in 
der DDR geschriebenen Werke bisher nur im 
westlichen Ausland erschienen sind:
— Westlich-avantgardistische Muster psycho-
logisierenden Erzählens adaptieren Fritz Rolf 
Fries („Der Weg nach Oobliadoch", Bundesre-
publik 1966) und Christa Wolf („Nachdenken 
über Christa T.", 1969).
— Einer gemischten Schreibweise, in der iso-
lierte Zitate auftauchen, typographische Ver-
fahren der Textvisualisierung verwandt und 
unterschiedliche Erzählhaltungen eingenom-
men werden, bedient sich Volker Braun („Un-
vollendete Geschichte", 1975).
— Sprachexperimentell-montierendes Schrei-
ben praktiziert neuerdings Ulrich Plenzdorf 
(„kein runter kein fern“, Bundesrepublik 
1978).
— Verschiedene Zeit-, Handlungs- und Refle-
xionsebenen verschachteln Christa Wolf („Der 
geteilte Himmel", 1963) und Stefan Heym 
(„Collin", Bundesrepublik 1979).
— Durch sprachliche und historische Ver-
fremdungen beschreibt Hans-Joachim Schäd-
lich seine Wirklichkeitserfahrungen (Ver-
suchte Nähe", Bundesrepublik 1977). Seine 
kurzen Erzähleinheiten sind sprachlich hoch- 
elaborierte Satiren (Verwendung von Bibel-
sprache, Kanzleideutsch, Barocksprache, poli-

tischer Propagandasprache), die zu wechseln-
den Zeiten und an wechselnden Schauplätzen 
spielen (Rußland um 1900: „Letzte Ehre gro-
ßem Sohn"; Deutsches Kaiserreich um 1890: 
„Besuch des Kaisers von Rußland bei dem Kai-
ser von Deutschland"; Deutschland im 16. 
Jahrhundert: „Kurzer Bericht vom Todfall des 
Nikodemus Frischlin"; Frankreich im 17. Jahr-
hundert: „Satzsuchung"; und schließlich: DDR- 
Alltag der Gegenwart).

Diese Arbeiten, zwischen 1966 und 1977 ent-
standen, sind mehrfach geschichtete Wort-
kunstwerke, sie geben — metaphorisch-sym-
bolisch und sprachlich verfremdet — den 
Blick auf die DDR-Wirklichkeit frei, auch dort, 
wo eine historische Einkleidung gewählt ist.
— Des stilistischen Mittels der Aussparung 
undKürzung\>ed.\enen. sich eine Reihe gerade 
oppositioneller DDR-Schriftsteller, etwa Jür-
gen Fuchs („Gedächtnisprotokolle", 1977) und 
Reiner Kunze („Die wunderbaren Jahre", 1976). 
Kunzes Prosaband enthält in der Mehrzahl 
Mini-Texte weit unter einer Seite Umfang. 
Pointiert, auf das Notwendigste gekürzt und 
zugespitzt dokumentieren sie DDR-Wirklich-
keit im Detail. Gerade wegen des Verzichts 
auf verallgemeinernde oder gar anklagende 
Erzählereinreden sind alle Texte doppel- und 
mehrbödig (vgl. Titel). In der Text-Reihe „Frie-
densengel" werden z. B. Aspekte des kontro-
versen Themas „Recht des Individuums — Be-
rechtigung kollektiver Ansprüche" in lakoni-
scher Kürze sprachkünstlerisch gestaltet.
— Ein in auffälliger Weise bevorzugtes Stil-
mittel ist die Dialogisierung in erzählenden 
Texten. Der Dialog bietet die Möglichkeit, ei-
nen Sachverhalt von verschiedenen Seiten zu 
betrachten. DDR-Schriftsteller, die fürchten 
müssen, zensiert zu werden, greifen zu dialogi-
schen Bauformen innerhalb epischer Werke, 
um unerwünschte Positionen überhaupt zur 
Sprache bringen zu können. Oppositionelles 
Gedankengut wird auf diese Weise in staatslo-
yale Literatur eingeschleust. Typisch für ein 
solches Schreibverfahren ist der Roman „Fran-
ziska Linkerhand" von Brigitte Reimann (DDR- 
Veröffentlichung 1974). In der zentralen Ab-
schieds-Streit-Szene stehen sich der republik-
flüchtige Vater und die systemkonforme Toch-
ter gegenüber. Hier formuliert der alte Linker-
hand massive Vorwürfe gegen den DDR-Staat, 
„dessen laute Dichter nicht imstande sind, ei-
nen anständigen deutschen Satz zu schreiben", 
„dessen Bücher und Zeitungen einer Russifi- 



zierung und Verwilderung der Sprache verfal-
len sind, die ihre Lektüre unzumutbar macht". 
„Ich kann eine gewisse Sympathie mit den 
Ideen dieses Staates", fährt er fort, „nicht ver-
hehlen, mit seinen großen Gedanken von fra- 
ternit6 und befreiter Menschlichkeit, aber es 
ist eine Sache, Gedanken zu proklamieren, 
eine andere, sie in die Tat umzusetzen. Auf-
dringliche Propaganda, eine roh-disziplinäre 
Verfassung, Mangelwirtschaft und eine mör-
derische Mißachtung des Individuums und je-
der individuellen Äußerung — das ist euer 
Teil geworden . ,."23 ) Die Tochter wirft dem 
kulturgeschichtlich bewanderten, halbblinden 
Vater vor, er habe nichts, nicht einmal Hoff-
nungen in diesen neuen Staat investiert, für 
ihn sei der Zug im Westen abgefahren und für 
ihn und ihre Mutter sei ein neuer wirtschaftli-
cher und sozialer Aufstieg dort ein aussichts-
loses Unterfangen.

23) Brigitte Reimann, Franziska Linkerhand, Mün-
chen 1977, S. 130.
24) Reiner Kunze in: Aber die Nachtigall jubelt, 
1962, sowie in: Sensible Wege, 1969; Gerhard Bran- 
ster in: Handbuch der Heiterkeit, 1979.

25) Vgl. Wolfram Schlenker, Das .Kulturelle Erbe' in 
der DDR, Stuttgart 1977.

Dieses Zitat aus einer DDR-Veröffentlichung 
veranschaulicht, wie in dialogischer Gestal-
tung unbequeme Wahrheiten in aller Schärfe 
formuliert, gleichzeitig jedoch durch Gegen-
positionen relativiert werden. — Dialogszenen 
sind ebenfalls Höhepunkt der Romane „Collin" 
von Stefan Heym oder „November" von Rolf 
Schneider.
— In diesem Zusammenshang ist symptoma-
tisch, daß DDR-Schriftsteller sich 
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wieder der 

Fabel zuwenden ). Man bedient sich damit ei-
ner literarischen Gattung, die seit der Antike 
dazu benutzt wurde, kritisch-aufklärerische 

Aussagen zu treffen und sich als Autor gleich-
zeitig vor den Reaktionen der Kritisierten zu 
schützen.
— Zu den literarischen Methoden der listigen 
Wahrheitsverbreitung gehört die Verlagerung 
des literarischen Stoffes in die zeitliche und 
räumliche Ferne. Die Rezeption der deutschen 
Klassik stand in der DDR bisher weitgehend 
unter Zielsetzungen wie: antifaschistische 
Umerziehung, Integration der bürgerlichen In-
telligenz, nationale Identitätsfindung, Darstel-
lung der bürgerlich-progressiven Idee einer 
allseitig gebildeten Persönlichkeit und Steige-
rung der Arbeitsproduktivität25 ). In verschie-
denen Werken aus den siebziger Jahren voll-
zieht sich ein deutlicher Rezeptionswandel. 
An die Stelle vorbildhaft-positiver Heldenfi-
guren der deutschen Klassik treten problema- 
tisch-scheiternde Figuren des Sturms und 
Drangs, der Romantik und des 19. Jahrhun-
derts: Werther (Plenzdorf, Die neuen Leiden 
des jungen W.), Kleist (Kunert, Kleist-Essay), 
Hölderlin (Kunert, verschiedene Gedichte), 
Caroline von Günderode (Chr. Wolf, Kein Ort. 
Nirgends), fiktiver Jakobiner-Renegat (de 
Bruyn, Märkische Forschungen), Büchner (zi-
tiert bei V. Braun, Unvollendete Geschichte), 
Lenz (Anlehnungen bei Poche, Atemnot).

Damit erweist sich, so meine These, der figu-
rale Sujet-Wechsel als literarisch-taktisches 
Mittel, ungeliebte Wahrheiten zwar chiffriert 
auszusprechen, gleichzeitig aber der politisch-
direkten Konfrontation auszuweichen.

Zensurmaßnahmen lassen sich immer dann 
beobachten, wenn ein Staat sich in innen- oder 
außenpolitischen Krisen- und Konfliktsitua-
tionen befindet (oder sich zu befinden glaubt); 
wenn Perioden allgemeinen sozialen Wandels 
eine Veränderung von Wertvorstellungen 
nach sich ziehen, wenn die Machtträger ihre 
Position noch nicht endgültig gefestigt oder 
den Höhepunkt ihrer Stabilität bereits über-
schritten haben. Je weniger sich die gesell-
schaftliche Ordnung und die Legitimation der 
staatlichen Funktionsträger auf die freiwillige

Ausblick

Zustimmung der breiten Bevölkerung stützt, 
desto eher werden Zwangsmaßnahmen zur 
Herstellung einer gemeinsamen Lebensord-
nung ergriffen.
Die rigide Härte der Staatsorgane der DDR ge-
genüber kritischen Schriftstellern verdeut-
licht indirekt die politische Sprengkraft dich-
terisch-fiktiver Literatur, zum anderen aber 
auch die Schwäche des Systems.
In diesem Sinne stellte Hans-Joachim Seyppel 
— gemaßregelt und inzwischen aus dem DDR- 
Schriftstellerverband ausgeschlossen — in ei-
nem offenen Brief an den Chef-Ideologen der 



SED, Kurt Hager, die Frage: „Ist dieser Staat so 
schwach, daß er einen Schriftsteller fürchten 
muß? Oder wäre ein Schriftsteller so stark, daß 
er diesen Staat verunsichern kann?"26 )

26) Frankfurter Rundschau vom 3. 5. 1979.

Wer Äußerungen anderer zensuriert, der 
mißtraut der Mündigkeit seiner Mitbürger 
oder fürchtet ihre Urteilsfähigkeit Jede zen-
surierende Instanz nimmt an, daß eine freie 
Diskussion zur allgemeinen Konsensbildung 
nicht erforderlich sei. Warum sollte es not-
wendig sein, über Lebensregelungen öffent-
lich nachzudenken, wenn die richtige Einsicht 
sich bereits bei jenen befindet, die über Macht 
und Autorität verfügen? — Die literarische 
Zensur in der DDR ist eine Zensur aus politi-
schen Motiven. Sie soll helfen, ein allgemein 
nicht akzeptiertes Wert- und Gesellschaftssy-
stem durchzusetzen.
Die Gefahr der literarischen Stagnation und 
geistigen Vorzensur durch einschüchternde 
Sanktionsandrohungen darf nicht bagatelli-
siert werden. Wie viele Gedanken wurden 
nicht gedacht? Wie viele Sätze nicht geschrie-
ben? Wie viele Manuskripte nicht gedruckt?

Allerdings sind auch die ambivalenten Effekte 
von Zensurmaßnahmen in Erwägung zu zie-
hen. Schon vor dem XX. Parteitag der KPdSU 
protestierten Theoretiker und Schriftsteller 
gegen die scholastische Doktrin des Sozialisti-
schen Realismus, gegen die Indienstnahme 
der Literatur durch die Partei und gegen admi-
nistrative Restriktionen. Seit etwa zehn Jah-
ren zeigen sich ferner bemerkenswerte Resi-
stenzsymptome bei solchen DDR-Autoren, die 
ihre Erziehung in der DDR erfuhren und sich 
der marxistischen Weltanschauung verpflich-
tet fühlen. Ihre oppositionellen Gedanken 
sprengen vorgegebene künstlerische Regeln. 
Jedes zensorische Verbot begünstigt geistige 
.Abweichungen" und stimuliert den literari-
schen Einfallsreichtum.
Die Auswirkungen der perfektionierten Zen-
surmechanismen lassen sich noch nicht end-
gültig beurteilen. Auffällig ist immerhin, daß 
seit dem August 1979 kein DDR-Autor mehr 
unter Umgehung der Vorschriften in der Bun-
desrepublik veröffentlicht hat. Das bedeutet 
jedoch nicht, daß in der DDR unter den gege-
benen Umständen weniger kritisch gedacht 
und weniger kritische Manuskripte verfaßt 
würden.



Karin Thomas

Dreißig Jahre Kulturpolitik der DDR 
im Spiegel ihrer Malerei

In den letzten Jahren hat sich die DDR-Male-
rei nach einer langen Phase der Abgrenzung 
mehr und mehr auf das Parkett der westlichen 
Kunstszene gewagt. So reservierte die welt-
weit renommierte Avantgardeschau der Bil-
denden Kunst, die Kasseler Documenta, der 
DDR-Malerei 1977 einen eigenen Raum für 
vier ihrer Repräsentanten. Das vielseitige In-
teresse, das dort dem Malerquartett Willi Sit-
te, Bernhard Heisig, Wolfgang Mattheuer und 
Werner Tübke zuteil wurde, initiierte stattli-
che Ankäufe von Gemälden und grafischen 
Arbeiten dieser und weiterer DDR-Maler 
durch die Sammlung Ludwig, die wohl be-
rühmteste und größte deutsche Privatsamm-
lung internationaler Avantgarde.
Ludwig, der europäische Entdecker der grell-
bunten Farbpalette von Pop Art und amerika-
nischem Fotorealismus, fand plötzlich in dem 
durch handwerkliche Technik und altmeister-
liche Stilistik brillierenden Realismus eines 
Tübke-Gemäldes einen wohltuenden Kontrast 
zu der an Tafelbildern arm gewordenen 
Kunstszene des Westens, die sich mit ihren 
komplizierten Konzepten in Reaktion auf den 
Pop-Art-Boom immer hermetischer in einen 
Zirkel von eingeweihten Kunstkennern einge-
schlossen hatte.
Durch diesen spektakulären Export von DDR- 
Gemälden in den Westen, ebenso aber auch 
durch zahlreiche Einzelausstellungen der 
oben genannten Vier in westeuropäischen 
Museen wurde der DDR-Malerei in den letz-
ten Jahren jene Wirkung über die Grenzen 
des Ostblocks hinaus eröffnet, die sich Litera-
tur und Musik schon lange Zeit vor ihr erobert 
hatten. Denken wir nur an die seit Jahren 
ohne Unterbrechung anhaltende publizisti-
sche Pflege von Schriftstellern wie Stefan 
Heym, Christa Wolf, Peter Hacks, Günter Ku-
nert u. a. durch westdeutsche Verlage, oder an 
die Gastaufenthalte von Komponisten, Opern-
regisseuren und Sängern ostdeutscher Prove-

Auszugsweiser Vorabdruck aus dem in diesen Ta-
gen erscheinenden Buch der Verfasserin: „Malerei 
der DDR 1949—1979", Dumont Buchverlag Köln. 

nienz an bundesrepublikanischen Opernhäu-
sern.
Man fragt sich daher heute — eben angesichts 
dieses kometenhaften Aufstiegs der DDR-Ma-
lerei in der Wahrnehmung westlicher Samm-
ler und Kunstkritiker — nach den Gründen 
dieser Entwicklung, aber auch nach den Ursa-
chen jener Abkapselung, die der Bildenden 
Kunst in der DDR bis zur Mitte der sechziger 
Jahre auferlegt war und die zu einer großen 
Unwissenheit in der Bundesrepublik wie auch 
im westlichen Ausland über den sogenannten 
„Sozialistischen Realismus im anderen Teil 
Deutschlands geführt hatte.
Die Beantwortung dieser Frage ist nur mög-
lich, wenn man die Entwicklung der DDR-Ma-
lerei aus ihrer engen Verflechtung mit den 
kulturpolitischen Richtlinien und Wandlun-
gen des anderen deutschen Staates verfolgt. 
Unser Blick auf die dreißigjährige Schaffens-
phase unter dem Vorzeichen des Sozialisti-
schen Realismus muß allerdings in mancher 
Hinsicht offener sein, als es der kunstkriti-
schen Rückschau der DDR-eigenen Vermitt-
lungsorgane von Bildender Kunst möglich ist, 
wenn sie — wie dies mit der großangelegten 
Ausstellung „Weggefährten — Zeitgenossen" 
im Ost-Berliner Alten Museum jüngst in rund 
600 Exponaten geschehen ist — ihre Kunstge-
schichte resümiert.
Da die DDR-Kunstkritik in dieser Ausstellung 
bemüht ist, die frühe Nachkriegsphase mit 
den bekannten Malern der älteren Generation 
aus dem antifaschistischen Kampf sowie die 
stilistische Differenzierung ihres Realismus 
während der sechziger und siebziger Jahre in 
den Vordergrund zu rücken, muß es unsere 
Aufgabe sein, das kritische Auge vor den fünf-
ziger Jahren nicht zu verschließen, die der 
DDR-Kunstkritiker Lothar Lang als „eine 
schwierige und komplizierte Zeit für die Ent-
wicklung der K 1ünste" entschuldigt )- Dabei

1) Lothar Lang, Malerei und Graphik in der DDR, 
Edition Leipzig, Leipzig 1978, erschien als Lizenz- 
.ausgabe mit einem kritischen Vorwort von Georg 
Bussmann und Hubertus Gassner im Verlag Bucher, 
Luzern und Frankfurt/M. 1979, siehe dort S. 37. 



soll diese hoffentlich endgültig Vergangenheit 
gewordene Problemphase in der DDR-Malerei 
keineswegs ketzerisch in die Gegenwart zu-
rückgeholt werden. Aber man darf sie auch 
nicht in ihren Auswirkungen verschweigen, 
denn sie verursachte letztlich jene erwähnte 
Isolation der DDR-Malerei.
Mit dem mangelnden Niveau des klischeehaf-
ten Sozialistischen Realismus aus den fünfzi-
ger und frühen sechziger Jahren begründete 
dann auch die westliche Kunstkritik ihre zwei 
Jahrzehnte dauernde vollständige Abwen-
dung von östlichen Realismusformen. Was die 
kommunistischen Maler der DDR aus der älte-
ren Generation wie Otto Nagel, Hans Grun-
dig, Curt Querner und Wilhelm Lachnit mit ih-
rem expressiven Realismus der vierziger 
Jahre im Rückgriff auf den kritischen Realis-
mus der Vorkriegszeit hervorbrachten, hätte 
allerdings seinerzeit eine angemessenere 
Würdigung durch die westliche Kunstkritik 
verdient. Aber der Westen hatte — und dies 
sei selbstkritisch gesagt — angesichts seiner 
Faszination durch den von Amerika und 
Frankreich übernommenen Subjektivismus ta- 
chistischer Abstraktion nur recht lieblose und 
sehr kurze Blicke für jene Künstler übrig, die 
aus der ASSO (Assoziation Revolutionärer Bil-
dender Künstler Deutschlands, 1926 gegrün-
det) hervorgegangen waren und sich zum „So-
zialen Realismus" in der Tradition von Zille, 
Käthe Kollwitz und Barlach bekannten, bis ih-
nen die Kulturpolitik ab 1951 eine stilistische 
Ausrichtung nach dem Vorbild des sowjetrus-
sischen Sozialistischen Realismus abverlang-
te.

Die Entwicklung der DDR-Malerei beginnt so-
mit nicht erst mit den von unserer Seite so viel 
geschmähten kulturpolitischen Richtlinien 
der frühen fünfziger Jahre, sondern mit dem 
Jahrfünft von 1945 bis 1949. In dieser Zeit gab 
es 1946 die „Allgemeine Deutsche Kunstaus-
stellung" in Dresden, der das große Verdienst 
zukommt, so etwas wie eine erste Inventur der 
in der inneren und äußeren Emigration ent-
standenen Werke aus dem großen Künstler-
kreis der „Entarteten" nach dem Krieg erbracht 
zu haben. Zu ihren Organisatoren gehörten 
der ASSO-Maler Hans Grundig sowie der 
Kunstwissenschaftler Will Grohmann, der ei-
nige Jahre später zum bedeutendsten Kenner 
der internationalen Avantgarde in der Bun-

desrepublik wurde. Die Ausstellung war mög-
lich, weil der schon im Juli 1945 in der Sowje-
tischen Besatzungszone gegründete „Kultur-
bund zur demokratischen Erneuerung 
Deutschlands" zunächst keine Anzeichen par-
teilicher Reglementierung aufwies und sogar 
ein Refugium nichtkommunistischer künstle-
rischer Intelligenz war.
Die überraschend große Liberalität der Kunst-
politik im östlichen Deutschland während der 
ersten Nachkriegsphase ist in der Tatsache be-
gründet, daß die von der sowjetrussischen Be-
satzungsmacht angestrebte Angleichung aller 
sozialen Ordnungsgefüge an das eigene Vor-
bild die Prioritäten im Kulturbereich zunächst 
zugunsten von Schule und Bildungspolitik als 
wirksame Instrumentarien der Erziehung 
setzte und der Kunstpolitik nur untergeord-
nete Bedeutung zumaß. Erst auf der „Ersten 
Zentralen Kulturtagung der Sozialistischen 
Einheitspartei" im Mai 1948 wurde mit Nach-
druck auf das sowjetische Kunstvorbild hinge-
wiesen und dessen Kopierung in Stil und In-
halt den ostdeutschen Künstlern abverlangt. 
Es sollte dann noch bis in die zweite Hälfte des 
Jahres 1951 dauern, bis die Partei ihre „Staatli-
che Kommission für Kunstangelegenheiten" 
zu einem wirksamen Kontrollorgan der ge-
samten Kunstszene ausgebaut und damit jene 
starren Prinzipien des Sozialistischen Realis-
mus durchgesetzt hatte, die der Bildhauer 
Fritz Cremer 13 Jahre später, auf dem 5. Kon-
greß des Verbandes Bildender Künstler im 
März 1964, als den „dogmatischen Teufel" der 
Kunst verurteilen sollte2).

2) Fritz Cremer, Diskussionsrede auf dem 5. Kon-
greß des Verbandes Bildender Künstler der DDR, 
März 1964.

In der Zwischenzeit hatte die Bildende Kunst 
in der damaligen SBZ eine kurze, aber an 
fruchtbaren Neuansätzen reiche Schaffenspe-
riode erlebt, auf die die DDR-Malerei der sieb-
ziger Jahre mit Stolz zurückblickt und von der 
sie stilistische Anregungen bezieht. Daß die 
heutige DDR-Kunstkritik an die Liquidierung 
ihrer relativ liberalen Frühphase nicht mehr 
gern erinnert sein will, mag die selektierende 
Methode erklären, mit der Lothar Lang in sei-
ner 1978 erschienenen „Malerei und Graphik 
in der DDR“ unter punktuellen Auslassungen 
die Entwicklung der DDR-Malerei rekonstru-



iert und mit der die Ausstellung „Weggefähr-
ten — Zeitgenossen" gegen Ende des Jahres 
1979 die Bilanz der Bildenden Kunst aus 30 
Jahren DDR zog. Unsere Aufgabe ist es daher, 
neben den unbestrittenen Meisterleistungen 
eines Tübke oder Mattheuer die stilistischen 
und thematischen Tiefpunkte der Zeit nach 
1950 nicht zu verschweigen. In der ASSO-Tra- 

dition ihrer Frühphase hatte die DDR-Malerei 
nach dem totalen Zusammenbruch einen auch 
ideologisch für sie brauchbaren künstleri-
schen Ansatzpunkt, der bei einer entsprechen-
den Fortführung und Weiterentwicklung 
schon in den fünfziger Jahren den westlichen 
Stilrichtungen qualitativ gleichwertige Alter-
nativen hätte entgegensetzen können.

Die vierziger Jahre unter dem Einfluß der Vorkriegstradition

Nach dem Krieg begann man in der damaligen 
SBZ zunächst mit einer Art Bestandsauf-
nahme derjenigen Richtungen, die den deut-
schen Beitrag zur Kunst in den Jahren zwi-
schen den beiden Weltkriegen international 
bedeutsam gemacht hatten. Dies geschah mit 
der „Ersten Deutschen Kunstausstellung der 
Deutschen Zentralverwaltung für Volksbil-
dung in der Sowjetischen Besatzungszone'1 im 
Berliner Zeughaus im Mai/Juni 1946 und vor 
allem mit der „Allgemeinen Deutschen Kunst-
ausstellung" von August bis Oktober des glei-
chen Jahres in der Dresdner Stadthalle. Unter 
den 600 Exponaten der zweiten Ausstellung 
befand sich eine stattliche Reihe großer Na-
men aus dem Kreis der von den Nationalsozia-
listen als „entartet" verfemten Expressionisten, 
Bauhäusler und Neuen Sachlichen. Neben 
Werken des in Chemnitz (später in Karl-Marx- 
Stadt umbenannt) lebenden Schmidt-Rottluff 
sah man u. a. Bilder von Ernst Ludwig Kirch-
ner, Otto Mueller, Erich Heckel, Oskar Ko-
koschka, Max Pechstein, Otto Dix, George 
Grosz, Max Beckmann, Lyonei Feininger, Paul 
Klee, Oskar Schlemmer, Willi Baumeister, 
Werner Gilles, Ernst Wilhelm Nay, Karl Rös-
sing und Rudolf Schlichter sowie des kommu-
nistischen ASSO-Künstlerehepaares Lea und 
Hans Grundig. Mit besonderem Nachdruck 
ehrte man auf beiden Ausstellungen des Jah-
res 1946 die Altmeister in der kritischen Dar-
stellung der sozialen Not, Käthe Kollwitz und 
Ernst Barlach.

3) Eine Auswahl der Beiträge aus dem „Ulenspiegel" 
ist 1979 im Carl Hanser Verlag, München erschie-
nen.

Auch das bereits ab 1945 von Herbert Sand-
berg und Günther Weisenborn herausgege-
bene satirische Periodikum „Ulenspiegel" wur-
de schnell ein geistiges Sammelbecken für die 
verschiedensten Tendenzen in Bildender 
Kunst und Literatur über die Zonengrenzen 

hinaus3). So konnte man in dieser Zeitschrift 
neben Zeichnungen von Hannah Höch und 
Bele Bachem Werke von Josef Hegenbarth, 
Max Pechstein und Carl Hofer finden; es ent-
wickelte sich so etwas wie eine Fortsetzung 
des expressionistischen und neusachlichen 
Formempfindens, das sich den deutschen 
Künstlern als besonders geeignet für ihren 
speziellen vom Kriegsende geprägten The-
menkatalog anbot.

Dies illustrieren neben den Gemälden gerade 
auch die grafischen Blätter, die während jener 
Frühphase nach 1945 in zahlreichen Zyklen 
und Mappenwerken die Tragödie des Krieges 
protokollierten. Neben der Klage über Hunger 
und Not, über das grauenhafte Schicksal un-
zähliger Kriegsopfer und der in Trümmern lie-
genden Städte finden wir die Aufarbeitung der 
Erinnerungen aus den Ghettos und der 
Emigration, die Anprangerung des Faschis-
mus und schließlich auch die Wiederentdek- 
kung des Dialoges mit dem eigenen Ich im 
Selbstporträt — ein Genre der Malerei, das die 
Zeit der Diktatur in Deutschland bis auf we-
nige Beipiele aus dem Untergrund völlig liqui-
diert hatte. Vor allem Lea Grundig, die vom 
Krieg besonders gezeichnete jüdische Kom-
munistin, erreichte in ihren Ghetto-Zyklen 
eine grafische Dichte, die Oskar Kokoschka 
als in der direkten Tradition von Max Beck-
mann und Käthe Kollwitz stehend interpre-
tierte.
Das Vertrauen dieser Künstler in den überpar-
teilichen Charakter der kunstpolitischen Ar-
beit muß in der damaligen SBZ zweifellos groß



gewesen sein, wenn man bedenkt, welch un-
terschiedlichen Stilrichtungen die seinerzeit 
dort lebenden Maler und Grafiker verpflichtet 
waren. Die Liberalität der Frühphase wurde 
auch durch die Zusicherung auf der „Ersten 
Zentralen Kulturtagung der KPD" am 3. Fe-
bruar 1946 durch Anton Ackermann gefördert, 
der betonte, daß die „Freiheit für den Wissen-
schaftler, die Wege einzuschlagen, die er 
selbst für richtig hält", und „die Freiheit für den 
Künstler, die Gestaltung der Form zu wählen, 
die er selbst für die einzig künstlerische hält, 
unangetastet bleiben" sollte4).

4) Vortrag von Anton Ackermann auf der Ersten 
Zentralen Kulturtagung der KPD, zitiert nach 
„Neues Deutschland", 23. 4. 1948. 5) Neues Deutschland, 4. 10. 1946.

Doch schon im gleichen Jahr verwies eine 
Aufsatzfolge deutscher und sowjetischer Kul-
turfunktionäre in der sowjetamtlichen „Tägli-
chen Rundschau" mit Nachdruck auf die Qua-
litäten realistischer Kunst aus der Sowjetuni-
on, und im „Neuen Deutschland" erschien am 
4. Oktober 1946 ein Artikel mit dem Thema 
„Zur Kunst des Volkes", der die allmähliche 
Nivellierung des Stilpluralismus in der dama-
ligen SBZ ankündigte, wenn dort mit Blick auf 
die Zukunft der Kunst zu lesen war: „Die sozia-
listische Welt wird realistisch sein, das heißt, 
sie wird fest im Leben und in der Wirklichkeit 
stehen und beides, Leben und Wirklichkeit, 

bejahen. Darum wird auch die kommende 
Kunst realistisch sein. Es ist ungemein be-
zeichnend, daß die sogenannte abstrakte 
Kunst mit der beginnenden Auflösung der 
Bourgeoisie einsetzte und sich mit dem Fort-
schreiten dieses Prozesses steigerte. Wir er-
kennen darin den künstlerischen Ausdruck 
dafür, daß der herrschenden Gesellschaft der 
Boden der Wirklichkeit unter den. Füßen 
schwand und sie ihren Halt im Imaginären 
suchte. Und ebenso bedeutsam ist es, daß die 
Arbeiterschaft dieser Kunst fremd gegenüber-
stand. Die Welt des Arbeiters ist eine Welt des 
tätigen Lebens und der konkreten Dinge. 
Seine Kunst wird ebenso diese seine Sprache 
sprechen müssen und wollen. Gewiß, die 
Wahrheit, auch die geistige — ja diese erst 
recht —, ist abstrakt, aber die ganze Kunst be-
steht ja gerade darin, das Abstrakte sichtbar zu 
machen. Schönheit ist die sozusagen sichtbar 
ausgesprochene Wahrheit. Zum Aussprechen 
gehören aber wirkliche Worte, ein unartiku-
liertes Lallen ist kein Sprechen. Sozialismus 
heißt im Leben und in der Kunst Realis-
mus 5 ).
Ein Jahr später, im Oktober 1947, setzte dann 
mit einem Aufsatz von Max Grabowski „Zur 
Bildenden Kunst der Gegenwart" die Kam-
pagne gegen die „romantizistische" Neue Sach-



lichkeit, gegen die in der „Zersplitterung ohn-
mächtig" gewordenen Vorkriegsstile Futuris-
mus, Kubismus und Expressionismus, sowie 
gegen das „l’art pour l’art-Spintisieren" des Sur-
realismus ein6). Dieser schrittweise vorange-
triebene kulturpolitische Feldzug gegen die 
Stilrichtungen „westlicher Moderne", die ab-
wertend als „dekadenter Formalismus" über ei-
nen Kamm geschoren wurden, kulminierte 
schließlich im sogenannten „Realismus-For-
malismus-Streit" der ausgehenden vierziger 
Jahre, den die Herausgeber der Zeitschrift 
„Bildende Kunst", Oskar Nerlinger und Carl 
Hofer, zunächst noch auf einem hohen argu-
mentativen Niveau austragen konnten, bis 
dann der direkte Einfluß sowjetischer Kultur-

6) Max Grabowski, Zur bildenden Kunst der Gegen-
wart, in: Einheit, Oktober 1947.

7) Herbert Sandberg, Der Formalismus und die neue 
Kunst, in: Tägliche Rundschau, 17. 12. 1948, Nach-
druck in: Katalog „Weggefährten — Zeitgenossen", 
Berlin (Ost), Altes Museum, Oktober 1979, S. 431.

wahrte sich der dem Expressionismus verbun-
dene Herbert Sandberg 1948 ausdrücklich ge-
gen die hochmütige Art, wie man den bürgerli-
chen Künstlern Dekadenz vorwerfe und dritt-
klassige Künstler für bedeutender ansehe als 
Schmidt-Rottluff, „nur weil sie soziale Themen 
illustrieren". Sandberg wünschte sich den Auf-
bau der DDR-Kunst auf einer Tradition, „die 
von Goya bis Masereel die großen Bewegun-
gen des letzten Jahrhunderts darstellt. Gleich-
zeitig wollen wir aber auch nicht auf die Poe-
sie eines Paul Klee und Franz Marc verzich-
ten, denn die Kunst darf nicht steril wer-
den"7).
Eingeleitet wurde der Realismus-Formalis-
mus-Streit indirekt durch die Gründung eini-

politik ab 1949 die völlige Ablehnung von ex-
pressiver wie nüchtern-sachlicher Stilistik 
und die Übernahme des Sozialistischen Realis-
mus als Tendenzkunst mit parteilicher 
Themenausrichtung forderte.
Die Vorwürfe der SED-Kulturpolitik gegen die 
westlichen Stilrichtungen wurden von den 
Künstlern keineswegs kritiklos geteilt. So ver-

ger Künstlergruppen in der SBZ, die nach ei-
ner den politischen Verhältnissen angepaß-
ten Stil- und Themenorientierung suchten. 
Den Anfang machte 1945 „Der Ruf", eine Grup-
pe, die ehemalige Mitglieder der ASSO 
ebenso in ihren Kreis aufnahm wie den aus der 
expressionistischen „Sturm"-Bewegung her-



kommenden Fotoexperimentator Edmund Ke-
sting oder den zum Konstruktivismus neigen-
den Hermann Glöckner. Direkt an dem politi-
schen und stilistischen Programm der ASSO 
orientierte sich die 1946 ins Leben gerufene 
Berliner „Arbeitsgemeinschaft sozialistischer 
Künstler". Mit dem Bekenntnis „zum Realis-
mus gegen Formalismus“ formierte sich 1948 
eine Gruppe Dresdner Künstler, die sich „Das 
Ufer“ nannte. In ihr finden wir aus dem Kreis 
der in den fünfziger Jahren bekannt werden-
den Namen neben dem ehemals neusachli-
chen Rudolf Bergander jene jüngere Malerge-
neration, deren Stil einige Jahre später proto-
typisch für den am sowjetrussischen Vorbild 
ausgerichteten Sozialistischen Realismus 
wird. In den Jahren dieser Gruppengründun-
gen kristallisierte sich die Tradition des deut-
schen Sozialen Realismus, wie er in den Wer-
ken von Hans Baluschek, Heinrich Zille, Kä-
the Kollwitz, Conrad Felixmüller, Magnus Zel-
ler und dem späten, kommunistisch orientier-
ten Heinrich Vogeler begegnet, als das tra-
gende Vorbild realistischer Darstellung her-
aus.
Eine wichtige Rolle spielten dabei die in der 
DDR lebenden ehemaligen ASSO-Mitglieder 
wie Otto Griebel, Hans und Lea Grundig, Wil-
helm Lachnit, Oskar Nerlinger und Curt Quer-
ner, vor allem aber der spätere Vorsitzende 
des Verbandes Bildender Künstler, Otto Na-
gel. Die ASSO, eine kommunistisch orien-
tierte Künstlerorganisation, die zu Ende der 
zwanziger Jahre aus der Neuen Sachlichkeit 
hervorging, hatte unter dem Banner des Klas-
senkampfes eine expressive Realistik entwik- 
kelt, die zwar l’art pour l’art-Tendenzen aus-
drücklich ablehnte, aber etwa für die Foto-
montagen Heartfields ebenso offen war wie 
für expressionistische Stilelemente, wenn sie 
sich dem politischen Kampf verschrieben hat-
ten. Otto Nagel hatte 1929 zusammen mit Kä-
the Kollwitz den sozialkritischen Proletarier-
film „Mutter Krausens Fahrt ins Glück" ge-
dreht und griff in seinem grafischen Nach-
kriegswerk auf jene Art der typisch Berlineri-
schen Milieuschilderung im Anschluß an die 
Kollwitz zurück. In diesem Kunstklima erwies 
sich die von der sowjetischen Kulturpolitik ge-
forderte Umorientierung trotz verbaler An-
passungsversprechungen der Bildenden 
Künstler als schwieriges Unterfangen, so daß 
man im Oktober 1951 im „Neuen Deutschland" 

die Forderung lesen konnte: „Auf dem Gebiet 
der bildenden Kunst müssen jetzt Diskussio-
nen geführt werden, die endgültig das Ver-
hältnis zur sowjetischen bildenden Kunst klä-
ren. Mit dieser Klärung wird der entschei-
dende Schlag gegen den Formalismus und 
Kosmopolitismus auf diesem Gebiet der Kunst 
getan werden."8)

8) Neues Deutschland, 5. 10. 1951.
9) Neues Deutschland, 1. 11. 1951.

Wie stark sich die Bildende Kunst der DDR 
noch zu Beginn der fünfziger Jahre in der Tra-
dition des deutschen Realismus, des Expres-
sionismus und der Neuen Sachlichkeit gebor-
gen fühlte, verdeutlicht die scharfe Rüge, die 
Walter Ulbricht bei seiner kulturpolitischen 
Bilanz unter dem Titel .Aufgaben der Kunst" 
1951 speziell an die Adresse der Bildenden 
Kunst richtete: „Die bildende Kunst — Male-
rei, Graphik und Plastik — ist in der Deut-
schen Demokratischen Republik am weitesten 
zurückgeblieben. Es gibt kein einziges Werk, 
das für die weitere Entwicklung dieser Kunst 
als beispielhaft hervorgehoben werden kann." 
In den Bereichen der Literatur und der Musik 
war der Anpassungsprozeß an das sowjetische 
Muster des Sozialistischen Realismus zu die-
sem Zeitpunkt dagegen schon so weit fortge-
schritten, daß Ulbricht in der gleichen Rede 
vor der Volkskammer eine Reihe „schöner Lie-
der", Schauspiele und Romane, die das „freu-
dige Schaffen der Aktivisten" beschreiben, auf-
zählen konnte9). Man mußte schließlich zu 
massiven Angriffen auf einzelne Künstler 
übergehen, um die Bildende Kunst zu diszipli-
nieren, was dann — z.B. bei Otto Nagel und 
Lea Grundig — zu einer resignierenden An-
passung oder zur Abwanderung der Künstler 
in den Westen Deutschlands führte. Schließ-
lich entstand die fast groteske Situation, daß 
die Deutsche Akademie der Künste unter dem 
Einfluß Otto Nagels Werke von Ernst Barlach 
ausstellte, die das „Neue Deutschland" am 
4. Januar 1952 heftig wegen ihres „pessimisti-
schen Charakters" kritisierte. Barlach, der 1946 
noch mit Käthe Kollwitz besondere Ehrung er-
fahren hatte, wurde nun von den Klischeehe-
roen des „neuen Menschen" aus dem Sozialisti-
schen Realismus beiseite gedrängt.
Welch unverzeihliche Fehler die Kunsttheo-
rie der DDR im Auftrag der parteigesteuerten 
Kulturpolitk damals mit ihrem ideologischen 



Gefecht gegen den Formalismus beging, ge-
steht auch die heutige DDR-Kunstwissen-
schaft ein, wenn man im Katalog „Weggefähr-
ten — Zeitgenossen" die Versandung der „be-
achtlichen Ansätze" aus den vierziger Jahren 
bedauert und die Anmaßung kritisiert, mit der 

jener „Vorwurf des Formalismus und der De-
kadenz selbst vor einem Bildhauer wie Ernst 
Barlach, einem antifaschistischen Maler wie 
Carl Hofer und einer der Arbeiterklasse eng 
verbundenen Grafikerin wie Käthe Kollwitz 
nicht halt machte"10 ).

10) Wolfgang Hütt, Aufbruch und Selbstbesinnung, 
in: „Weggefährten — Zeitgenossen", a.a.O., S. 39.
n) A.a.O. S.37.
12) Egon Rentzsch, Die Entwicklung der Kunst unter 
den Bedingungen des Sozialismus, in: Einheit, Son-
derheft November 1952.
13) Referat Walter Ulbrichts auf der 2. Parteikonfe-
renz der SED vom 9.—12.7.1952; Auszüge abge-
druckt in: Theater der Zeit, Heft 15, 1952.

14) Entschließung des ZK der SED vom 26.7.1953, 
in: Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei
Deutschlands, Bd. IV, Berlin (Ost), 1954, S. 463 f.

Die Ausbildung des Sozialistischen Realismus 
in den fünfziger Jahren

Da die DDR-Kunstkritik von heute die fünfzi-
ger Jahre nicht aus dem eigenen Kunst-Kalen-
der streichen kann, werden sie durch weitge-
hende Auslassung des doktrinären Sozialisti-
schen Realismus und durch Aufwertung der 
seinerzeit ins Abseits gedrängten ASSO-Tra- 
ditionen in ein weitaus besseres Licht gerückt, 
als es die Fakten zulassen11 ).

Natürlich war die ASSO-Bewegung auch in 
den fünfziger Jahren nicht ohne stilistische 
Spuren, aber sie finden sich fast ausschließlich 
im Abseits einer nur auf intellektuelle Zirkel 
beschränkten Grafikproduktion. Im Bereich 
der Malerei setzte eine jüngere Generation 
unter dem Motto „Der neue Mensch braucht 
eine neue Darstellung" eine Programmatik 
durch, die sich stilistisch aus sowjetischen 
Vorbildern ableitete und inhaltlich politische 
Ziele der SED, d.h. den „aktiven und produk-
tiven Einsatz" für den schwerindustriellen 
Aufbau und die angestrebte Kollektivierung 
der Landwirtschaft propagierte.

Ende 1952 blieb der Satz aus der SED-Zeit-
schrift „Einheit": „Die sowjetische Kunst steht 
auf einer viel höheren Stufe als unsere 
eigene"12), offiziell unwidersprochen, und Wal-
ter Ulbrichts Forderung: „Im Mittelpunkt des 
künstlerischen Schaffens muß der neue 
Mensch stehen, der Kämpfer für ein einheitli-
ches, demokratisches Deutschland, der Akti-
vist, der Held des sozialistischen Aufbaus"13), 
konnte erste Realisationen aufweisen.

1953 erlitt diese parteigesteuerte Kulturpoli-
tik jedoch noch einmal einen spürbaren Rück-
schlag, der sich bis 1956 bemerkbar machte. Im 
Sommer jenes Jahres nahm die Intelligenz die 
Isolation von Partei und Regierung während 
des Juni-Aufstandes zum Anlaß, um eine Revi-
sion der Kulturpolitik und eine Rückkehr zum 
Stilpluralismus zu fordern. Die Erklärung der 
Deutschen Akademie der Künste vom 30. Juni 
1953 enthielt einen ganzen Katalog von Punk-
ten, die auf eine Beendigung der Bevormun-
dung aller Kunstbereiche durch die von der 
Partei eingesetzte Kunstkommission abzielte. 
Für die Bildende Kunst erhob Wolfang

14
 Harich 

am .  Juli 1953 in der „Berliner Zeitung" den 
Vorwurf, „die Kunstkommission habe faktisch 
die Produktivität der Maler, Bildhauer, 
Graphiker, Illustratoren gehemmt" und „die 
besten Kunsthistoriker abgestoßen“. Was un-
ter dem Begriff .Realismus' an Kunst gefördert 
wurde, disqualifizierte Harich als „schönfärbe- 
rischen Naturalismus".
Die Partei, die angesichts ihrer innenpoliti-
schen Schwierigkeiten eine Prüfung dieser 
Klagen versprach, machte aber schon auf der 
Tagung ihres Zentralkomitees vom 24. bis 
26. Juli 1953 deutlich, daß sie „nach wie vor den 
sozialistischen Realismus als das erstrebens-
werte Ziel einer nationalen Kunst" ansehe und 
dafür die „gewaltigen Errungenschaften der 
Sowjetunion" als vorbildlich erachte14). Die 
große Ausstellung in Berlin „Sowjetische und 
vorrevolutionäre russische Kunst" von Juli bis 
Dezember des gleichen Jahres unterstrich un-
mißverständlich diese Absicht. Trotzdem gab 
es bis 1957 immer wieder Vorstöße aus der In-



telligenz, die sich um die Einräumung größe-
rer Freiheiten für Wissenschaft und Kunst be-
mühten, von der Partei aber als „revisionisti-
sche Tendenzen" bekämpft wurden.
Das wirksamste Instrument in der Disziplinie-
rung der Bildenden Kunst besaß die Partei in 
der zentralen Steuerung der Kunstproduktion 
durch Aufträge, da es in der DDR keinen pri-
vaten Kunsthandel mehr gab. Die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge für staatliche Institutionen 
und Großbetriebe erwies sich als das wirksam-
ste Mittel in der Durchsetzung des klischee-
haften Sozialistischen Realismus.

Das Typenbild des „neuen Menschen"

Um die Jahreswende 1952/53 inszenierte die 
offizielle Kulturpolitik eine intensive Diskus-
sion über die Wesensmerkmale sozialistisch-
realistischer Kunst. Das Ziel des Sozialisti-
schen Realismus war bereits im Juli 1952 
durch Walter Ulbricht in der Definition des 
„neuen Menschen" umschrieben worden, der 
als heldenhafter Aktivist den sozialistischen 
Aufbau trägt. Auch die Einbettung der Kunst 
in die Instrumentarien parteilicher Volkser-
ziehung wurde in der gleichen Rede Ulbrichts 
deutlich als Aufgabe der Künstler ausgespro-
chen: „Indem der Künstler dieses Neue, dieses 
Fortschrittliche in der Entwicklung der Men-
schen gestaltet, hilft er mit, Millionen zu fort-
schrittlichen 15 Menschen zu erziehen. 5)

15) Siehe Anmerkung 13.
16) Peter Nell, Über den Begriff des Typischen, in: 
Neue Deutsche Literatur, Heft 1, 1953.

Lediglich das Wie dieser Zielsetzung war noch 
offen, und diese Lücke füllten in den folgen-
den Monaten zahlreiche Reflexionen in den 
Tageszeitungen und Kunstzeitschriften der 
DDR, indem sie in Anlehnung an ein Referat 
des sowjetischen KP-Sekretärs Malenkow den 
Begriff des „Typischen" erläuterten. Aus Ma-
lenkows Ausführungen wurden folgende 
Sätze als die wichtigsten herauskristallisiert: 
„Stärke und Bedeutung der realistischen 
Kunst bestehen darin, daß sie die hohen inne-
ren Qualitäten und typischen positiven Cha-
rakterzüge des einfachen Menschen eindring-
lich künstlerisch gestalten kann und muß, den 
Menschen, der würdig ist, Vorbild und nach-
ahmenswertes Beispiel für andere Menschen 
zu sein ... Typisch ist, was dem Wesen der ge-
gebenen sozialen und historischen Erschei-

nungentspricht und nicht einfach das am häu-
figsten Verbreitete, das oft Wiederkehrende, 
Gewöhnliche ... Bewußte Übertreibung und 
Zuspitzung einer Gestalt schließt das Typische 
nicht aus, sondern offenbart und unterstreicht 
es vollständiger. Das Typische ist die Haupt-
sphäre für die Äußerung der Parteilichkeit in 
der realistischen Kunst. Das Problem des Typi-
schen ist stets ein politisches Problem."15)
Diese Leitlinien stellten nichts anderes dar als 
eine Summierung jener Ausdrucksformen, die 
in der sowjetischen Kunst seit 1934 aus-
schließlich zu finden waren. Die Sowjetunion 
hatte in den ausgehenden zwanziger Jahren 
die Möglichkeiten einer Kunstrevolution, wie 
sie von der eigenen futuristischen und kon-
struktivistischen Avantgarde bereitgestellt 
worden waren, rigoros beschnitten und ihre 
gesamte Kunstproduktion auf den Sozialisti-
schen Realismus eingeschworen. Dieser griff 
stilistisch auf den repräsentativen Realismus 
des 19. Jahrhunderts zurück, um mit dessen 
Stilmustern die Heroen des industriellen Auf-
baus und der landwirtschaftlichen Kolchosen 
in typischen sozialen Situationen des kollekti-
ven Arbeitsprozesses zu gestalten. Auf diese 
Weise setzte man Lenins Maxime, die Partei-
lichkeit und Volkstümlichkeit als wichtigste 
Kriterien der Kunst festlegte, damit sie „vom 
Volk verstanden und geliebt werde", in die 
Praxis um.
Was unter einem vorbildlichen Helden der 
Arbeit in der DDR zu verstehen sei, konnte 
man dann schon im März 1955 auf der „Dritten 
Deutschen Kunstausstellung" in Dresden an 
den meisten der dort gezeigten Bilder ablesen. 
Eine stattliche Zahl von Arbeiterbildnissen, 
Demonstrationsbildern und Industrieszena-
rien beschrieb das neue Menschenbild in ei-
ner Stilistik, die ihre posenhafte Figurenan-
ordnung aus dem 19. Jahrhundert abgeschaut 
hatte.
Auch die Gattung des Landschaftsbildes trat 
im Verlauf der fünfziger Jahre völlig in den 
Dienst der ökonomischen Produktionspropa-
ganda, indem sie nur noch aus Industrieland-
schaften, Bergbauszenarien oder Kolchosfel- 
dem mit Traktoren bestand. Das Historienbild 
illustrierte ausschließlich die Geschichte des 



Klassenkampfes; das private Familienbild war 
ebenso wie das in den vierziger Jahren so be-
liebte Selbstporträt fast ganz aus der Kunst-
szene verschwunden. Statt dessen gab es eine 
Fülle von Arbeiterbildnissen und Produk-
tionsgruppenbildern aus Industrie und Land-
wirtschaft, die das kollektive Arbeitsprinzip 
verherrlichten. Einige von der Partei als vor-
bildlich gelobte Werke dieser Zeit wurden 
ständig zitiert und reproduziert, um ihr stilisti-
sches und inhaltliches Konzept anderen 
Künstlern immer wieder ins Bewußtsein zu ru-
fen.

Zur zentralen und meist geförderten Bildgat-
tung avancierte in den fünfziger Jahren das 
Arbeiterbildnis im „Dienste des Proletariats". 
Stilistisch lehnte sich dieses Genre an die Re-
präsentationspose bürgerlich

19
er Bildnisse aus 

dem .  Jahrhundert an, etwa mit der Hervor-
hebung äußerlicher Statussymbole (Kelle, 
Schutzhelm, Hammer usw.), wodurch das Por-
trät eine Art Denkmalpose mit symbolischer 
Überhöhung erhielt. Der bevorzugten Sitzpose 
oder dem Brust- und Dreiviertelbildnis waren 
zumeist keine individuell charakteristischen 
Gesichtszüge beigegeben, dagegen dominierte 
der Ausdruck herkulischer Kraft. Der Hinter-
grund wurde attributiv zur Kennzeichnung 
körperlicher Arbeit hinzugefügt, er zeigte 
keine konkrete Situationsschilderung. Da-
durch entstand ein ikonenhafter, leitbildarti-
ger Typus des Arbeiters als Held des sozialisti-
schen Aufbaus, der mit seiner enormen Kraft-

anstrengung und im Gefühl, der neue Eigentü-
mer der Produktionsmittel zu sein, alle wirt-
schaftlichen Entwicklungsaufgaben bewälti-
gen kann.
Werke von Künstlern der jüngeren Genera-
tion, die dieses Konzept durch eigenwillige 
Formexperimente variierten, wie etwa Willi 
Sitte und Werner Tübke — die heute gefeier-
ten Meister der sechziger und siebziger Jah-
re —, standen damals noch sehr hinter den fla-
chen, klischeehaften Typenbildern zurück.
Wie deprimierend die Kunstsituation der fünf-
ziger Jahre insgesamt auf die Vertreter der äl-
teren Generation wirken mußte, vermag 
nichts so zu beschreiben wie die Klage des 
namhaften Grafikers Arno Mohr von 1955 
über die „Vernachlässigung des Handwerkli-
chen" und über „die weitgehende Ver
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der Mittel“ ) oder wie die Kritik aus der Fe-
der des ASSO-Malers Hans Grundig, der 1957 
schrieb: „Wir werden niemals zu einer durch-
bluteten realistischen Malerei der Gegenwart 
kommen, wenn wir ein halbes Jahrhundert der 
Entwicklung des kritischen Realismus außer 
acht lassen. Zum mindesten in Deutschland 
dürfen wir das nicht. Es ist nicht so, daß unser 
kulturelles Erbe mit Menzel abgebrochen 
wäre und dann nur noch der Formalismus ge-
herrscht hätte. Wir hatten gerade in diesen 
Jahrzehnten starke realistisc

18

he Strömungen. 
Ich denke an viele Grafiker des alten Simpli- 
zissimus' und an Käthe Kollwitz und Heinrich 
Zille." )

Der „Bitterfelder Weg" und das Brigadebild 
in den frühen sechziger Jahren

Zwischen dem ersten Jahrfünft der sechziger 
Jahre und dem vorhergegangenen Jahrzehnt 
läßt sich für die Kunstproduktion der DDR 
eine Kontinuität ohne wesentliche neue Ak-
zente feststellen. Die programmatische Moti-
vation setzte für diese Periode der sogenannte 
Bitterfelder Weg, der die Künstler dazu auffor-
derte, im direkten Kontakt mit den Produk-
tionsbetrieben die Leninsche Formel von der 
parteilichen Volksverbundenheit der Kunst 
mit konkreten Inhalten zu füllen.

Bereits im Juni 1958 hatte der Kunstkritiker 
Ullrich Kuhirt die vorrangige Aufgabe der Be-

rufskünstler in der Aufforderung formuliert, 
„die reiche kulturelle Entwicklung und Bil-
dung der Arbeiterklasse zu fördern und dies 
als die höchste Berufung 

1
von Kunst anzuse- 

hen" 9). Walter Ulbricht wies den Künstlern 
dann auf dem V. Parteitag der SED den Weg

17) Arno Mohr, Die Grafik muß wieder volkstümli-
cher werden, in: Bildende Kunst, Heft 1, 1955, S. 5, 
Nachdruck in: „Weggefährten — Zeitgenossen, 
a. a. O., S. 435 f.
18) Hans Grundig, Über die ASSO in Dresden, in: 
Bildende Kunst, Heft 7, 1957, S. 468, Nachdruck in: 
„Weggefährten — Zeitgenossen, a. a. O., S. 437.
19) In: Einheit, Nr. 6, 1958.



für eine Begegnung zwischen Kunst und Volk 
im Produktionsprozeß: „Die Bereitschaft, eine 
gemeinsame Sprache mit der wachsenden 
Zahl werktätiger Menschen zu finden, die sich 
ihr Leben — sei es am Arbeitsplatz, im Ver-
sammlungsraum oder zu Hause — gern mit 
Werken der bildenden Kunst verschönen 
möchten und auch die Mittel dazu haben, 
wächst langsam. Die Leitungen unserer volks-
eigenen Betriebe sollten durch Freundschafts-
verträge und Studienaufträge den bildenden 
Künstlern helfen, sich schneller in der künst-
lerischen Praxis unseres Lebens zur Kunst des 
sozialistischen Realismus zu entwickeln." 20 ) 

Um diesen Brückenschlag zwischen der hohen 
Kunst und dem Volk zu forcieren, leitete die 
Partei unter dem Motto: „Greif zur Feder, 
Kumpel! Die sozialistische Nationalkultur 
braucht dich" auf der Ersten Bitterfelder Kon-
ferenz im April 1959 die Bewegung des schrei-

20) Zitiert nach: Neues Deutschland, 12.7. 1958. 

benden und malenden Arbeiters ein, die mit 
der Zusammenführung von Kunst und Leben 
auch die Grenzen zwischen Berufskunst und 
Laienkunst verwischen sollte. So war mit die-
ser Initative letztlich ein dreifacher Erzie-
hungseffekt beabsichtigt: Von der Förderung 
der Laienkunst erhoffte man sich eine lebens-
nahe Vergegenwärtigung der Arbeitswelt so-
wie die kulturelle Ansprache der Werktätigen 
am Arbeitsplatz unter parteilicher Zielvorstel-
lung. Darüber hinaus sollten frühzeitig die 
künstlerischen Talente innerhalb der Arbei-
terschaft entdeckt und unter Anleitung durch 
die Partei zu prinzipienfesten Interpreten des 
von Ulbricht skizzierten sozialistischen Men-
schenbildes erzogen werden. Auf der anderen 
Seite wollte man die akademisch gebildeten 
Berufskünstler dazu motivieren, ihre bisherige 
Kommunikationsebene der intellektuellen 
Zirkel und Klubs durch direkte Begegnungen 
mit der werktätigen Bevölkerung auszuweiten 
und sich im Erlebnis der betrieblichen 



Arbeitswelt mit den Aufgaben und realen Er-
fordernissen der Produktion vertraut zu ma-
chen. Aus diesen Erfahrungen sollten die Ma-
ler eine volksnahe Darstellung der kollektiven 
Lebensweise unter der Losung „Sozialistisch 
arbeiten, lernen und leben" entwickeln, was 
zum spezifischen Typus des Brigadebildes 
führte.
Ein Blick auf die rasch anschwellende Zahl 
von Brigadebildern in den sechziger Jahren 
läßt unschwer erkennen, was mit dieser Lo-
sung beabsichtigt war. Das Brigadebild sollte 
die Propagierung des kollektiven Lebens nicht 
allein auf die Situation am Arbeitsplatz im Ka-
lischacht, vor dem Hochofen oder in der Land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft 
(LPG) beschränken. Vielmehr pries dieser 
Bildtypus das Brigadesystem auch als nützlich 
für Freizeit und Privatleben an, wenn man das 
Brigadefest und den Brigadeausflug im Bilde 
festhielt oder auch nur ganz einfach den Briga-
dier als den guten Freund und Ratgeber im Fa-
milienkreis des Kumpels vorstellte.

Was der Bitterfelder Weg an Produktionen 
zum Thema Brigadebild hervorbrachte, besaß 
die gleiche Plakativität und Schönfärberei, die 
das Arbeiterporträt bereits einige Jahre früher 
in seiner Ausformung als Prototypus des 
neuen Menschen erfahren hatte.

Trotz der durch das Bitterfelder Konzept ge-
förderten Inflation von Brigade- und Arbeiter-
bildern blieb der Bitterfelder Weg in der Erfül-
lung seiner kulturpolitischen Zielsetzung 
letztlich erfolglos. Zwar waren einige Berufs-
künstler in die Betriebe gegangen, um den 
Produktionsprozeß vor Ort zu erleben, aber 
der erwünschte Effekt einer .spontanen Be-
gegnung' zwischen Künstlern und Werktäti-
gen war nicht in der erhofften Weise eingetre-
ten. Die Laienkünstler unter den Arbeitern 
blieben nach erfolgreicher Förderung nicht in 
den Betrieben, sondern wechselten zu den 
Akademien über, um sich zu Berufskünstlern 
ausbilden zu lassen. Was von den Werken im 
Zeichen des Bitterfelder Weges den betriebli-
chen Auftraggebern gefiel, war oft in den Au-
gen der alt eingesessenen Akademiekünstler 
von geringer handwerklicher Qualität. Und 
mancher begabte Berufskünstler, der, wie Ro-
nald Paris, tatsächlich in die LPG ging, mußte 
sich westliche Dekadenz vorwerfen lassen, 
nur weil der eigene Stil die Lehrjahre in Ber-

lin-Weißensee bei dem expressiven italieni-
schen Realisten Gabriele Mucchi nicht ver-
leugnete. Dabei hatte die Partei offiziell gegen 
den italienischen „Realismo" eines Renato 
Guttuso und eines Gabriele Mucchi nichts ein-
zuwenden, zumal dieser kommunistisch orien-
tierte Realismus aus einer Vielzahl von Stilan-
leihen bei den verschiedensten Ismen des 
20. Jahrhunderts eine homogene Ausdrucks-
intensität erreichte, die man sich für das 
eigene Stilpotential so sehr wünschte.
So war die Partei gut beraten, als sie auf der 
Zweiten Bitterfelder Konferenz 1964 das Kon-
zept einer Verbindung von Berufs- und Laien-
kunst aufgab und ihre inhaltlichen Zielvorstel-
lungen einer Kunst, die „die Ankunft der DDR 
im sozialistischen Alltag"21 ), also die Periode 
nach der Aufbauphase, beschreiben sollte, 
wieder ausschließlich an die Adresse der Be-
rufskünstler richtete. Seit 1962 hatte die Partei 
auch feststellen müssen, daß selbst die totale 
Disziplinierung der Akademie der Künste, die 
man mit allen Mitteln unter dem Einfluß der 
sowjetischen Politik betrieben hatte, um den 
dogmatischen Sozialistischen Realismus 
durchzusetzen, jene Ideen eines humanen So-
zialismus nicht aus den Köpfen der Intellektu-
ellen und Künstler verbannen konnte, die aus 
Polen und aus westlichen Marxismusdiskus-
sionen in die DDR eindrangen. Vielmehr fes-
selten Literaten wie Christa Wolf eine ständig 
wachsende Schar von Zuhörern, und Maler 
wie Werner Tübke, Willi Sitte, Bernhard Hei-
sig und Wolfgang Mattheuer durchbrachen 
allmählich mit neuen Stilelementen das starre 
Realismus-Konzept in der Malerei der DDR. 
Ende 1964 kündigte sich in der Rede Kurt Ha-
gers vor dem ZK der Partei eine Sanktionie-
rung dieser stilistischen Ausweitung des Rea-
lismusbegriffs an, als erstmals von der „Weite 
und Vielfalt der sozialistischen Kunst"22 ) die 
Rede war — ein Motto, das die zweite Hälfte 
der sechziger Jahre, vor allem aber die Male-
rei der siebziger Jahre, entscheidend prägen 
sollte.

21) Das Motto „Ankunft im Alltag" war dem gleich-
namigen Titel eines Aufbauromans von Brigitte Rei-
mann aus dem Jahre 1961 entnommen.
22) Bericht des Politbüros an das 7. Plenum des ZK 
der SED, vorgetragen von Kurt Hager, in: Neues 
Deutschland, 4. 12. 1964.



Der sozialistische „Homo universale" in der Malerei 
der ausgehenden sechziger Jahre

Um die Mitte der sechziger Jahre setzte sich 
nicht nur im Kreis der Intellektuellen, sondern 
allmählich auch bei den Kulturpolitikern die 
Einsicht durch, daß die dogmatische Starrheit, 
mit der man bisher die Methodik der fünfziger 
Jahre für Stil und Inhalte des Sozialistischen 
Realismus propagiert hatte, auf Dauer an den 
Realitäten, aber auch an den sich wandelnden 
Zielvorstellungen der angestrebten natio-
nalen Staatsentwicklung vorbeiführen mußte. 
So initiierte man im Anschluß an die Zweite 
Bitterfelder Konferenz in kleinen Schritten 
eine behutsame Umorientierung der künstle-
rischen Zielsetzung.

Eingeleitet wurde diese allmähliche Korrek-
tur der Kunst-Definition — wie schon oftmals 
vorher — von Ulbricht selbst, der auf dieser 
Zweiten Bitterfelder Konferenz erstmals die 
sowjetrussische Realismus-Definition relati-
vierte: „Für uns ist der sozialistische Realismus 
... kein Dogma, keine Ansammlung von Vor-
schriften, in die man das Leben zu pressen 
habe. Die realistische Methode ist historisch 
entstanden, und sie entwickelt sich wei-
ter."23 )

23) Rede Walter Ulbrichts auf der Zweiten Bitterfel-
der Konferenz vom 24.—25.4.1964, in: Neues 
Deutschland, 28. 4. 1964.
24) Diskussionsgrundlage von Erwin Pracht und 
Werner Neubert, Zu aktuellen Grundfragen des So-
zialistischen Realismus in der DDR, in: Neue Deut-
sche Literatur, Heft 5, 1966, S. 108 ff.

25) Diskussionsbeitrag von Klaus Gysi auf dem 
13. Plenum des ZK der SED vom 15.—17. 9. 1966, in: 
Neues Deutschland, 27. 10. 1966.
26) A. a. O.
27) Alexander Abusch, Der Sinn unserer Diskussion 
über Fragen der Kunst und Literatur, in: Neues 
Deutschland, 14.9. 1966.

Auf der Basis dieser Äußerung begann nun in 
den nachfolgenden Monaten eine ausführli-
che ideologische Diskussion um die „aktuellen 
Grundfragen des Sozialistischen Realismus in 
der DDR", wobei man vor allem eine dynami-
sche Offenheit der eigenen „Realismus-Auffas-
sung gegenüber allem Neuen im Leben und in 
der Kunst" forderte. Während das Lenin-Po- 
stulat der „Volksverbundenheit" in den Hinter-
grund der Kunst-Debatten trat, blieb die For-
derung der „Parteilichkeit" weiterhin unange-
fochten gültig als die „zentrale ästhetische Ka-
tegorie des Sozialistischen Realismus"24 ).
Im September 1966 analysierte Klaus Gysi in 
einem Diskussionsbeitrag vor dem 13. Plenum 
des ZK der SED die Konsequenzen, die sich 
aus der modifizierten Realismus-Definition für 

die Aufgabenstellung von Kunst und Kultur 
ergaben. Dabei benutzte er den Begriff des „so-
zialistischen Humanismus" als Umkehrung 
und Abgrenzung gegenüber dem Begriff des 
„humanen Sozialismus", den die westlichen 
Marxismus- und Sozialismus-Theorien ge-
prägt hatten. Der „sozialistische Humanis-
mus"25 ) sollte in der Kunst ein sozialistisches 
Menschenbild zeichnen und der Bevölkerung 
als Ziel vorstellen, das in seinem universalen 
Bildungsanspruch an den „Homo universale" 
der Renaissance anschließt, aber mit den ideo-
logischen, technologischen und politischen In-, 
halten der SED gefüllt ist. Wie sehr man an 
dieser neuen Aufgabenstellung der Kunst in-
teressiert war, verdeutlicht die Klarheit, mit 
der Gysi in der gleichen Rede betonte, daß 
große 

26

Veränderungen für viele Künstler und 
Kulturschaffende nötig seien, da die Funktion 
der Kultur, der Kunst und Literatur nicht nur 
wachse, sondern sich auch verändere ).
Wie bereits in früheren Jahren schloß sich in 
der Grundsatzdebatte direkt an den Wandel 
der Realismus-Definition eine ausführliche 
Diskussion der Frage an: „Wie können Kultur 
und Kunst ihre Kraft nutzbar machen für das 
große humanistische Ziel des Wachsens sozia-
listischer 27 Persönlichkeiten?" )
Besonders auffallend war unter diesem 
Aspekt die Tatsache, daß der große Einfluß des 
sowjetischen Sozialistischen Realismus mit 
seinen plakativen Klischeebildern deutlich in 
den Hintergrund rückte. Ein Blick auf die Aus-
stellungsliste der DDR im Jahre 1967 läßt er-
kennen, daß man sich statt dessen wieder der 
ASSO und des Ausdruckspotentials eines Bar-
lach, einer Käthe Kollwitz und ihrer Zeitge-
nossen erinnerte. Daneben zeichnete sich in 
den Angeboten der Verlage zum Thema Male-
rei eine wachsende Bedeutung des italieni-
schen Realisten Renato Guttuso sowie eine 
späte Würdigung des stilistischen Universal-



genies Picasso ab, den man in den frühen fünf-
ziger Jahren noch zu den .Dekadenten gezählt 
hatte. Neben Publikationen zu großen Vertre-
tern der sogenannten klassischen Moderne 
machte eine Monografie mit dem russischen 
Konstruktivisten El Lissitzky bekannt, und 
eine aufwendige Ausgabe von Majakowskis 
Rostafenstern ließ die allmählich wachsende 
Tendenz erkennen, außer den westlichen 
Kunstrichtungen des 20. Jahrhunderts auch 
stilistische Einflüsse aus der russischen 
Avantgarde in das eigene Stilrepertoire ein-
fließen zu lassen. Das Argument der fünfziger 
Jahre, diesen „formalistischen Ismen" würde 
jede „Volksnähe" abgehen, war nun vergessen. 
Man forderte vielmehr eine „erzieherische 
Entwicklung des ästhetischen Verständnisses 
und Urteilsvermögens der arbeitenden Bevöl-
kerung"28 ) und liquidierte damit faktisch die 
Inhalte des Bitterfelder Weges von 1959.

28) Elisabeth Simons, Zur kontinuierlichen Entwick-
lung der Theorie des sozialistischen Realismus, in: 
Einheit, Heft 2, 1967, S. 185 ff.

Während die Maler der klischeehaften Auf-
bauepen in der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre an Einfluß verloren, rückten die stili-
stisch Progressiven — vor allem Sitte, Heisig, 
Tübke und Mattheuer — in das Rampenlicht 
der breiten Öffentlichkeit und konnten dabei 
nach langer Zeit erstmals wieder das Interesse 
westlicher Kunstkritik an der DDR-Malerei 
erregen. Die DDR-Kunsttheorie bemühte sich 
aber um eine strikte Abgrenzung zum Westen 
und argumentierte um 1968/69 vor allem mit 
dem Prinzip der Parteilichkeit ihrer Kunst. 
Wenn die DDR-Malerei Probleme der soziali-
stischen Gesellschaft ins Bild bringe, so ge-
schehe dies immer aus der bejahenden Ein-
stellung zum Sozialismus der DDR; mit der Be-
nennung konkreter Probleme werde zugleich 
auch deren Bewältigungsmöglichkeit perspek-
tivisch aufgezeigt.

Wenn Sitte und Reisig in ihren Arbeiterpor-
träts oder Brigadebildern von platter Schön-
färberei und belehrenden Attitüden betont ab-
rückten, so geschah dies nicht nur aus Grün-
den künstlerischer Gestaltung, sondern auch, 
um die erzieherische Effektivität der Kunst 
durch eine spontane Identifikationsmöglich-
keit des Betrachters mit den dargestellten Per-
sonen zu erhöhen. Dementsprechend weisen 
die vielzitierten Modellbilder dieser Zeit kei-

nen fundamentalen inhaltlichen Wandel, wohl 
aber eine Veränderung im stilistischen Aus-
druckspotential und in den Modalitäten des 
Bildaufbaus auf: In der Darstellung des Werk-
tätigen wird die starre Repräsentationspose in 
eine aufgelockerte Gestik überführt, die sich 
aus einem plastisch skizzierten Szenarium des 
Arbeitsplatzes motiviert. In den Gesichtszü-
gen der dargestellten Personen spiegelt sich 
individuelle Charakterzeichnung wider; eine 
aus Impressionismus wie Expressionismus 
übernommene Dynamik in Pinselführung und 
Farbwahl verleiht den Bildern einen optimisti-
schen Grundton.

Um das Brigadebild mit neuen Impulsen zu be-
reichern, schuf Sitte mit seinem Gemälde 
„Chemiearbeiter am Schaltpult" (1968) und mit 
der viel zitierten „Leuna"-Fassung von 1969 
den neuen Typus des sogenannten Simultan-
bildes, das aus verschiedenen Szenenfragmen-
ten ein geschlossenes Bildgefüge komponiert. 
Die Einbindung der Bildfragmente in einen 
geschlossen wirkenden Gesamteindruck wird 
von Sitte dadurch erzielt, daß er etwa die Röh-
renanlage des Chemiewerkes in dem Gemälde 
„Leuna 1969" wie ein futuristisches Strahlensy-
stem in der Funktion einer abstrakten Rah-
mung der einzelnen Bildfragmente struktu-
riert.
Die Modifikation des vorbildlichen sozialisti-
schen Menschen in der Kunst vom herkuli-
schen Arbeiterhelden zum technisch hoch-
qualifizierten Arbeiter-Planer war eine Folge 
der politischen Konzeption, welche die SED in 
den sechziger Jahren verfolgte. Das politisch-
programmatische Selbstverständnis der SED 
wurde nach dem „Sieg sozialistischer Produk-
tionsverhältnisse" (zeitlich fixiert durch die 
einschneidende Zäsur des Mauerbaus in Ber-
lin 1961) durch eine Wirtschaftspolitik be-
stimmt, die sich in der Proklamierung des 
„Neuen ökonomischen Systems der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft" (NÖSPL) 
konkretisierte und im Konzept der „Wissen-
schaftlich-technischen Revolution" verdichte-
te. Die Leistungsfähigkeit der sozialistischen 
Gesellschaft sollte sich in der Systemkonkur-
renz mit den kapitalistischen Industriestaaten 
vor allem durch eine effektivere und huma-
nere Nutzung moderner Technologien erwei-
sen. Der Prozeß der Weiterentwicklung schien 
— wie die Bilder Sittes und Heisigs deutlich 



widerspiegeln — in hohem Maße durch die 
von der Intelligenz im Bündnis mit der Arbei-
terklasse freigesetzte „Produktivkraft Wissen-
schaft" bestimmt.
Eine weitere Variante des Brigadebildes bietet 
die zweite Hälfte der sechziger Jahre in Ge-
stalt des Diskussionsbildes an, wobei die 
Orientierung der Malerei an der von der Kul-
turpolitik vorgegebenen Modellvorstellung 
des sozialistischen Menschen — ideologisch 
und technologisch hochqualifiziert sowie stets 
aus kollektivem Verantwortungsbewußtsein 
heraus motiviert — die stilistische Änderung 
des statuarischen Gruppenbildes der fünfziger 
Jahre beschleunigt. Wie schon in den früheren 
Phasen ihrer Entwicklung stilisiert die Partei 
auch für diesen Bildtypus ein bestimmtes Ge-
mälde, nämlich die „Neuererdiskussion" von 
Willi Neubert (1969), zur nachahmenswerten 

Modelldarstellung „der Arbeiterklasse in der 
Ausübung ihrer Herrschaft über die sozialen 
Prozesse"29 ).

Ein wichtiges Moment in Strukturaufbau die-
ses Bildtyps ist die Gleichstellung von Arbei-
tern und Planern in der Diskussionssituation. 
Die lockere Sitzordnung der Brigade um einen 
Tisch oder die Gesprächsrunde am Arbeits-
platz lösen die statuarische Figurengruppie-
rung der früheren Bilder auf, wobei zahlreiche 
Blickkontakte zwischen den Personen den 
Eindruck einer konkreten Situationsschilde-
rung unterstreichen. Beliebte Themen des Dis-
kussionsbildes sind der „Zirkel junger Elektro-
niker", der Kreis der kollektiv beratenden und 

29) Werner Kahle, Hermann Kahler und Gerd Ros-
sow, Die Künste im Klassenkampf heute, in: Einheit, 
Heft 4, 1969, S. 430 ff.



handelnden Facharbeiter, aber auch der Erfah-
rungsaustausch der Soldaten im Ambiente ih-
rer supermodernen Waffenausrüstung.

Die größte stilistische Experimentierfreudig-
keit entfaltet die DDR-Malerei nach der Zwei-
ten Bitterfelder Konferenz in der Gattung des 
Historienbildes, das in Verbindung mit dem 
Stichwort „Erberezeption" eine wachsende Be-
deutung gerade auch für den politischen 
Selbstfindungsprozeß der DDR erlangt. Inhalt-
lich formt sich das Historienbild aus der Ge-
schichte des Klassenkampfes und aus den „re-
volutionären Siegen" des Proletariats, stili-
stisch kann sich das Historienbild einer Fülle 
kunsthistorischer Anregungen bedienen, die 
von den großen Ereignisbildern der Renais-
sance bis zu den zahlreichen ASSO-Darstel- 
lungen des deutschen Bauernkrieges und der 
Arbeiterbewegung reichen. Auch hier wirkt 
zunächst Sittes Stil bahnbrechend, wenn er im 
sogenannten Epochenbild den für den Sozia-
lismus vorbildlichen Menschen aus der Ge-
schichte herauskristallisiert und dabei die be-
reits skizzierte futuristische Strahlendynamik 
für ein raffiniertes szenisches überblendungs-
verfahren einsetzt.

Während Sitte mit der Sinnlichkeit seiner 
kraftstrotzenden Gestalten die heroische 
Überhöhung leistet, greift Werner Tübke auf 
die unterschiedlichen historischen Methoden 
der überhöhenden Stilisierung zurück, die der 
Kunst von der streng hierarchischen Bild-
struktur eines mittelalterlichen Heiligenbil-
des, vom aristokratischen Geniekult der Re-
naissance oder von der Sinnenfülle des Barock 
bereitgestellt worden sind. Mit der virtuosen 
Vielseitigkeit seines handwerklichen Kön-
nens wird dieser Leipziger Maler zum bedeu-
tendsten Repräsentanten einer malerischen 
„Erberezeption" in der DDR, die sich des ge-
samten kunstgeschichtlichen Ideen- und Stil-
potentials bedient, um den „neuen Menschen" 
des Sozialismus als den „sozialistischen Huma-
nisten" zu zeichnen.

1970 malt Tübke im Auftrag der Leipziger 
Karl-Marx-Universität das monumentale Bild 
„Arbeiterklasse und Intelligenz" und porträ-
tiert für diesen hundertköpfigen Figurenfries 
die Angehörigen der Fakultät und Brigade mit 
sorgsam wiedergegebenen individuellen Ge-
sichtszügen. Wie kaum ein anderes Bild aus 
der DDR-Produktion ist dieses die gelungene 
Vorstellung des sozialistischen „Homo univer-
sale“, da es die Entfaltung des einzelnen ganz 
aus dem gesamtgesellschaftlichen Prozeß her-
aus begreift. Der strukturelle Anschluß des 
Bildes an die Malerei der Renaissance ist nicht 
nur ein formaler Gestus, sondern es drückt 
sich in dieser Parallele auch das programmati-
sche Verständnis „sozialistischer Humanität" 
aus, die sich aus der geschichtlichen Tradition 
das aneignet, was dem Sozialismus nutzbrin-
gend ist und das verwirft, was die Unterdrük- 
kung und Ausbeutung der arbeitenden Klasse 
gefördert hat. In diesem Sinne sind Tübkes Hi-
storienbilder durch und durch sozialistisch, 
auch wenn sie formal auf altmeisterliche Stili-
sierungen zurückgreifen.

Neben Werner Tübke profiliert sich auch 
Wolfgang Mattheuer als der große Virtuose in 
der allegorischen Verdichtung, wobei seine 
nüchterne Realistik zusammen mit einer sug-
gestiven Farbwirkung hinter scheinbar lako-
nisch-einfacher Dingwelt eine sehr vielschich-
tige Tiefgründigkeit entwickelt. Mattheuers 
Allegorien vom alttestamentarischen „Kain"- 
Mord bis zur Tragödie des „Sisyphos" aus der 
antiken Mythologie entziehen sich jeder ein-
deutigen Interpretation durch die Tatsache, 
daß der Maler seine Symbolfiguren zumeist 
mit seinen eigenen Gesichtszügen ausstattet 
und sie dadurch über das Zitat hinaus zu kom-
plexen Selbstmitteilungen verschlüsselt. In 
Mattheuers Werk klingt somit bereits in den 
ausgehenden sechziger Jahren jene inhaltli-
che Vertiefung an, welche die Malerei der 
siebziger Jahre so deutlich von der Kunst-
szene der sechziger Jahre abhebt.



„Weite und Vielfalt" der siebziger Jahre

Mit stolzem Blick auf die große nationale und 
internationale Resonanz betont die DDR- 
Kunstkritik von heute zu Recht die „besonde-
ren neuen Qualitäten"30 ), welche die Kunst der 
DDR in ihrer jüngsten Schaffensperiode er-
worben hat. Im gleichen Atemzug verweist 
man auf die Kulturpolitik der SED, die auf ih-
rem VIII. Parteitag 1971 mit dem Motto Ho-
neckers: „Weite und Vielfalt der gestalteri-
schen Möglichkeiten"31)  die Motivation zur 
Entfaltung solch neuer Potenzen gab.

30) Hermann Raum, Weite und Vielfalt. Zur DDR- 
Kunst der siebziger Jahre, in: Weggefährten — Zeit-
genossen, a. a. O., S. 65.
31) Erich Honecker, Bericht des Zentralkomitees an 
den VIII. Parteitag der SED, 1971; vergleiche auch 
das Referat von Kurt Hager auf der 6. Tagung des 
ZK der SED, 1972.
32) Der Begriff „Konfliktbild'' wurde von DDR-
Kunstkritikern, u. a. auch von Lothar Lang in seiner 
„Malerei und Graphik in der DDR", zur Kennzeich-
nung der Malerei der siebziger Jahre geprägt.

Mit der Aufforderung, die „Weite und Vielfalt" 
des Sozialistischen Realismus zu erproben, 
wollte die Partei 1971 gezielt das dynamisch 
modernistische Malkalkül von Sitte und Hei-
sig aus den sechziger Jahren sanktionieren 
und fördern. Als wesentliche Kennzeichen 
dieses am sozialistischen Fortschritt orientier-
ten neuen Menschenbildes lassen sich umfas-
sende polytechnische Schulung, ästhetische 
Bildung am kulturellen Erbe, ideologische Fe-
stigkeit und bewußte Einordnung der indivi-
duellen Bedürfnisse in das gesellschaftliche 
Gesamtwohl schlagwortartig benennen.
Die Kunst der siebziger Jahre nutzte jedoch 
den vom VIII. Parteitag offiziell legitimierten 
Freiraum des Experiments nicht nur — wie 
von der Partei beabsichtigt — zur Erprobung 
neuer stilistischer Möglichkeiten, sondern sie 
wagte auch eine Aufweichung und Erweite-
rung der inhaltlich fixierten Bildtypen, indem 
sie den optimistischen Charakter des traditio-
nellen Arbeiterbildes durch eine verstärkte 
Artikulation von Konflikten relativierte. Diese 
Transformation des Illusionsbildes in das Kon-
fliktbild32 ) ist in keiner Weise mit jenen Ver-
änderungen zu vergleichen, welche die DDR- 
Malerei in Verlauf der fünfziger und sechziger 
Jahre erfahren hat. Hermann Raum spricht da-
her auch im Katalog zur Ausstellung „Wegge-
fährten — Zeitgenossen" von dem „Revolutio-

nären" und „Produktiv-Neuen", das die Kunst 
der siebziger Jahre „so reich an Bildstoffen und 
ideellem Gehalt, an formellen Lösungen und 
Anregungen" und so unmittelbar aktuell „in 
der Auseinandersetzung mit der Wirklichkeit" 
gemacht habe33 ).
In solchen Bemerkungen der DDR-Kunstkri-
tik wird indirekt eine deutliche Zäsur zwi-
schen den siebziger Jahren und den beiden 
vorangegangenen Jahrzehnten konstatiert. Im 
gleichen Katalog-Aufsatz analysiert Raum 
auch die Gründe, die eine solche stoffliche und 
gestalterische Verdichtung der DDR-Malerei 
ermöglichten. An erster Stelle nennt Raum ein 
wachsendes öffentliches Interesse, das die Bil-
dende Kunst für sich in den siebziger Jahren 
verbuchen kann, statistisch ablesbar z. B. an 
den Besucherzahlen der Dresdner Kunstaus-
stellung, die 1977/78 gerade wegen der inten-
siv geführten Diskussionen um eine Reihe von 
Konfliktbildern erstmals weit mehr als eine 
Million Besucher verzeichnen konnte: „Das 
Massenbedürfnis und Masseninteresse an bil-
dender Kunst stieg in dem Maße, wie diese 
ihre spezifischen Möglichkeiten herausarbei-
tete, differenzierter in ihren Ausdruckswei-
sen, tiefer, ja widerspruchsreicher in ihren Ge-
stalten und schwieriger in ihrer Lesbarkeit, 
also insgesamt anspruchsvoller wurde"34 ). 
Raum sieht hier ein Kausalverhältnis zwi-
schen dem sprunghaft angestiegenen Niveau, 
das sich vor allem in einem vertieften Pro-
blembewußtsein ausdrückt, und einer Steige-
rung des Interesses für den Betrachter, zumal 
die Malerei der siebziger Jahre auf den beleh-
renden Zeigefinger des dogmatischen Realis-
mus verzichtet.
Die Existenz eines Dialoges zwischen der 
Kunst und der Bevölkerung spiegelt sich auch 
in der Art und Weise wider, wie die DDR- 
Kunstkritik heute Ausstellungen rezensiert. 
Ein Kommentar wie der zur 10. Leipziger Be-
zirksausstellung im „Neuen Deutschland" vom 
24. Oktober 1979 aus der Feder Dietmar Ei-
solds mit dem Titel: „Herausforderung zur 
Zwiesprache über bewegende Fragen der Zeit"

33) Siehe Hermann Raum, in: Weggefährten — Zeit-
genossen, a. a. O., S. 66.
34) A. a. O„ S. 67.



wäre zehn Jahre früher ebenso wenig denkbar 
gewesen wie die Würdigung Hermann Raums 
im Katalog „Weggefährten — Zeitgenossen" 
für die Kunst der siebziger Jahre: Die Malerei 
„hat sich für ihr Publikum, eben für das DDR- 
Publikum der siebziger Jahre, in zweierlei 
Hinsicht als ,Lebenselement' verfügbar ge-
macht, indem sie zum einen in differenzierte- 
rer und reichhaltigerer Weise Genuß, Erho-
lung, Vergnügen, aber auch Denkarbeit bietet 
und zum anderen das reale Leben allseitiger, 
wahrhaftiger ausleuchtet, sich auch den alltäg-
lichsten Sorgen, dem Ungelösten und Unerlö-
sten, ja dem vielleicht Unlösbaren ebenso zu-
wendet wie den kleinen Freuden und dem gro-
ßen privaten Glück, der so nötigen und so 
schweren Selbstverwirklichung des einzelnen, 
dem weiteren Spektrum der Beziehungen In-
dividuum — Gesellschaft"35 ).

35) A. ä. O., S. 68.
36) Dietmar Eisold, Herausforderung zur Zwiespra-
che über bewegende Fragen der Zeit. Zur Malerei 
der 10. Bezirksausstellung Leipzig, in: Neues 
Deutschland, 24. 10. 1979.

Wenn man den vielseitigen Themenkatalog 
der Malerei für die siebziger Jahre aufschlüs-
selt, so stößt man in der Tat immer wieder auf 
die von Raum angesprochene Fragestellung: 
Wie lassen sich die Bedürfnisse individuellen 
Glücks mit den sozialen Notwendigkeiten in 
Einklang bringen? Mit dieser Problematisie-
rung erobert sich die DDR-Malerei jene the-
matisch pluralistische Artikulationsbasis bis 
hin zur Selbstreflexion im Selbstporträt zu-
rück, die sie in der liberalen Frühphase der 
vierziger Jahre schon einmal besessen hatte. 
Das heißt, daß das Konfliktbild als Bildtyp der 
siebziger Jahre nicht nur neue stilistische und 
inhaltliche Akzente in die Genres des Arbei-
terporträts, des Brigadebildes und des Histo-
rienbildes einbringt, sondern darüber hinaus 
andere Gattungen wie z. B. das bereits ge-
nannte Selbstporträt, aber auch das erlebnis- 
haft empfundene Landschaftsbild, das Stille-
ben oder das Familienbild wiederentdeckt. 
Dem vielseitiger gewordenen inhaltlichen 
Spektrum korrespondiert im stilistischen An-
gebot die „Ausprägung einer Vielfalt unver-
kennbar persönlicher Handschriften"36 ), die es 
unmöglich machen, noch weiterhin von dem 
Sozialistischen Realismus der DDR zu spre-
chen.

Dieser Pluralismus wird besonders augenfällig 
an der DDR-spezifisch wichtigen Gattung des 
Arbeiter- und Brigadebildes. Dabei zeigt sich 
als Grundtendenz eine Entheroisierung zu-
gunsten einer realitätsnahen Individualzeich-
nung sowie einer Problematisierung des 
Arbeits- und Lebensalltags. Der fortschrei-
tende Verzicht auf jenen Bildtypus, der den 
Arbeiter durch überhöhende Symbolisierung 
posenhaft zum Vorbild stilisierte, zeige sich 
bereits 1970 im „Brigadier" von Bernhard Hei-
sig. Auf diesem Gemälde wirkt der porträ-
tierte Brigadier wie der Nachbar von nebenan, 
der auf der Suche nach einem persönlichen 
Wort auf den Betrachter zuzuschreiten 
scheint. Diese Geste wird noch durch die leb-
hafte, impressionistische Farbe unterstrichen, 
die dem Bild als Gesamtaussage die Stimmung 
individueller Lebensfreude und die Ausstrah-
lung einer großen persönlichen Kommunika-
tionsbereitschaft verleiht.
Zu den meist diskutierten Bildern der VIII. 
Kunstausstellung 1977/78 in Dresden zählte 
das eindrucksvolle Mattheuer-Gemälde „Die 
Ausgezeichnete" von 1973/74. Ungewöhnlich 
war für die Betrachter dieses Bildes die Ent-
heroisierung des sogenannten Arbeiterbildnis-
ses durch die sinnbildhafte Verdichtung einer 
Situation aus dem betrieblichen Alltag. Ob-
wohl Mattheuers „Ausgezeichnete" aus Anlaß 
ihrer Feierstunde porträtiert ist, strahlt das 
Gemälde die melancholische Leere eines al-
ten, einsam gewordenen Menschen aus, der 
die Schattenseiten des Lebens erfahren hat 
und aus dem Wissen um die Schwere des All-
tags nicht nur mit Freude auf die erteilte Eh-
rung reagiert, sondern in ernster Stille ver-
harrt. Ein in monochromer Farbe gemalter 
Hintergrund und ein weißer Tisch, der die 
Frau wie eine Barriere isoliert, konzentrieren 
die Aufmerksamkeit des Betrachters ganz auf 
die Psyche dieser dem Rentenalter nahen 
Frau. Das Gemälde spricht dabei keinen Kon-
fliktstoff unmittelbar an, sondern zwingt den 
Betrachter eben seine sinnbildlich gesetzte 
Farbe und Dingzeichnung zu eigenständiger 
Reflexion.

Neben einer neuen Blüte des Stillebens und 
des Familienbildes erlebt vor allem das Land-
schaftsbild eine auffallend fruchtbare Renais-
sance unter den Malern der DDR, wobei ge-
rade in dieser Gattung der „Reichtum" der „per-







sönlichen Handschriften"37 ) besonders ausge-
prägt erscheint. Neben sehr individuell emp-
fundenen Landschaftsimpressionen im Stil 
von Nolde oder Macke trifft man mehr und 
mehr auf Stilelemente im Anschluß an die 
dingliche Rätselsprache eines Magritte oder 
an die surreal-phantastischen Bildfindungen 
von Max Ernst oder Oelze. Caspar David 
Friedrichs zwischen verstecktem Chaos und 
harmonischer Ordnung angesiedelte, symboli-
sche Landschaften sind vor allem nach der 
großen Dresdner Ausstellung des Romanti-
kers als Anreger unter den jüngeren Malern 
aus dem Schülerkreis Heisigs, Tübkes und 
Mattheuers auszumachen, und die menschen-
leere Stadtlandschaft der Neuen Sachlichkeit, 
wie wir sie von Scholz, Schrimpf und Radziwill 
her kennen, dürfte wohl eine Reihe von Stadt-
ansichten aus den siebziger Jahren angeregt 
haben. Den eindrucksvollsten Niederschlag 
hat die magische Färb- und Dingsetzung der 
Veristen aus den zwanziger Jahren zweifellos 
in dem suggestiven Gemälde des jungen Hal-
lensers Uwe Pfeifer gefunden, das unter dem 
ironischen Titel „Feierabend“ den Menschen-
stau nach Dienstschluß im Unterführungstun-
nel darstellt. Deutlicher als hier in diesem Bild 
kann die Frage nach der Lebensqualität wohl 
kaum gestellt sein.

37) D. Eisold, ebenda.

38) Ulrich Kuhirt, Lebendige Tradition — Suche 
nach neuen Ausdrucksmöglichkeiten. Zur Malerei 
der Dresdner Bezirksausstellung, in: Neues 
Deutschland, 7.11.1979. Vgl. auch Karin Thomas, 
Malerei in der DDR 1949—1979, Köln 1980. Diese 
Bild-Dokumentation enhält zahlreiche Konfliktbil-
der.

Im Anschluß an Mattheuers zahlreiche sym-
bolisch-hintergründige Landschaftsbilder, die 
des Malers Gratwanderung zwischen Realität 
und Wunschträumen in doppelbödigen Titeln 
wie „Schöner Abend" und „Schöner Sonntag" 
verrätseln, sind viele Landschaftsbilder aus 
den siebziger Jahren verschlüsselte Selbstaus-
sagen, oder sie beinhalten zentrale Fragen 
zum Verhältnis zwischen Mensch und Natur 
— ein Thema, das auch im Industriestaat DDR 
aufgrund seiner räumlichen Enge und der we-
nigen noch relativ unberührten Landschafts-
regionen Aufmerksamkeit findet.
Aus den hier beispielhaft zitierten Bildern 
wird deutlich, wie realitätsnah das Konflikt-
bild der siebziger Jahre die Probleme individu-
eller wie gesellschaftlicher Existenz themati-
siert. Der Reifeprozeß, der sich in solchen 
Sinnfragen nach der Lebensqualität aus-
spricht, gestattet daher auch mit vollem Recht 
den Niveauvergleich mit der Kunst des We-

stens. Dabei wäre es aber absolut falsch, wenn 
man die prinzipiellen Unterschiede leugnete, 
die das künstlerische Selbstverständnis eines 
DDR-Malers von dem eines Vertreters der 
westlichen Kunstszene trennen.
Jede originelle Bildlösung der letzten Jahre, 
jede Konfliktaussage über die Verhältnisse im 
DDR-Alltag — kurz, das ganze vielseitige 
Spektrum der „persönlichen Handschriften" 
dient letztlich dazu, die „Persönlichkeit" des 
sozialistischen Menschen so „konkret" wie 
möglich zu machen38 ). Allen Malern gemein-
sam ist daher im Gegensatz zum Werteplura-
lismus westlicher Kunst die grundsätzliche 
Orientierung an der Zielsetzung einer soziali-
stischen Gesellschaft. Individuell differenziert 
hat sich allein die künstlerische Umsetzung 
dieser Orientierung aufgrund von persönlich 
empfundenen Lebenssituationen. Individuali-
tät als Selbstzweck, wie wir sie in unserer 
westlichen Kunstszene kennen, gilt in der 
DDR nach wie vor als eine verwerfliche Flucht 
aus der Gesellschaft, als eine Aufhebung des 
Prinzips „Parteilichkeit". Bei aller Korrektur 
vergangener Maßstäbe haben Kunstkritik und 
Kunstpolitik der siebziger Jahre das Lenin-Po- 
stulat der „Parteilichkeit" für die Kunstproduk-
tion der DDR nie aufgegeben. Wenn beide in 
jüngster Zeit auch die Leninsche „Volksver-
bundenheit" wieder aufgreifen — ohne aller-
dings die Malerei auf jene Klischeehaftigkeit 
zurückführen zu wollen, die sie in den fünfzi-
ger Jahren disqualifizierte —, so ist das mög-
lich, weil die „Volksverbundenheit" heute als 
Interessenidentität zwischen Kunst und Ge-
sellschaft verstanden wird. Wenn also der 
Künstler den kritischen Zeigefinger auf bri-
sante Konfliktstoffe legt, dann können Kunst-
politik und Kunstkritik in der Interpretation 
solcher Konfliktbilder darauf verweisen, daß 
hinter solchen Problemaussagen stets der 
Wille zur Überwindung eines Mangels steht. 
Die Infragestellung einer Realität um ihrer 
selbst willen, wie wir sie in der westlichen 
Kunstszene seit der Dada-Tradition immer



wieder erleben 39), ist der DDR-Kunst fremd; in 
der Ausschaltung einer solchen totalen Infra-
gestellung besitzt der DDR-eigene Sozialisti-
sche Realismus daher auch trotz aller Diffe-
renzierung der Handschrift seine tragende 
Kontinuität.
Genau in dieser Tatsache ist der Grund zu su-
chen, daß die Kunstkritik der DDR von heute 

trotz aller Zurechtrückung alter Fehleinschät-
zungen die eigene dreißigjährige und die so-
wjetische Tradition letztlich nicht leugnet, 
sondern als ständigen Fortschritt in Parallele 
zur gesellschaftspolitischen Entwicklung be-
greift. Zum anderen liegt in diesem künstleri-
schen Selbstverständnis der heute zu Ruhm 
gelangten DDR-Maler auch der große stilisti-
sche Freiheitsraum begründet, den die Partei 
zur Verwunderung des Westens ihren Bilden-
den Künstlern im Unterschied zu den Schrift-
stellern in großem Maße gewährt. Es mag er-
staunen, daß eine offizielle Galerie der DDR wie 
die Leipziger „Galerie am Sachsenplatz" 1978 
eine Ausstellung mit Collagen aus eigener 
DDR-Produktion zusammenstellen konnte, 

39) Die Dada-Bewegung war eine internationale 
Stilrichtung in der Kunst seit 1917, die mit einer Art 
Kunst-Anarchie und in Verneinung der Tradition 
eine neue Kunst als Anti-Kunst suchte. Sie hatte 
nach dem Krieg in der Happening- und Fluxus- 
Szene eine direkte Nachfolgerin. Auch heute lassen 
sich immer wieder einzelne Künstler auf diese Anti-
kunst-Bewegung zurückführen, weil sie die gleiche 
totale Infragestellung praktizieren.



daß surreale, abstrakte und konstruktivisti-
sche Bildfindungen in aufwendigen Bildbän-
den abgedruckt werden, während Schriftstel-
ler, die sich gegen die Ausbürgerung des unbe-
quemen, aber doch sozialistischen Literaten 
Wolf Biermann ausgesprochen haben, Repres-
salien erleiden.

Die Erklärung für die Toleranz der Partei ge-
genüber dem malerischen Stilpluralismus ist 
allerdings nicht ausschließlich in solch äußer-
lichen Dimensionen wie der Tatsache zu su-
chen, daß die internationale Anerkennung der 
heutigen DDR-Malerei und ihr Export in den 
Westen zu größeren experimentellen Spiel-
räumen verholten hat. Ebenso wenig erklärt 
sich die relativ liberale Kunstpolitik gegen-
über der Malerei allein aus jenem vielzitierten 
Argument, die Bildende Kunst habe nicht die 
Breitenwirkung in der Bevölkerung wie die Li-
teratur. Wichtiger als diese sicher auch rich-
tige Begründung erscheint mir die bereits er-
wähnte verbindliche ideologische Basis, zu der 
sich die DDR-Maler immer wieder verbal be-
kennen. Man braucht sich nur das Eröffnungs-
referat von Willi Sitte auf dem 8. Kongreß des 
Verbandes Bildender Künstler der DDR auf-
merksam durchzulesen, um das Gewicht die-
ses Aspektes zu begreifen. Schon rein äußer-
lich wird ihm in der Rede ein weit größerer 
Raum zugebilligt als dem durchaus mit Stolz 
vorgetragenen Verweis auf die gewachsene 
internationale Reputation der heutigen DDR- 
Malerei: „... die kritischen Akzente in unserer 
Kunst sind genauer und wirksamer geworden. 
... Wir brauchen sozialistische Kritik — im Le-
ben, also auch in der Kunst... Selbstverständ-
lich haben wir immer sehr genau zu unter-
scheiden zwischen einer konstruktiven Kritik, 
die uns voranhilft, und einer Kritik, die sich 
gegen die Grundlagen der sozialistischen Ge-
sellschaft richtet. Auf diese Weise ist klarge-
stellt, daß die Zulässigkeit von Kritik nicht an 
ihrer Schärfe gemessen wird, wohl aber an der 
Position, von der aus sie geübt wird, und an der 
Richtung, in die sie wirkt... Unsere Kunst ist 
in den letzten Jahren dem sozialistischen All-
tag und seinen Menschen sehr viel näherge-
rückt, sie ist tiefer und verzweigter in ihn ein-
gedrungen, hat eine sozial genauere Sicht ge-
wonnen und ein stärker differenziertes, viel-
schichtiges Bild gezeichnet... Das hat die 
Möglichkeiten des sozialistischen Realismus 

gesteigert und verdichtet... Gesellschaftlich 
Verbindliches wird dabei nicht aufgegeben, 
sondern am besonderen Einzelfall unter dem 
Aspekt der ständigen Bewährung aufgedeckt. 
All das hat unserer Kunst neue Züge von 
Volksverbundenheit verliehen, weil sie damit 
das Leben umfassender begreift und deutet 
und weil dies von den Menschen als ihr Leben 
verstanden werden kann."40 )

40) Referat von Willi Sitte, Präsident des Verbandes 
Bildender Künstler der DDR, auf dem 8. Kongreß 
des Verbandes der Bildenden Künstler der DDR: 
Mit der Arbeiterklasse und ihrer Partei fest verbun-
den, in: Neues Deutschland, 22. 11. 1978.

Das Verhältnis zwischen den Bildenden 
Künstlern und der Kulturpolitik der SED trägt 
in den letzten Jahren einen spezifischen Dop-
pelcharakter, der gleichermaßen Identifika-
tion und kritische Reflexion über den Zustand 
der Gesellschaft einschließt und im Begriff ei-
ner kritischen Solidarität gefaßt werden könn-
te. Das Fundament der Übereinstimmung liegt 
im gemeinsamen Bekenntnis zum Sozialismus, 
in der Bejahung der gesellschaftlichen Verant-
wortung des Künstlers und in der Anerken-
nung der bewußtseinsbildenden Funktion der 
Künste. Die Entwicklung eines Spannungsver-
hältnisses setzt ein, wenn es um die konkrete 
Auseinandersetzung mit der gesellschaftli-
chen Realität geht. Zwar wendet sich auch die 
SED mit ihrem auf dem VIII. Parteitag (1971) 
proklamierten kulturpolitischen Programm 
deutlich gegen Oberflächlichkeit, Langeweile 
und Schönfärberei und lehnt die Aufrechter-
haltung von Tabus verbal ab, doch besteht sie 
gleichzeitig auf der Feststellung, daß der „real 
existierende Sozialismus" vorwiegend in der 
Perspektive seiner positiven Resultate darzu-
stellen sei. In dem Maße, wie sich die Künste 
mit Fehlentwicklungen und Mängeln beschäf-
tigen und Fragen an die Gesellschaft richten, 
auf welche die Politik keine Antworten bereit 
hält, unterliegt die politische Führung immer 
wieder der Versuchung zu ängstlichen Ab-
wehrreaktionen.
Wenn die SED einen solchen konstruktiv-kri-
tischen Beitrag der Künste nicht immer als 
Vorbedingung für gesellschaftlichen Fort-
schritt anerkennen will, sondern als Gefähr-
dung eigener Machtsicherungsinteressen be-
greift, dann wird diese Haltung der SED 
manchmal auch durch eine politisch hintersin-



nige Art der Werkinterpretation seitens west-
licher Kritiker bestärkt, die den Verdacht der 
Herrschenden in der DDR nähren, es handle 
sich hierbei um eine kaschierte Systemopposi-
tio 41n ).
Die Kulturpolitik der DDR hat in Literatur und 
Bildender Kunst unterschiedliche, beinahe 
entgegengesetzte Wirkungen gezeitigt: Wäh-
rend die Literaturpolitik nach der im Novem-
ber 1976 erfolgten Ausbürgerung Wolf Bier-
manns den daraus resultierenden Konflikt mit 
einer Reihe prominenter Schriftsteller mehr 
unter Gesichtspunkten einer Konfrontation 
behandelte und entsprechend reagierte (z.B. 
gegen Stefan Heym und Rolf Schneider), ha-
ben sich gleichzeitig die Entwicklungsbedin-
gungen der Bildenden Kunst inhaltlich nicht 
eingeschränkt und formal sogar erweitert. Der 
wichtigste Grund für diesen gegenläufigen 
Prozeß dürfte in der Tatsache liegen, daß die 
Bildende Kunst ihre Aussagen über gesell-
schaftliche Zustände und individuelle Erfah-
rungen in einer stärker vermittelten Weise 
formuliert, die sich im Vergleich zur Literatur 
weniger leicht als grundsätzliche Infragestel-
lung der sozialistischen Gesellschaft interpre-
tieren läßt.
Auch ist offenkundig, daß die Resonanz der 
westlichen Kunstkritik auf Werke der Bilden-
den Kunst aus der DDR viel weniger als im li-
terarischen Bereich Befürchtungen der politi-
schen Führung aktiviert hat, es könnte sich 
hierbei um einen gefährlichen Beifall von der 

falschen Seite handeln. Vielmehr sieht die 
SED, daß der Erfolg ihrer Bildenden Kunst auf 
künstlerischen Qualitätsurteilen beruht. Ein 
solcher Erfolg ist daher, wie etwa auch die be-
achtlichen sportlichen Leistungen der DDR, 
als ein politischer Prestigezuwachs auszuwer-
ten.

Schließlich kann auch nicht unerwähnt blei-
ben, daß bei dem vielstimmigen Künstlerpro-
test nach der Biermann-Ausbürgerung, den 
insgesamt etwa 100 Personen unterschrieben, 
mit Ausnahme Fritz Cremers (der sich nach-
träglich von seiner Mitwirkung distanzierte) 
keine Bildenden Künstler beteiligt waren42), 
so daß die SED daraus ein besonderes Maß an 
Übereinstimmung mit dieser Künstlergruppe 
ableiten konnte.

41) Vergleiche dazu den Diskussionsbeitrag von Ju-
rek Becker auf dem VIII. Schriftstellerkongreß der 
DDR zu bestimmten Tendenzen westdeutscher Kri-
tik zur DDR-Literatur (November 1973): „Es wird be-
wiesen: Er, der DDR-Autor, bewegt sich fortwäh-
rend in einem Irrgarten von Zwängen, Tabus und 
Bevormundungen, daher liegt es auf der Hand, daß 
er nicht so kann, wie er will. Folglich ist er gezwun-
gen, Rücksichten zu nehmen, die nicht seinen 
eigenen Intentionen entspringen. So bleibt ihm 
nichts anderes übrig, als sein wahres Anliegen zu 
verstecken, er muß sich in Metaphern und Andeu-
tungen ergehen und sich notgedrungen darauf ver-
lassen, daß die an solche Verfahrensweisen ge-
wöhnten Leser schon das Eigentliche herauslesen 
werden: zwischen den Zeilen steht das wichtigste.“ 
Becker meint weiter, damit werde der Zweck ver-
folgt, „den westdeutschen Lesern zu suggerieren, 
daß es sich bei einem Großteil der DDR-Literatur im 
Grunde um so etwas Ähnliches wie Widerstandsli-
teratur handle, die andere sei ohnehin minderwer-
tig.“ Text in: VIII. Schriftstellerkongreß der Deut-
schen Demokratischen Republik. Protokoll, Berlin 
(Ost) und Weimar 1974, S. 89 f.

42) Vergleiche dazu die Dokumentation in: Deutsch-
land Archiv, Heft 1, 1977, S. 69 ff., insbesondere 
S. 75 f.
43) Im September 1980 war in der bundesrepublika-
nischen Presse die Mitteilung zu lesen, zahlreiche 
DDR-Künstler hätten sich über den geringen An- 
kau! von Konfliktbildern durch die öffentliche Hand 
beklagt, obwohl DDR-Presse und Kunstkritik eine 
Reihe von Werken dieses Genres, die auf den Be-
zirksausstellungen des Jahres 1979 zu sehen waren, 
ausdrücklich mit Lob versahen.
44) Die Besucherzahlen wurden im „Neuen Deutsch-
land" am 3. 1. 1980 veröffentlicht.

Diese Übereinstimmung, die auch Willi Sitte 
im Namen der Bildenden Künstler auf dem 
8. Verbandskongreß unterstrich, macht es der 
SED möglich, daß Konfliktbild der Malerei mit 
seinen kritischen Aspekten leichter zu akzep-
tieren als vergleichbare Tendenzen in der Li-
teratur. Trotzdem läßt sich die latente Be-
fürchtung der Partei beobachten, das Konflikt-
bild könnte zum wichtigsten und dominieren-
den Gegenstand der Bildenden Kunst in der 
DDR werden43 ). Wie realistisch diese Befürch-
tung ist, zeigt die Tatsache, daß die 10. Leipzi-
ger Bezirksausstellung im Herbst 1979 etwa 
130 000 Besucher zählte44 ), die sich für die 
neuen Werke der Bildenden Kunst aus den 
letzten Jahren interessierten, während die 
große Berliner Ausstellung „Weggefährten — 
Zeitgenossen“, die den geschichtlichen Ent-
wicklungsgang der DDR-Malerei ins Gedächt-
nis rufen sollte und daher propagandistisch 
groß angelegt war, wegen ihrer bereits be-
kannten Exponate nur etwa 45 000 Besucher 
verzeichnen konnte.



Um die befürchtete Dominanz des Konfliktbil-
des zu relativieren, bemüht sich die Kulturpo-
litik in den letzten Jahren um eine stärkere 
Ästhetisierung der Kunst. Zu dieser Tendenz 
der Ästhetisierung gehört die Aufforderung 
zu weiteren stilistischen Experimenten, denn 
eine Collage und eine surreale oder abstrakte 
Bildfindung ist unter dem Gesichtspunkt der 
Breitenwirksamkeit weniger effektiv als ein 
realistisches Konfliktbild. Unterstützt wird 
diese Ästhetisierung der Kunst durch die Ein-
richtung eines Staatlichen Kunsthandels, der 
in den DDR-Städten etwa 20 Galerien für Ge-
genwartskunst unterhält und der auch Ex-
porte in den Westen organisiert. Hier kann 
der Sammler Bilder, Grafiken und Plastiken 
erwerben, wodurch sich eine Nachfrage nach 
schmückender Kunst (Stilleben, Porträt, Land-
schaft) auch als Folge des wachsenden Stan-
dards in der Wohnkultur eingestellt hat. Die 
treffendsten Aussagen aber machen die 
Kunstproduktionen selbst. Die Bezirksausstel-
lungen des Jahres 1979 haben mit ihren Expo-
naten gezeigt, daß das stilistische Experiment 
weiter fortschreitet, daß sich das Konfliktbild 
in der von uns beschriebenen Weise fest in der 
DDR-Malerei etabliert hat und daß sich indivi-
duelle Erfahrungen und Impressionen in stili-
stisch überraschenden Bildfindungen neben 
dem Konfliktbild breiten Raum erobert ha-
ben.

Wenn man darüber hinaus registriert, daß der 
bekannte DDR-Regisseur Konrad Wolf als 
Präsident der Akademie der Künste anläßlich 
einer Beratung Erich Honeckers mit Kultur- 
und Kunstschaffenden der DDR am 22. Juni 
1979 den Verzicht auf Zensur und eine „dyna-
mische, problembewußte, prozeßhafte Kunst" 
forderte, „die sich um die sozialistischen Ideale 
im Alltag der Menschen bemüht"45 ), und daß 
Erich Honecker auf dieser Tagung die Aufhe-
bung jeglicher „Tabus” sowohl für „Fragen der 
inhaltlichen Gestaltung als auch des Stils" aus-
drücklich bekräftigt46 ), so mag man daraus die 
Hoffnung ableiten, daß sich das pluralistische 
Erscheinungsbild, das sich die Bildende Kunst 
in den siebziger Jahren in der DDR erobert 
hat, auch in den achtziger Jahren fortsetzen 
und sogar verstärken wird.

45) Unerschütterliches Bündnis zwischen Partei und 
Kulturschaffenden. Beratung Erich Honeckers mit 
Kultur- und Kunstschaffenden in der DDR am 
22. Juni 1979 in Berlin, Dietz Verlag, Berlin (Ost) 
1979, darin Konrad Wolf, S. 116.
46) A. a. O„ S. 53.

Auszugsweiser Vorabdruck aus dem in diesen 
Tagen erscheinenden Buch der Verfasserin: 
„Malerei der DDR 1949—1979, Dumont-Buch-
verlag Köln.



Jörg Bernhard Bilke: Menschenrechte im SED-Staat

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46/80, S. 3—19

Eine Bürgerrechtsbewegung, die mit denen in der Tschechoslowakei und in Polen ver-
gleichbar wäre, hat es im anderen Teil Deutschlands nie gegeben. Zu verzeichnen sind al-
lenfalls Ansätze von öffentlich artikulierter Unzufriedenheit seit der Unterzeichnung der 
KSZE-Schlußakte von Helsinki am 1. August 1975. Die dort getroffenen Vereinbarungen 
wurden jedoch durch ein neues Strafgesetz 1979 neutralisiert.
Eine wichtige Aufgabe als Informationsträger fällt in der DDR der Literatur zu, die zu Prote-
sten gegen staatliche Bevormundungen ermutigt hat. So erscheint es nur konsequent, daß 
sich Veröffentlichungsverbote, Verhaftungen und Ausweisungen seit 1976 zuerst gegen op-
positionelle Autoren und Intellektuelle überhaupt richteten, die durch die realistische Be-
schreibung der Zustände im „realen Sozialismus“ die Machtpositionen der kommunisti-
schen Minorität gefährdeten. Daneben besteht ein zweites und drittes Unruhepotential in 
der Arbeiterschaft, die sich um die Früchte ihrer Anstrengungen betrogen sieht, und in der 
Jugend, die durch „Wehrerziehung“ sozialisiert werden soll.
Die Folge wachsender Unzufriedenheit mit dem dürftigen Angebot sozialistischer „Lebens-
qualität" sind zahlreiche Ausreisebegehren, die bei prominenten DDR-Bürgern fast immer 
zum Erfolg führen, während unbekannte Gesuchssteller oft jahrelang schikaniert werden, 
ohne Aussicht auf Änderung ihrer Situation.
In neuerer Zeit sind die DDR-Behörden dazu übergegangen, die KSZE-Vereinbarungen 
durch juristische Zweckinterpretation ideologisch zu entschärfen und den Begriff „Men-
schenrechte" so umzudeuten, daß er für Übersiedlungswünsche unbrauchbar wird. Die in 
den letzten Wochen intensiv betriebenen Abgrenzungsbemühungen sowohl gegen Mas-
senmedien und Verwandtenbesuche aus dem Nachbarstaat Bundesrepublik Deutschland 
als auch gegen revisionistische Tendenzen aus dem sozialistischen „Bruderland" Polen zei-
gen, in welchem Ausmaß die ohne demokratische Legitimierung herrschende kommunisti-
sche Minderheit ihre Machtpositionen gefährdet sieht.

Lothar Jegensdorf: Kulturpolitik und literarische Zensur in der DDR

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46/80, S. 21—36

Die literarische Zensur in der DDR ist bisher kein Thema der Germanistik, obwohl z. B. die 
Literatursoziologie hier ein reiches Faktenmaterial für die Analyse des Wechselverhältnis-
ses von politischen Rahmenbedingungen, Autor, Text und Leser zur Verfügung hätte. Die-
ser Beitrag beschäftigt sich mit folgenden Fragen:
— Welche zensurierenden Maßnahmen werden gegenwärtig in der DDR praktiziert?
— Welche Auswirkungen lassen sich im Bereich des literarischen Lebens durch zensurie-
rende Eingriffe beobachten? Haben sich unter dem Vorzeichen der politischen Zensur spe-
zifische Schreibweisen entwickelt?
Ausführlich werden die verschiedenen Formen der Zensurpraxis dargestellt: die verfas-
sungsrechtliche, ideologische, kaderpolitische, administrative und strafgesetzliche Zensur. 
Die Geschichte der Literaten und Literatur in der DDR belegt vielfach, gegen welche 
Schwierigkeiten Autoren anschreiben müssen, um im eigenen Staat publizieren zu kön-
nen.
Die Wirkungen der Zensur — sei sie politisch, religiös oder moralisch motiviert — sind in 
der europäischen Geschichte stets ambivalent gewesen: Teils verhinderte sie die Produk-
tion und Verbreitung von Literatur, teils provozierte sie geistigen Widerstand und setzte 
somit Kräfte frei, die die literarische Produktivität förderten. Gleiches gilt für die literari-
sche Entwicklung in der DDR.
Das gemäßigte kulturpolitische Klima in der DDR seit Anfang der siebziger Jahre war die 
Voraussetzung für das Offenbarwerden eines zuvor nicht bekannten Reichtums im Thema-
tischen und Stilistischen. Je mehr sich in den folgenden Jahren der kulturpolitische Kurs 
verschärfte, desto auffälliger entwickelten sich literarische Schreibweisen, die es erlauben, 
auch unter widrigen Umständen „listig“ (B. Brecht) die Wahrheit zu sagen. Dazu gehören hi-
storische und sprachliche Verfremdungen, literarische Montagen, die Renaissance der Fa-
bel, die Rezeption „gebrochener" Gestalten aus der Literatur des 18. und 19. Jahrhunderts, 
sublime Techniken der Dialogisierung, der Anspielung und Aussparung.
Die längerfristigen Konsequenzen für die Schriftsteller in der DDR aus den strafrechtlichen 
Bestimmungen vom August 1979 sind noch nicht abzusehen. Dennoch ist kurzfristig bereits 
feststellbar, daß DDR-Autoren literarische Werke mit kritischen Tendenzen seitdem nicht 
publizieren, weder in der DDR noch — unter Umgehung von vorgeschriebenen Regelungen 
— im westlichen Ausland. Dieses Schweigen ist „beredt" (Stefan Heym).



Karin Thomas, Dreißig Jahre Kulturpolitik der DDR im Spiegel ihrer 
Malerei

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46/80, S. 37—60

Seitdem die Malerei der DDR 1977 zum ersten Mal auf einer Documenta gezeigt wurde, ist 
das Interesse an ihr in der Bundesrepublik Deutschland und in den westlichen Ländern 
ständig gestiegen. Vor allem bewundert man die handwerkliche Brillanz der allegorischen 
Monumentalgemälde von Werner Tübke sowie die eindringliche Symbolik bei Wolfgang 
Mattheuer; und man ist angesichts der nicht immer leicht verständlichen westlichen 
Kunstszene sehr aufgeschlossen für die konkrete Inhaltlichkeit, die von der realistischen 
Malerei der DDR bereitgestellt wird. In der Tat ist die heutige DDR-Malerei mit ihrer stili-
stischen Vielfalt und thematischen Breite qualitativ weit entfernt von jener klischeehaften 
Propagandasprache des „Sozialistischen Realismus" der fünfziger Jahre, der nur geringes In-
teresse bei den westlichen Kunstkritikern fand.
Die Verfasserin fragt daher nach den Gründen, die zu diesem Wandel im Erscheinungsbild 
der DDR-Malerei geführt haben. Dabei wird offenkundig, daß die einzelnen Phasen der Ent-
wicklung in der DDR-Malerei vor dem jeweiligen kulturpolitischen Hintergrund zu inter-
pretieren sind, der selbst einige Wandlungen seit den vierziger Jahren aufzuweisen 
hat. So war der herkuleshafte Klischeeheld in der Malerei der fünfziger Jahre ein Produkt 
der sogenannten Aufbauphase und der Kollektivierung von Industrie und Landwirtschaft; 
der technokratische Übermensch spiegelt jene fortschritts- und wissenschaftsgläubige 
Wirtschaftspolitik der DDR in den sechziger Jahren wider, die glaubte, mit Hilfe der Tech-
nologie den Kapitalismus überholen zu können, ohne ihn erst einholen zu müssen. Aber 
auch das vieldiskutierte Konfliktbild der siebziger Jahre, das die Probleme der heutigen 
DDR-Wirklichkeit nicht mehr verschweigt, sondern konkret benennt, versteht sich letzt-
lich als ein politisches Erziehungsinstrument, denn sein kritischer Zeigefinger auf die Män-
gel des „real existierenden Sozialismus" in der DDR von heute impliziert immer auch die 
Perspektive einer positiven Korrektur.
Daher bezeichnet die Autorin die Kausalverbindung zwischen Politik und Kunst über allen 
Wandel hinweg für drei Jahrzehnte DDR-Malerei als grundlegend, was Kunstwerke aus 
dem anderen Teil Deutschlands in ihrem bewußten parteipolitischen Bekenntnis grund-
sätzlich von westlicher Kunst unterscheidet. Deren Sinnverständnis bestimmt sich dagegen 
genau umgekehrt aus der ständigen kritischen Befragung ihrer eigenen Position und des je-
weiligen gesellschaftlichen Umfeldes.
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